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0NEUE THEMEN FÜR DAS TAB 
Wie bereits in der Vergangenheit hat 
auch zu Beginn der 17. Legislaturpe-
riode der Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung 
(ABFTA) eine neue Themenfindungs-
runde bei allen Ausschüssen und Frak-
tionen des Bundestages initiiert. Bis 
Anfang April 2010 gingen 67 Projekt-
ideen ein, mehr als jemals zuvor. Das 
TAB hat alle Vorschläge ausführlich 
kommentiert, versucht, thematisch 
ähnliche Anfragen zu verbinden, und 
unter Berücksichtigung weiterer Fak-
toren wie auch der eigenen Ressourcen 
den Berichterstattern für TA einen Vor-
schlag für eine mögliche Bearbeitung 
unterbreitet. Darin wurden 36 Projekt-
ideen aufgegriffen und zu zwei The-
menstaffeln gebündelt. Nach zwei in-
tensiven Diskussionsrunden wurde 
zunächst eine Staffel mit 13 Themen 
für diese Legislaturperiode beschlos-
sen. Zwölf dieser neuen TAB-Projekte 
werden im diesem TAB-Brief kurz vor-
gestellt. Eine weitere Untersuchung zu 
»Geoengineering« wurde im Grund-
satz ebenso beschlossen, genaue Inhal-
te und Zielrahmen sollen aber erst im 
nächsten Jahr festgelegt werden.
NEUE MITARBEITER BEIM TAB
Herr Dr. Claudio Caviezel ist seit Ap-
ril 2010 neuer Mitarbeiter des TAB. 
Aufgewachsen ist Herr Caviezel in der 
Schweiz. An der Eidgenössischen Tech-
nischen Hochschule in Zürich hat er 
Physik studiert. Anschließend hat er 
am Max-Planck-Institut für Physik in 
München an den Grundlagen der Teil-
chenphysik und Kosmologie geforscht 
und auf dem Gebiet der theoretischen 
Hochenergiephysik promoviert. Nach 
dieser sehr theoretischen Arbeit freut 
sich Herr Caviezel darauf, sein physi-
kalisches und technisches Wissen im 
TAB praxisorientierter und vielschich-
tiger anzuwenden. Er wird sich schwer-
punktmäßig mit den Themen Energie, 
Ressourcen und Umwelt beschäftigen. 
Die Verstärkung für das TAB-Team 
kommt zur richtigen Zeit, sind doch 
vom Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung mehre-
re neue TAB-Projekte in diesem The-
menbereich zur Bearbeitung beschlos-
sen worden. Sein Einstieg beim TAB 
ist die Mitarbeit an der laufenden TA-
Studie »Technische Optionen zum Ma-
nagement des CO2-Kreislaufs«.
Seit Juni 2010 verstärkt Frau Johan-
na Kniehase das Sekretariatsteam des 
TAB. Zu ihren Aufgaben gehören die 
Unterstützung des Sekretariats im 
Kommunikations- und Organisations-
management, die Bearbeitung von 
TAB-Arbeitsberichten und die Pflege 
und Aktualisierung der Webseiten des 
TAB mit den dazugehörenden Daten-
banken. Sie wird Aufgaben von Frau 
Gaby Rastätter übernehmen, die nach 
elf verdienstvollen Jahren im TAB – zu-
erst in Bonn und dann in Berlin – im 
August 2010 zum ITAS nach Karlsru-
he zurückkehren wird.
TAB-BERICHTE IM BUNDESTAG
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 128 »Trans-
genes Saatgut in Entwicklungsländern 
– Erfahrungen, Herausforderungen, 
Perspektiven« wurde im März 2010 ab-
schließend beraten und zur Kenntnis 
genommen. Auch der Bericht Nr. 132 
»Biomedizinische Innovation und kli-
nische Forschung – Wettbewerbs- und 
Regulierungsfragen« wurde mit Kennt-
nisnahme im März 2010 abgeschlos-
sen. Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 133 
»Blockaden bei der Etablierung neuer 
Schlüsseltechnologien« wurde vom fe-
derführenden Ausschuss für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschät-
zung am 5. Mai 2010 ohne Präsentation 
abgenommen. Die Veröffentlichung als 
Bundestagsdrucksache ist vorgesehen. 
Auf Initiative des Ausschusses für Ar-
beit und Soziales wurde 2006 das 
TA-Projekt »Chancen und Perspek-
tiven behinderungskompensierender 
Technologien am Arbeitsplatz» initi-
iert. Nachdem es 2009 mit dem TAB-
Arbeitsbericht Nr. 129 abgeschlossen 
wurde, hat die Arbeitsgruppe Arbeit 
und Soziales der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN das TAB-
Projektteam am 17. Mai 2010 einge-
laden, um Optionen für ihre weitere 
politische Befassung zu diskutieren. 
2011 – zehn Jahre nach Einführung 
des Neunten Sozialgesetzbuches, mit 
dem ein behindertenpolitischer Para-
digmenwechsel vollzogen werden soll-
te, wird eine umfangreiche Evaluation 
der politischen Maßnahmen erwartet. 
Der TAB-Bericht mit seiner aktuellen 
Bestandsaufnahme, den sich ergeben-
den Schlussfolgerungen und möglichen 
Handlungsoptionen liefert eine gute 
Grundlage für die sich abzeichnende 
politische Befassung mit der Thema-
tik. Es ist ein gelungenes Beispiel für 
eine gute zeitliche Abstimmung von 
wissenschaftlicher Analyse und poli-
tischer Rezeption.
AUSGEWÄHLTE TAB–BERICHTE 
JETZT AUCH IN ENGLISCHER 
ÜBERSETZUNG VERFÜGBAR
Um die internationale Sichtbarkeit der 
parlamentarischen Technikfolgenab-
schätzung beim Deutschen Bundestag 
zu erhöhen, werden zukünftig, auf An-
regung der Vorsitzenden des Bundes-
tagsausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung, Frau 
Ulla Burchardt, ausgewählte Berichte 
des TAB auch in englischer Überset-
zung publiziert.
Das TAB legt die ersten drei englisch-
sprachigen Titel vor, die Themen um-
fassen, für die auch im Ausland ein 
besonderes Interesse erwartet werden 
kann. Es handelt sich dabei um
> Development Through Electronic 


















putings ausgeschöpft werden kann? 
Welche technischen, rechtlichen und 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
müssen dazu bewältigt werden – und 
worin kann der Beitrag der Politik be-
stehen? Die Autoren analysieren im 
Lichte dieser Fragen den Status quo 
und die Perspektiven des Ubiquitären 
Computings und illustrieren ihre Be-
funde an Beispielen u.a. aus Handel, 
Logistik und Gesundheitswesen. Die 
faszinierende »Heinzelmännchentech-
nologie« des Ubiquitären Computings 
muss allerdings von den Beteiligten in 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
noch umfassend fit gemacht werden, 
sollen ihre Anwendungen tatsächlich 
wirtschaftlich attraktiv, sozial verträg-
lich sowie hilfreich bei der Bewältigung 
gesellschaftlicher Probleme werden.
Die Buchpublikation basiert auf dem 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 131 »Ubiquitä-
res Computing«(Mai 2009). Die Zusam-




gehend konkretisiert, anhand dreier 
Fallstudien – Nanoelektronik als Quer-
schnittstechnologie, Windenergie als 
Anwendungstechnologie, MP3-Player 
und Mini-Beamer als Anwendungen – 
spezifische und übergreifende Faktoren 
und damit Ansatzpunkte für die politi-
sche Gestaltung des deutschen Innova-
tionssystems zu identifizieren.
Der unter der Federführung des Fraun-
hofer ISI erarbeitete TAB-Innovations-
report zeigt auf, welche Blockaden auf 
den unterschiedlichen Ebenen Kosten, 
Wissen, Markt und Institutionen über 
die verschiedenen Phasen des Innova-
tionsprozesses hinweg von besonderer 
Relevanz waren bzw. sind. Zudem wer-
den aus der Perspektive einer systemi-
schen Innovationspolitik übergreifende 
Handlungsoptionen herausgearbeitet.
Die Zusammenfassung des TAB-Ar-
beitsberichts Nr. 133 ist unter www.
tab-beim-bundestag.de/de/publikatio 
nen/berichte/ab133.html abrufbar. Der 
gedruckte Bericht kann ab August beim 
TAB-Sekretariat angefordert werden.
UBIQUITÄRES COMPUTING
Als neuer Band in der Reihe »Studien 
des Büros für Technikfolgen-Abschät-
zung beim Deutschen Bundestag« bei 
der edition sigma ist das Buch »Ubi-
quitäres Computing. Das ›Internet 
der Dinge‹ – Grundlagen, Anwendun-
gen, Folgen« erschienen. Ubiquitäres 
Computing – die komplexe elektroni-
sche Vernetzung von Dingen, die kom-
munizieren – gilt weltweit als ein er-
folgversprechender Innovationspfad. 
Intensive FuE-Aktivitäten und politi-
sche Strategien gelten dem Ziel, pra-
xistaugliche Technologien und An-
wendungen zu befördern. Wo stehen 
wir augenblicklich auf dem Weg zum 
»Internet der Dinge«? Welche prakti-
schen Projekte zeigen bereits jetzt das 
Potenzial auf, das mit der Umsetzung 
der Grundidee des Ubiquitären Com-
munication Technologies in Afri-
ca« von Christopher Coenen und 
Ulrich Riehm,
> »Greenhouse Gas – Bury it into Ob-
livion. Options and Risks of CO2 
Capture and Storage« von Reinhard 
Grünwald,
> Gene Doping. Scientific Basis – Gate-
ways – Monitoring« von Katrin 
Gerlinger, Thomas Petermann und 
Arnold Sauter.
Die Bücher können von der Website 
des TAB heruntergeladen werden. Ein 
Bezug gedruckter Exemplare über den 
Buchhandel ist momentan noch nicht 
möglich.
NEUE VERÖFFENTLICHUNGEN
BLOCKADEN BEI DER ETABLIERUNG
NEUER SCHLÜSSELTECHNOLOGIEN
Im globalen Wettbewerb um die welt-
weiten Märkte ist es für die export-
orientierte Volkswirtschaft Deutsch-
lands von elementarer Bedeutung, 
Ergebnisse von Forschung und Ent-
wicklung sowie innovative Ideen rasch 
zur Anwendung zu bringen. Auch ist 
eine schnelle Diffusion und Etablie-
rung konkreter Produkte und Ver-
fahren im Markt gegen oftmals star-
ke Konkurrenz erforderlich. Welche 
Faktoren aber entscheiden über den 
Erfolg im Innovationswett bewerb? 
Und welche Möglichkeiten bestehen 
für Forschungs-, Bildungs- und Inno-
vationspolitik, Blockaden zu beseiti-
gen und günstige Rahmenbedingun-
gen zu schaffen?
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 133 un-
tersucht, welche fördernden und hem-
menden Faktoren in Deutschland über 
die Umsetzung von Schlüsseltechno-
logien, die Schaffung deutscher Vor-
reitermärkte und damit über nachhal-
tige Exporterfolge entscheiden. Der 
Untersuchungsauftrag wurde durch 















SCHWERPUNKT: INNOVATIONEN IM GESUNDHEITSWESEN
Verglichen mit anderen gesellschaftlichen Bereichen ist das Gesundheitssystem 
besonders komplex. Diese Komplexität resultiert einmal aus der starken gesetz-
lichen Regulierung, die sich von der Forschung und Entwicklung neuer Produk-
te über ihre Marktzulassung, Preisbildung und Vergütung bis hin zu den Details 
der Vertriebs- bzw. Versorgungsstrukturen erstreckt. Systembestimmend ist auch 
die große Zahl der beteiligten Akteursgruppen mit teilweise besonderen Struk-
turen (z.B. die gemeinsame Selbstverwaltung von Ärzten, Krankenhäusern und 
Krankenkassen). Nicht zuletzt haben die Akteure, insbesondere die Patientin-
nen und Patienten, aber auch die Politik, komplexe Erwartungen bzw. Ziele, die 
sie mit einem neuen Produkt oder einer Versorgungsleistung verbinden: Die Er-
wartungen hinsichtlich Gesundheit, Wohlbefinden und umfassender Funktions-
fähigkeit im Alltag, die an Gesundheitsprodukte und -leistungen gestellt wer-
den, gehen weit über das hinaus, was der Kunde von sonstigen Produkten oder 
Dienstleistungen erwartet.
Auch aus der gesamtgesellschaftlichen 
Perspektive hat die öffentliche Gesund-
heit einen besonders hohen Stellenwert, 
insbesondere für das Wohlbefinden der 
Bevölkerung sowie für die Erhaltung ih-
rer Produktivität (Bührlen 2009). Gera-
de in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
erhofft man sich von der Gesundheits-
wirtschaft, stabilisierend zu wirken und 
Produktivitätseinbrüche abzumildern. 
Dafür ist als Binnenmarkt eine stabile 
Gesundheitsversorgung mit verlässlichen 
Entscheidungsstrukturen unabdingbar. 
Die Leistungsfähigkeit und Effizienz
des deutschen Gesundheitswesens wird
immer wieder diskutiert (Greß et al. 
2008; Sachverständigenrat für die 
Konzertierte Aktion im Gesundheits-
wesen 2002; Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der Entwicklung im Ge-
sundheitswesen 2005, 2007 u. 2009). 
Neben Qualitäts-, Kosten- und Finan-
zierungsfragen wird über die Aufgaben 
und Rollen der Beteiligten, Struktu-
ren und Steuerungsinstrumente inten-
siv diskutiert. Trotz der guten Erfolge 
in der Krankenbehandlung sei das Ge-
sundheitssystem finanziell nicht krisen-
sicher und nachhaltig und hätte keine 
ausreichenden Antworten auf die Ver-
änderungen im Krankheitsspektrum 
hin zu chronischen Krankheiten. 
Hinzu kommt, dass das Gesundheits-
wesen mit folgenden Entwicklungen 
konfrontiert ist (Bührlen/Kickbusch 
2009):
> Globalisierung und Europäisierung: 
internationale und europäische Re-
geln und Standards, Internationali-
tät des Angebots, Interkulturalität 
des Bedarfs, Mobilität von Patien-
ten und Anbietern.
> Demografischer Wandel: Altern der 
Bevölkerung und der Dienstleister, 
Rückgang der Gesamtbevölkerung. 
> Rapide Zunahme chronischer und 
psychischer Erkrankungen.
> Kontinuierliche Zunahme der Ge-
sundheits- und Krankheitsausgaben 
und wachsende Bedeutung der Kon-
sumenten im Gesundheitsmarkt.
> Technologischer Wandel durch Ein-
satz der Informationstechnologien, 
der prädiktiven und personalisier-
ten Medizin, Verwissenschaftli-
chung der Medizin.
> Individualisierung der Lebenswei-
sen, neues aktives und ganzheitli-
ches Gesundheitsverständnis vie-
ler Versicherter und Patienten.
Will man die genannten Herausforde-
rungen bewältigen, sind im Gesund-
heitswesen Innovationen auf Produkt-, 
Prozess- und Strukturebene erforder-
lich. Um der Komplexität des Gesund-
heitswesens gerecht zu werden, ist ein 
umfassendes Verständnis von Innova-
tionen und Innovationsprozessen not-
wendig. Das heißt, dass Innovation 
nicht nur die Einführung eines neu-
en Gegenstands oder Prozesses in den 
Alltagsumgebungen bedeutet, sondern 
auch bestimmte Voraussetzungen be-
nötigt und weitgehende Folgewirkun-
gen haben kann. Schon Schumpeter 
verstand Innovation als Motor nicht 
nur der wirtschaftlichen, sondern auch 
der gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lung. Seither geht man von einer kom-
plexen Wechselwirkung zwischen In-
novation und Gesellschaft aus, da der 
technologische Wandel nicht nur die 
Gesellschaft verändert, sondern gleich-
zeitig die Gesellschaft Einfluss darauf 
ausübt, welche Produkte, Prozesse und 
Strukturen eingeführt oder verändert 
werden. Zudem sind auch die Innovati-
onsprozesse selbst (Prozesse der Entste-
hung- und Verbreitung) Veränderungen 
unterworfen. Eine wichtige Entwick-
lung in dieser Hinsicht ist die »open 
innovation« (Chesbrough 2006; Dros-
sou et al. 2006), ein Trend weg von der 
Erfindung eines neuen Produkts durch 
Forscher in Firmen hin zu Erfindung 
und Entwicklung als gemeinschaft-
lichem Prozess verschiedener Grup-
pen (»collective invention«) oder gleich 
durch den Kunden (»user innovation«). 
Inzwischen wird sogar von »allgegen-
wärtiger Innovation« (»ubiquitous in-
novation«) gesprochen (Braun-Thür-
mann 2005). Diese wird als Beitrag zur 
Nachhaltigkeit und Demokratisierung 
der Wis-sensökonomie betrachtet und 
kann zu ungewöhnlichen Partnerschaf-
ten oder zu ganz neuen Fachdiszipli-
nen, Berufsbildern und Geschäftsmo-
dellen führen (Kickbusch 2008).
Für das Verständnis und die Analyse 
von Innovationsprozessen hat es sich 
bewährt, Innovation als Systempro-
zess zu betrachten. Dem entspricht, 
dass Innovationen nicht isoliert, son-
dern in regionalen, sektoralen oder na-
tionalen Innovationssystemen durch 
das Zusammenwirken ganz unter-
schiedlicher Akteure entstehen. For-
schungseinrichtungen, Universitäten, 
INNOVATIONEN IM GESUNDHEITSWESEN – 














0 ihren Spitzenverbänden, Ärzteverbän-
den und vom Gemeinsamen Bundes-
ausschuss ausgeübt wird, und so zwi-
schen Leistungserbringern und -trägern 
vermittelt.
Schon diese knappe Charakterisierung 
des Gesundheitssystems verdeutlicht, 
dass sowohl die politischen Rahmenbe-
dingungen als auch die Endnutzer (Pa-
tienten) eine besondere Rolle für Inno-
vationen im Gesundheitswesen spielen. 
In diesem Schwerpunkt werden diese 
Aspekte aufgegriffen und wesentliche 
Stellgrößen im Innovationssystem Ge-
sundheit diskutiert. 
Im Beitrag von Ralf Lindner wird In-
novationspolitik am Beispiel der Me-
dizintechnik vorgestellt. Dabei wird 
der Schwerpunkt auf eine Analyse der 
Bedeutung sogenannter systemischer 
Politikinstrumente und Koordinati-
onsmechanismen gelegt. Neben einer 
Analyse der für die Medizintechnik 
relevanten Förderpolitik des Bundes 
werden vergleichend auch Politikan-
sätze aus der Schweiz und Großbri-
tannien diskutiert und schließlich eine 
Bewertung der Innovationspolitik im 
Bereich Medizintechnik aus einer 
ganzheitlichen Perspektive vorgenom-
men. Der zweite Beitrag von Bärbel 
Hüsing widmet sich einer besonderen 
Facette der politischen Rahmenbedin-
gungen – dem Bereich der Zulassung 
von Medizinprodukten. Dabei wird 
insbesondere der Frage nachgegangen, 
inwieweit Zulassungsbedingungen als 
Hemmnis oder Antrieb von Gesund-
heitsinnovationen fungieren können 
und welche Perspektiven sich für eine 
vorausschauende Weiterentwicklung 
der Zulassungsbedingungen ergeben. 
Schließlich befasst sich der Beitrag 
von Bernhard Bührlen mit der Rol-
le der Nutzer – also der Patientinnen 
und Patienten – im Innovationssystem 
Gesundheitswesen. Dabei wird auch 
die Frage diskutiert, inwieweit eine 
verstärkte Berücksichtigung der Nut-
zerperspektive im Gesundheitswesen 
kleine und mittelständische Unterneh-
men, multinationale Konzerne, öffent-
liche und private Finanziers, Behör-
den, Kunden und weitere Akteure 
tauschen Wissen, Technologien und 
Güter aus, verändern diese, kombi-
nieren sie neu und erzeugen so Neues 
(Edquist 1997; Freeman 1988; Lund-
vall 1992; Malerba 2002). Für die 
Analyse der Innovationsakteure, ih-
rer Rollen und der wichtigsten Ein-
flussfaktoren im Innovationsgesche-
hen können verschiedene Teilsysteme 
(z.B. Wissenschaft und Ausbildung, 
private und staatliche Nachfrage, po-
litische und rechtliche Rahmenbedin-
gungen) unterschieden werden.
Das Innovationssystem Gesundheit ist 
durch eine Reihe von Besonderheiten 
charakterisiert. So gibt es vergleichs-
weise viele relevante Akteure: 
> Entwickler und Hersteller, 
> Zulassungsbehörden,
> Kliniken und Ärzte (als Leistungser-
bringer), 
> Krankenkassen und andere Trä-
ger von Gesundheitsleistungen (als 
Leistungsträger),
> Patienten (als Endnutzer oder Leis-
tungsempfänger) sowie 
> Politiker und Bürger (die durch eine
Vielzahl von politischen Rahmenbe-
dingungen den Gesundheitsmarkt 
regulieren).
Bei den politischen Rahmenbedingun-
gen und der Nachfrage fällt eine be-
sonders starke Regulierung des Ge-
sundheitswesens schon allein durch 
die Gesundheitspolitik auf, besonders 
bei der Zulassung oder Kostenerstat-
tung. Nachfrager sind im Gesundheits-
system nicht nur die Endkunden, also 
Patientinnen und Patienten, sondern 
auch die Leistungserbringer und zu-
nehmend auch die Leistungsträger, die 
für ihre Versicherten Leistungen ein-
kaufen. Ein weiteres Spezifikum des 
Gesundheitssystems ist die Selbstver-
waltung, die von Krankenkassen und 
dazu beitragen kann, die vielfach ge-
forderte verstärkte Ausrichtung des 
Gesundheitswesens auf Bürger, Ver-
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0 Die Gestaltung einer wirkungsvollen Forschungs-, Technologie und Innovations-
politik im Bereich neuer Gesundheitstechnologien stellt in mehrfacher Hinsicht 
eine Herausforderung dar: So zeichnen sich viele moderne Gesundheitstechno-
logien nicht nur durch zunehmende Komplexität aufgrund der Kombination un-
terschiedlicher Basistechnologien aus, sondern müssen zudem den Anforde-
rungen eines stark regulierten Marktumfeldes gerecht werden. Zudem fallen 
Querschnittstechnologien wie die Medizintechnik in den Kompetenzbereich un-
terschiedlicher Ressorts und erzeugen dadurch einen erhöhten politikfeldüber-
greifenden Abstimmungsbedarf. Wie kann vor diesem Hintergrund eine erfolg-
reiche Förderpolitik gestaltet werden? Dieser Beitrag berichtet über einige der 
zentralen innovationspolitischen Erkenntnisse des TAB-Politikbenchmarking-Be-
richts »Medizintechnische Innovationen – Herausforderungen für die Forschungs-, 
Wirtschafts- und Gesundheitspolitik«.
Ziel der im Dezember 2009 abgeschlos-
senen TAB-Studie war es, mit Blick 
auf die Schnittstellen zwischen For-
schungs-, Wirtschafts- und Gesund-
heitspolitik zu analysieren, welche An-
forderungen sich für die Gestaltung der 
Medizintechnikförderung aus den ge-
sundheits- und wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen ergeben, durch welche 
Mechanismen den sich teilweise di-
vergierenden Zielsetzungen und un-
terschiedlichen Handlungslogiken die-
ser Ressorts in der Praxis Rechnung 
getragen wird und welche Beispiele ei-
ner erfolgreichen Medizintechnikför-




Die Medizintechnik ist ein interdiszi-
plinär ausgerichtetes Technikfeld, das 
viele Forschungsbereiche, Technikent-
wicklungslinien und Schlüsseltechno-
logien vereint und in der Folge eine 
ausgesprochen heterogene Struktur 
aufweist. Das Spektrum der Produk-
te reicht von Verbandsmaterial über 
aktive Implantate und Endoprothe-
sen bis hin zu hochkomplexen bild-
gebenden diagnostischen Verfahren. 
Es wird erwartet, dass viele Innova-
tionen künftig in Überlappungsbe-
reichen verschiedener Wissenschafts- 
und Technikfelder stattfinden werden 





In der Medizintechnik ist eine zuneh-
mende Miniaturisierung, Compute-
risierung und Molekularisierung zu 
beobachten. Entlang der gesamten 
Wertschöpfungskette (insbesondere 
FuE und Produktion) müssen unter-
schiedliche Technologien beherrscht 
werden, wenn international wettbe-
werbsfähige Produkte und Dienst-
leistungen zur Marktreife gebracht 
werden sollen. Folgende Technolo-
gien sind dabei von hoher Relevanz: 
Mikrosystemtechnik/-elektronik, 
neue Materialien und biofunktionel-
le Werkstoffe, Nanotechnologie, op-
tische Technologien und Photonik, 
Laser, IKT, Produktionstechnologien 
sowie Bio-, Zell- und Gentechnolo-
gie (u.a. Biomarker, Zell- und Gewe-
bezüchtung). Aktuell und zukünftig 
sind folgende FuE-Gebiete von gro-
ßer Bedeutung:
> Mikrosysteme, darunter insbeson-
dere implantierbare Mikrosysteme 
(aktive, passive, mit Sensor- und 
Aktorfunktionen, telemetrisch), 
In-vitro-Diagnostik (insbesonde-
re Chiptechnologien, »Labor auf 
dem Chip«, Point-of-Care-Diagnos-
tik) sowie Mikrosysteme für die 
Medikamentenverabreichung;
> bildgebende Verfahren, insbesonde-
re auch für die visuelle Darstellung 
von krankheitsrelevanten Biomole-
külen sowie von krankheitsrelevan-
ten Körperfunktionen;
> minimalinvasive Chirurgie und mi-
nimalinvasive Eingriffe in den Kör-






> informations- und kommunikations-
technische Anwendungen und 
Dienstleistungen im Gesundheits-





Neben den spezifischen Charakte-
ristika der zum Einsatz kommenden 
Technologien wird die Medizintech-
nikbranche maßgeblich von besonders 
komplexen Rahmenbedingungen und 
Anforderungen geprägt:
> Entsprechend der großen Bandbrei-
te an Basistechnologien sind mit 
Blick auf die Wissensbasis und die 
FuE-Prozesse in der Medizintech-
nik sehr unterschiedliche Qualifi-
kationsprofile erforderlich. Nicht 
nur wird das Know-how von Medi-
zinern, Pharmakologen, Mikrobio-
logen, Biotechnologen, Ingenieu-
ren und Mikrosystemtechnikern 
für die erfolgreiche Entwicklung 
von Medizinprodukten und deren 
Anwendung in der Versorgung be-
nötigt, zunehmend ist auch die in-
tensive interdisziplinäre Zusam-
menarbeit dieser Fachrichtungen 
unabdingbar.
> Die Komplexität spiegelt sich zudem 


















0gen wider. Diese decken beispiels-
weise so unterschiedliche Bereiche 
ab wie die klinische Forschung, die 
Marktzulassung, die Preisbildung 
und Erstattung von Produkten oder 
die Überwachung des Betriebs.
> Es gibt es große Zahl beteiligter 
Akteure zum Teil mit besonderen 
Strukturen (z.B. der Selbstverwal-
tung der Ärzte, Krankenhäuser 
und Krankenkassen). Die Akteure 
im Gesundheitssystem (insbeson-
dere die Patienten und Ärzte, aber 
auch Politik, Wissenschaft und 
Wirtschaft) haben unterschiedli-
che und nicht selten konfligieren-
de Erwartungen und Interessen, 
die sie mit neuen Medizintechni-
ken verbinden.
Der Querschnittscharakter der Medi-
zintechnik spiegelt sich nicht zuletzt 
aufseiten der Bundesministerien wi-
der: So sind für die Medizintechnik 
neben der Forschungs- auch die Wirt-
schafts- und die Gesundheitspolitik 
zuständig, die bekanntlich teilwei-
se divergierende Zielsetzungen ver-
folgen und unterschiedlichen Hand-
lungslogiken verpflichtet sind. Die 
innovationspolitische Herausforde-
rung besteht darin, die Prioritäten, 
Instrumente und Entscheidungen der 
beteiligten Ressorts so aufeinander 
abzustimmen, dass möglichst günsti-
ge Bedingungen für die Medizintech-
nik erhalten bzw. geschaffen werden. 
In der Tat haben in der Vergangen-
heit wiederholt Studien zur Situation 
der deutschen Medizintechnik nahege-
legt, dass eine verbesserte politikfeld-
übergreifende Abstimmung und die 
Verfolgung einer integrierten Förder-
strategie wichtige Beiträge zur Unter-
stützung der Medizintechnik leisten 
können.
Vor diesem Hintergrund nahm der 
TAB-Bericht zur Medizintechnik eine 
überwiegend politikfeld- bzw. ressort-
übergreifende Perspektive ein, um die 
Fördermaßnahmen des Bundes mög-
lichst ganzheitlich über die verschie-
denen Wertschöpfungsstufen der me-
dizintechnischen Innovationskette 




Die Gestaltung und Implementierung 
einer erfolgreichen Förderpolitik für 
die Medizintechnik sind angesichts des 
ausgeprägten Querschnittscharakters 
und des hohen Grades an Interdiszip-
linarität des Gegenstands eine beson-
ders vielschichtige Aufgabe. Durch die 
spezifischen Marktstrukturen des Ge-
sundheitssektors wird diese Aufgabe 
noch komplexer. Auch wenn die ak-
tuellen Erkenntnisse der internationa-
len Innovationsforschung für diese He-
rausforderung keine »Patentlösungen« 
anbieten können, liefern sie dennoch 
nützliche Hinweise und Orientierung 
zur grundsätzlichen Ausrichtung mo-
derner Forschungs-, Technologie- und 
Innovationspolitik.
INNOVATIONSSYSTEMANSATZ
Das seit den 1990er Jahren dominie-
rende konzeptionelle Paradigma der 
Innovationsforschung ist der Innova-
tionssystemansatz, der sich inzwischen 
auch als Orientierungsrahmen vieler 
Regierungen innerhalb der OECD 
etabliert hat. Der zentrale Ausgangs-
punkt des Ansatzes besteht in der An-
nahme, dass Innovationen das Ergeb-
nis interaktiver und interdependenter 
Prozesse unter der Beteiligung von Ak-
teuren aus unterschiedlichen Teilsyste-
men (u.a. das Bildungs-, Forschungs-, 
Wirtschafts- und Finanzsystem) sind. 
Das Verhalten dieser Akteure und die 
zwischen ihnen ablaufenden Wissens-
generierungs- und Lernprozesse wer-
den wiederum stark von Gesetzen, 
Regulierungen, Normen und Rou-
tinen beeinflusst. Staatliche Innova-
tionspolitik, die einen systemischen 
Ansatz verfolgt, zielt darauf ab, die 
Austauschbeziehungen und den Wis-
senstransfer zwischen den Teilsyste-
men zu verbessern und systemische 
Fehler zu beheben. Entsprechend ge-
stiegen ist die Bedeutung von Koopera-
tion, Einbindung und Konsensbildung 
bei der Gestaltung und Umsetzung 
von Innovationspolitik (s. den Beitrag 
von Thomas Reiß).
Dieser systemische Ansatz ist die 
konzeptionelle Richtschnur für die 
Beurteilung der förderpolitischen 
Maßnahmen, die im TAB-Bericht »Me-
dizintechnische Innovationen« analy-
siert wurden.
»RICHTSCHNUR« FÜR DIE 
INNOVATIONSPOLITIK
Die Erkenntnisse der systemisch aus-
gerichteten Innovationsforschung las-
sen sich in folgenden Grundsätzen für 
eine erfolgreiche Innovationspolitik 
zusammenfassen:
> Sektorübergreifende Vernetzung 
von Akteuren fördern: Austausch-
prozesse zwischen Grundlagen- und 
angewandter Forschung sowie der 
Industrie sind für das Innovations-
geschehen von zentraler Bedeutung. 
Diese Interaktionen moderierend zu 
befördern und mitzugestalten, ist ei-
ne wichtige Aufgabe für die Innova-
tionspolitik. Dabei gilt es auch, die 
oft widerstreitenden Interessen und 
Orientierungen der Akteure kon-
struktiv zusammenzuführen.
> Abstimmungs- und Koordinations-
prozesse fördern: Die systemische 
Perspektive stellt erhöhte Anfor-
derungen an die Zusammenarbeit 
der unterschiedlichen innovations-
politischen Akteure. Koordination 
kann verbessert werden durch ein 
angemessenes Institutionendesign, 
einschließlich des Aufbaus geeig-
neter Koordinationsgremien, und 
durch den Aufbau und die Pflege 
einer Kultur der Koordination, die 














0 bei der Überwindung von Ressort-
egoismen behilflich sein kann. Ein 
entscheidender Faktor, um die Ko-
ordination zwischen unterschied-
lichen Ministerien und Organisa-
tionen zu erreichen, ist schließlich 
der klare politische Rückhalt für 
eine bestimmte innovationspoliti-
sche Strategie.
> Strategische Intelligenz stärken: 
Strategische Intelligenz, also ins-
besondere Foresight, Evaluationen 
und Technikfolgenabschätzung, 
liefern nicht nur eine wichtige
Informationsbasis für innovations-
politische Entscheidungen und de-
ren Umsetzung. Durch ihren Bei-
trag zur Rationalisierung von Dis-
kursen können sie die Schaffung 
einer gemeinsamen Orientierung 
unter den innovationspolitischen 
Akteuren befördern. Dazu bedarf 
es angemessener Infrastrukturen 
zur Bildung strategischer Intelli-
genz; zudem ist sicherzustellen, 
dass die relevanten Akteure auch 
Zugang zur strategischen Intelli-
genz haben.
EINORDNUNG DER DEUTSCHEN 
MEDIZINTECHNIKFÖRDERUNG
Zunächst ist zu betonen, dass der Me-
dizintechnikförderung in Deutschland, 
insbesondere seitens des Bundesminis-
teriums für Bildung und Forschung 
(BMBF), insgesamt ein gutes Zeug-
nis ausgestellt werden kann. Über 
die verschiedenen Innovationsphasen 
von Medizinprodukten hinweg, also 
von der Grundlagenforschung bis zur 
Anwendung in der Versorgung, tre-
ten keine Förderlücken auf; auch wird 
der breite Instrumentenmix aus klas-
sischen Förderprojekten, Verbundfor-
schung und Wettbewerben überwie-
gend als angemessen gelobt. Dessen 
ungeachtet sind Verbesserungen auf 
der Ebene der konkreten Förderange-
bote und bei den Rahmenbedingungen 
von FuE durchaus möglich. So scheint 
es derzeit suboptimale Möglichkeiten 
zu geben, auch innovative Behand-
lungswege in der Versorgung umzu-
setzen und neue Projektideen in den 
klinischen Arbeitsablauf zu integrie-
ren. Als verbesserungsbedürftig wer-
den zudem die Abstimmungsprozesse 
zwischen den unterschiedlichen Pro-
jektträgern im Bereich der Medizin-
technik angesehen.
Neben den konkreten Förderportfo-
lios für die Medizintechnik sind die 
Governanceaktivitäten und Struktu-
ren der förderpolitischen Akteure ein 
zunehmend wichtiger Erfolgsfaktor in 
der Innovationspolitik. Auf Bundes-
ebene steht die Medizintechnikpolitik 
in dieser Hinsicht vor der besonderen
Situation, dass die relevanten Kompe-
tenzen auf drei Ministerien verteilt sind. 
Es gibt deutliche Anzeichen, dass die
Koordinations- und Abstimmungspro-
zesse zwischen den Ressorts und zum 
Teil auch innerhalb der Ministerien 
verbesserungswürdig sind.
Bei der ressortübergreifenden Koor-
dination sind mit Blick auf die Ver-
einbarung von Prioritäten und die 
Formulierung von Strategien mit der 
Verabschiedung der Hightech-Strategie 
der Bundesregierung beachtliche Fort-
schritte erzielt worden. Bereits der res-
sortübergreifende Ansatz bei der Ent-
wicklung der Hightech-Strategie gilt 
grundsätzlich als vorbildlich, da die-
ser wesentlich zu einer gemeinsamen 
innovationspolitischen Ausrichtung der 
betroffenen Ministerien geführt hat. 
Umsetzungsdefizite sind insbesonde-
re bei den ressortinternen Mittelzu-
weisungen zu vermerken, die teilweise 
zu einer Verwässerung der angestreb-
ten strategischen Ausrichtung zuguns-
ten einer ministeriumseigenen Logik 
führte. Grundsätzlich gilt aber auch, 
dass die Medizintechnik vom Ansatz 
der Hightech-Strategie und dem dar-
auf aufbauenden Aktionsplan Medi-
zintechnik profitiert. Auffallend ist 
indessen, dass es gegenwärtig keine 
dauerhaften institutionellen Mechanis-
men zur Koordination der Aktivitäten 
der medizintechnikrelevanten Referate 
des Bundesministeriums für Wirtschaft 
(BMWi), des Bundesministeriums für 
Gesundheit (BMG) und des BMBF gibt 
bzw. die Gelegenheiten, die bestehende 
Gremien (z.B. Gesundheitsforschungs-
rat und Medizintechnischer Ausschuss) 
bieten, nur unzureichend wahrgenom-
men werden.
Aber auch die ressortinternen Koor-
dinationsprozesse, die angesichts des 
Querschnittscharakters der Medizin-
technik erforderlich sind, erweisen sich 
in vielen Fällen als ausbaufähig. So 
könnte der bereits bestehende Arbeits-
stab Gesundheitswirtschaft innerhalb 
des BMWi gestärkt werden. Ähnliches 
trifft auf das BMG zu, dessen interne 
Koordinationsprozesse zwischen den 
Referaten, die für die Medizinproduk-
te relevant sind, durch referatsübergrei-
fende Arbeitsgruppen optimiert wer-
den könnten.
INTERNATIONALE PERSPEKTIVE
Die Analyse der öffentlichen Förde-
rung der Medizintechnik in Ländern, 
die auf den Weltmärkten wichtige Kon-
kurrenten für Deutschlands Medizin-
technikbranche sind, kann Erkenntnis-
se liefern, die zur Weiterentwicklung 
der deutschen Medizintechnikpoli-
tik genutzt werden können. Zu die-
sem Zweck wurden Großbritannien 
und die Schweiz zur vertieften Unter-
suchung ausgewählt. Diese Länder, die 
– wie die Bundesrepublik auch – zur 
internationalen Spitzengruppe in der 
Medizintechnik zählen, verfolgen un-
terschiedliche innovationspolitische 
Ansätze und Förderstrategien. Vor ei-
ner simplen Übertragung von Beispie-
len »guter Praxis« auf Deutschland ist 
indessen zu warnen, da die jeweiligen 
Kontextbedingungen und strukturel-
len Unterschiede der Länder zu beach-
ten sind.














0SCHWEIZ UND GROSSBRITANNIEN 
IM VERGLEICH
Hinsichtlich der jeweiligen innovations-
politischen Ansätze unterscheiden sich 
Großbritannien und die Schweiz in 
zentralen Punkten. So ist die Schweize-
rische Bundesregierung vergleichswei-
se zurückhaltend bei der Formulierung 
von Vorgaben in der Forschungs- und 
Innovationspolitik. Die Bestimmung 
der inhaltlich-thematischen Ausrich-
tung der Förderpolitik ist überwiegend 
von Bottom-up-Prozessen geprägt, in 
deren Rahmen umfangreiche Kon-
sensbildungsprozesse sämtlicher Sta-
keholder stattfinden. In Großbritan-
nien setzt man demgegenüber weitaus 
stärker auf das Instrumentarium der 
strategischen Intelligenz. Dessen ho-
her Stellenwert in der Forschungs- und 
Innovationspolitik kommt nicht zu-
letzt durch einen vergleichsweise ho-
hen Institutionalisierungsgrad dieses 
Instrumentariums – etwa in Gestalt 
des in der Ministerialbürokratie an-
gesiedelten »horizon scanning« – zum 
Ausdruck. Zugleich werden aber auch 
beachtliche Anstrengungen unternom-
men, die relevanten Akteure aus Wis-
senschaft, FuE und Industrie in die 
Entscheidungsprozesse konsultativ 
einzubinden. Vorbildlich erscheint im 
Fall Großbritanniens zudem der außer-
ordentlich hohe Grad an Transparenz 
sämtlicher Politikformulierungs- und 
Strategieentwicklungsprozesse.
Entsprechend dieser grundlegend un-
terschiedlichen innovationspolitischen 
Ausrichtungen werden in der Schweiz 
und Großbritannien verschiedene För-
derstrategien im Bereich der Medizin-
technik verfolgt. In der Schweiz besteht 
gegenwärtig keine spezifische natio-
nale Medizintechnikförderstrategie. 
Lediglich marktnahe Medizintechni-
kentwicklungen werden durch eine Ini-
tiative der Kommission für Technik 
und Innovation (KTI-MedTech) un-
terstützt. Diese als besonders erfolg-
reich geltende Förderung zeichnet sich 
insbesondere durch die intensive Be-
ratung und kontinuierliche Begleitung 
der Projekte durch erfahrene Experten 
im Rahmen des sogenannten »Miliz-
systems« aus, bei dem bestimmte öf-
fentliche Aufgaben von Freiwilligen ne-
benberuflich ausgeübt werden.
Im Vergleich dazu werden in Groß-
britannien seitens der öffentlichen 
Hand weitaus mehr Anstrengungen 
zur Förderung der Medizintechnik 
unternommen. Dabei ist auffallend, 
dass der Schwerpunkt der Aktivitä-
ten weniger in der Durchführung von 
klassischen Förderprogrammen liegt, 
sondern zunehmend auf der Identifi-
zierung und Adressierung von struk-
turellen Hemmnissen für medizintech-
nische Innovationen (u.a. öffentliches 
Beschaffungswesen, Regulierung, Aus-
bildung). Zahlreiche Regierungskom-
missionen, Arbeits- und Strategiegrup-
pen spielen hierbei eine zentrale Rolle. 
Auch der Gestaltung von Governance-
prozessen wird in der Medizintech-
nikpolitik eine hohe Bedeutung bei-
gemessen, was sich beispielsweise im 
aktiven Schnittstellenmanagement zwi-
schen den relevanten Ministerien und 
ressortübergreifenden Arbeitsgruppen 
zeigt. Bemerkenswert ist ferner, dass 
nicht nur für die Prozesse der Politik-
entwicklung im Bereich der Medizin-
technik spezifische Koordinationsinsti-
tutionen eingerichtet wurden, sondern 
auch für die Implementierungsphase, 
um unmittelbar auf Umsetzungspro-
bleme reagieren zu können.
LEHREN FÜR DIE DEUTSCHE 
FÖRDERPOLITIK?
Aus der Betrachtung dieser beiden Fälle 
ergeben sich für die Medizintechnikpo-
litik in Deutschland einige interessante 
Erkenntnisse. Mit Blick auf die Rolle 
strategischer Intelligenz in der Innova-
tionspolitik scheinen die in Großbritan-
nien praktizierten Ansätze beispielhaft 
zu sein. Die regelmäßige Durchführung 
von Programmevaluationen, Voraus-
schau- und Strategieentwicklungspro-
zessen erfüllt insbesondere in größeren 
Ländern mit entsprechend mehr Akteu-
ren und höheren Kommunikationsan-
forderungen wichtige Funktionen in 
der Gestaltung der Medizintechnikför-
derung. Beide Fallbeispiele unterstrei-
chen die wachsende Bedeutung von ko-
operativen Steuerungsansätzen in der 
Forschungs- und Innovationspolitik. 
Die integrative Organisation der Po-
litikformulierung kommt dabei nicht 
nur einer verbesserten Informations-
basis für Entscheidungsprozesse zu-
gute, sondern erhöht auch die Akzep-
tanz dieser Entscheidungen innerhalb 
der relevanten Akteursgruppen. Auch 
die möglichst transparente Gestaltung 
von Strategieformulierungsprozessen 
erscheint mehr als ein Wert an sich zu 
sein, da erhöhte Transparenz auch Ge-
legenheiten zur konstruktiv-kritischen 
Auseinandersetzung für die Stakehol-
dergruppen bereithält.
FAZIT
Die erfreuliche Botschaft des TAB-Be-
richts lautet, dass keine unüberwindbar 
hohen Hürden für innovative Medizin-
produkte identifiziert werden konn-
ten. Der grundlegende förderpolitische 
Ansatz des Bundes weist keine grund-
sätzlichen Defizite oder Lücken auf. 
Trotz dieser insgesamt positiven Be-
wertung sind Verbesserungen in der 
Ausgestaltung der Förderpolitik und 
insbesondere mit Blick auf die ressort-
übergreifenden Entscheidungs- und 
Abstimmungsprozesse möglich und 
wünschenswert. Der TAB-Bericht hat 
folgende Ansatzpunkte für die öffent-
liche Hand identifiziert, die zu einer 
weiteren Stärkung der deutschen Me-
dizintechnik beitragen können:
> Die Hightech-Strategie konsequent 
weiterführen: Der sektor- und res-
sortübergreifende Ansatz der High-
tech-Strategie entfaltet ohne Zwei-
fel positive Effekte in der deutschen 














0 Innovationspolitik – Effekte, von
denen nicht zuletzt auch die Medi-
zintechnik profitiert. Bei der Um-
setzung und Weiterentwicklung der 
Hightech-Strategie sollten die Er-
kenntnisse der strategischen Intel-
ligenz, und hier insbesondere von 
Foresightprozessen, künftig syste-
matischer aufgegriffen und um-
gesetzt werden. Auch sollten die 
Mittelzuweisungen innerhalb der 
Ressorts transparenter gemacht 
werden, um deren Übereinstim-
mung mit den strategischen inno-
vationspolitischen Zielen besser
zu gewährleisten. Schließlich bleibt 
die erfolgreiche Umsetzung der 
Hightech-Strategie auf die dezidier-
te Unterstützung seitens der Politik 
angewiesen.
> Koordination stärken und verste-
tigen: Die interministerielle Ab-
stimmung von Entscheidungen 
und Maßnahmen, die für die Me-
dizintechnik relevant sind, kann 
deutlich verbessert werden. Ver-
stetigung und Systematisierung 
der Austauschprozesse zwischen 
den zuständigen Ressorts (BMBF, 
BMWi, BMG) könnten durch die 
Schaffung einer adäquaten Koordi-
nationsinstanz erreicht werden. Die 
konkrete Ausgestaltung einer sol-
chen institutionellen Lösung müs-
ste von den betroffenen Fachminis-
terien gemeinsam entwickelt und 
entschieden werden.
> Mehr Transparenz, mehr Informa-
tion, mehr Freiraum: Das öffentliche 
Förderangebot für die verschiede-
nen Phasen des medizintechnischen 
Innovationszyklus wird überwie-
gend gelobt. Auch die Entschei-
dungsprozesse – und hier in beson-
derem Maße aufseiten des BMBF –, 
die zur Ausgestaltung der verschie-
denen Förderprogramme für die 
Medizintechnik führen, werden 
als vorbildlich hinsichtlich der Ein-
bindung von Stakeholdern und des 
Einsatzes systemischer Instrumen-
te wie Roadmaps eingeschätzt. Im 
internationalen Vergleich fällt in-
dessen auf, dass diese förderpoliti-
schen Entscheidungsprozesse erheb-
lich transparenter gestaltet werden 
könnten, was sich wiederum positiv 
auf deren Akzeptanz unter den rele-
vanten Akteursgruppen auswirken 
würde. Auch würde ein verbesser-
tes und integriertes Informations-
angebot zu den zahlreichen Förder-
möglichkeiten, die Forschern und 
forschenden Unternehmen zur Ver-
fügung stehen, die Antragstellung 
gerade für unerfahrene Forscher-
gruppen erleichtern – eine Aufgabe, 
an der sich beispielsweise die Bran-
chenverbände der Medizintechnik 
weitaus intensiver als bisher betei-
ligen könnten. Mehr Freiraum und 
bessere Bedingungen, insbesonde-
re in Gestalt von Zeitressourcen, 
gilt es schließlich für die (medizin-
technische) Forschung an Kliniken 
zu schaffen.
> Frühzeitige Berücksichtigung von 
Markteinführungsbedingungen: 
Da die Markteinführungsbedin-
gungen für Medizinprodukte von 
besonders komplexen Regeln und 
Marktbedingungen geprägt sind, 
wäre zu prüfen, wie bei der FuE-
Förderung durch das BMBF bereits 
frühzeitig – auch bei relativ anwen-
dungsfernen Projekten – auf die Be-
rücksichtigung der Anforderungen 
bei der Markteinführung von in-
novativen Medizinprodukten hin-
gewirkt werden kann (etwa durch 







nen – Herausforderungen für die 
Forschungs-, Wirtschafts- und Ge-
sundheitspolitik« wird voraussichtlich 
im September als TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 134 erscheinen.
KONTAKT
Dr. Ralf Lindner 
0721/6809-292 
ralf.lindner@isi.fraunhofer.de














0In der Europäischen Union dürfen Medizinprodukte nur dann in Verkehr gebracht 
oder in Betrieb genommen werden, wenn sie die grundlegenden Anforderungen 
des Medizinprodukterechts in Bezug auf Sicherheit, Eignung für den jeweiligen 
Verwendungszweck und Leistung erfüllen. Auf diese Weise sollen die Gesund-
heit und der Schutz der Patienten, Anwender und Dritter gewährleistet werden. 
Die Marktzulassung spielt im medizintechnischen Innovationsprozess eine wich-
tige Rolle: Sie ist die Voraussetzung für die Markteinführung (Inverkehrbringen) 
entsprechender Produkte.
Durch das europäische Recht wird der 
Marktzulassung von Medizinprodukten 
ein Konformitätsbewertungsverfahren 
vorgeschaltet, in dem die Einhaltung 
relevanter gesetzlicher Anforderungen 
überprüft und bei Zustimmung das 
CE-Kennzeichen verliehen wird. CE-
gekennzeichnete Medizinprodukte sind 
im gesamten europäischen Wirtschafts-
raum frei verkehrsfähig. Die General-
direktion »Unternehmen und Indus-
trie« der EU-Kommission ist für den 
Umgang mit Medizinprodukten zu-
ständig. Im europäischen Medizinpro-
dukterecht sind auch Mechanismen 
vereinbart worden, die es zuständigen 
nationalen Behörden zum Schutz der öf-
fentlichen Gesundheit erlauben, ggf. in 
den Markt einzugreifen. Die europäi-
schen Richtlinien des Medizinprodukte-
rechts (Kasten) sind in Deutschland seit 
dem 1. Januar 1995 mit dem Medizin-
produktegesetz (MPG) und der Medi-
zinprodukteverordnung (MPV) in na-
tionales Recht umgesetzt worden. Die 
letzte Änderung medizinprodukterecht-
licher Vorschriften wurde im Mai 2009 
vom Deutschen Bundestag beschlossen; 
sie traten im März 2010 in Kraft. Das 
MPG regelt im europäischen Teil alle 
Schritte für das Inverkehrbringen bzw. 
die Inbetriebnahme von Medizinpro-
dukten. Der nationale Teil betrifft die 
Marktüberwachung nach europäischen 
Rahmenvorgaben und setzt nationale 
Besonderheiten um (Farkas/Becks 2005, 
S. 607).
Das Medizinprodukterecht basiert auf 
dem 1985 eingeführten »Neuen Kon-
zept« (new approach), nachdem ledig-
lich allgemeingehaltene grundlegende 
Produktanforderungen gesetzlich fest-
geschrieben werden und die technische 
Konkretisierung bestimmten Fachorga-
nisationen übertragen wird (z.B. dem 
Europäischen Komitee für Normung, 
CEN, oder dem Europäischen Komi-
tee für Elektrotechnische Normung, 
CENELEC). Dieses Konzept wird 
auch als regulierte Selbstregulierung 
oder Koregulierung bezeichnet, weil 
es bindende Rechtsetzungs- und Re-
gelungstätigkeit mit Maßnahmen der 
Hauptbeteiligten kombiniert. Durch 
die Beteiligung der Hauptakteure an 
der Ausarbeitung und Durchsetzung 
der Maßnahmen wird zum einen deren
praktische Erfahrung genutzt. Zum an-
deren wird das Ziel verfolgt, dass selbst 
sehr detaillierte (nichtbindende) Regeln
besser eingehalten werden, wenn sich 
die Hauptakteure durch ihre Mitgestal-
tungsmöglichkeiten stärker mit dem 
Regelwerk identifizieren. Insgesamt gilt
das dem Medizinprodukterecht zugrun-
deliegende Normsetzungsprinzip als 
flexibel (bzw. flexibler als z.B. das Arz-
neimittelrecht) und als grundsätzlich 
gut geeignet, ein innovationsfreundli-
ches Umfeld für Medizinprodukte zu 
schaffen (Gassner 2007, S. 56 f., s.a. 
den Beitrag von Ralf Lindner)
Wie im TAB-Politikbenchmarking-Be-
richt »Medizintechnische Innovatio-
nen« gezeigt wurde, stellt das gelten-
de Medizinprodukterecht und dessen 
Anwendung im Konformitätsbewer-
tungsverfahren für die Hersteller zwar 
durchaus eine Hürde dar, sie ist nor-
malerweise jedoch gut zu bewältigen. 
PROAKTIVER UMGANG MIT DER 
MARKTEINFÜHRUNG
Die Befassung mit unterschiedlichen 
Facetten des komplexen Zulassungs-
prozederes zeigt jedoch, dass aus Sicht 
der Medizintechnikakteure dennoch 
bestimmte Bereiche als problematisch 
empfunden werden. Dies trifft zunächst 
auf das Wissen über die formalen An-
forderungen des Zulassungsverfahrens 
zu. Vor allem bei Forschungseinrich-
tungen und KMU ist die Kompetenz 
zur adäquaten Durchführung des Ver-
fahrens nicht immer im erforderlichen 
Umfang vorhanden.
In den aktuellen Vorhaben und Dis-
kussionen zur Weiterentwicklung 
des Medizinprodukterechts wird die 
ZULASSUNG VON MEDIZINPRODUKTEN – HEMMNIS 
ODER ANTRIEB VON GESUNDHEITSINNOVATIONEN?
DER EUROPÄISCHE REGULIERUNGSRAHMEN
> Richtlinie 2007/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
5. September 2007 zur Änderung der Richtlinien 90/385/EWG des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über aktive 
implantierbare medizinische Geräte und 93/42/EWG des Rates über Me-
dizinprodukte – OJ L247/21.9.07
> Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 über Medizinproduk-
te (konsolidierte Fassung, 11.10.2007)
> Richtlinie 90/385/EWG des Rates vom 20. Juni 1990 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über aktive implantierbare medi-
zinische Geräte (konsolidierte Fassung, 11.10.2007)
> Richtlinie 98/79/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Ok-
tober 1998 über In-vitro-Diagnostika (konsolidierte Fassung, 20.11.2003).














0 Tendenz deutlich, dass die Qualitäts- 
bzw. Prüfanforderungen für bestimm-
te Produktklassen steigen werden. Ins-
besondere ist zu erwarten, dass sich 
die Anzahl der durchzuführenden kli-
nischen Studien für innovative Medi-
zinprodukte und deren Qualitätsan-
forderungen erhöhen werden. Zudem 
werden klinische Prüfungen künftig in 
stärkerem Umfang auch zur Bewer-
tung des medizinischen Nutzens und 
der gesundheitsökonomischen Wir-
kungen mit Blick auf die Erstattungs-
fähigkeit durch die gesetzlichen Kran-
kenkassen eingefordert. Aus Sicht der 
Hersteller stellt dieser Trend aufgrund 
der dadurch steigenden Kosten und 
des höheren Zeitaufwands eine wei-
tere Hürde dar. Zudem ist die Iden-
tifizierung geeigneter Partner für die 
Durchführung von klinischen Studien
insbesondere für unerfahrene KMU 
problematisch.
Im Rahmen des TAB-Berichts wurden 
folgende Handlungsoptionen zum bes-
seren Umgang mit den steigenden Zu-
lassungsanforderungen für innovative 
Medizinprodukte identifiziert: 
> Frühzeitige Berücksichtigung von 
Markteinführungsbedingungen: Die 
FuE-Förderung durch das BMBF 
sollte darauf hinwirken, dass be-
reits frühzeitig die spezifischen An-
forderungen des Konformitätsbe-
wertungsverfahrens berücksichtigt 
werden (bereits bei noch relativ an-
wendungsfernen Projekten könnten 
die Förderantragsteller verpflichtet 
werden, Vermarktungsstrategien zu 
formulieren).
> Innovationsmanagement stärken: 
Die vorhandenen Fördermaßnah-
men des BMBF tragen bereits zur 
Vorbereitung der Fördernehmer 
auf das Zulassungsverfahren bei. 
Dennoch könnte der proaktiven Be-
fassung mit den Bedingungen der 
Marktzulassung ein noch höherer 
Stellenwert bei der Begutachtung 
der Förderanträge eingeräumt wer-
den. Auch der Ausbau und die Ver-
besserung des Beratungsangebots 
für Fördernehmer mit Blick auf die 
Zulassung wären zu prüfen.
> Der wachsenden Bedeutung von kli-
nischen Studien Rechnung tragen: 
Zur Unterstützung der Hersteller 
von innovativen Medizinprodukten 
könnten vorhandene Infrastruktu-
ren (z.B. Koordinierungszentren für 
klinische Studien) auch für die Me-
dizintechnik stärker genutzt wer-
den. Methoden für klinische Stu-
dien, die den Erfordernissen der 
Medizintechnik entsprechen, soll-
ten (weiter)entwickelt werden. Über 
die methodischen Anforderungen 
an die jeweiligen klinischen Stu-
dien sollte eine Verständigung mit 
dem Institut für Qualität und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen 
(IQWiG) und dem Gemeinsamen 
Bundesausschuss (GBA) erfolgen.
FRÜHZEITIGE ANPASSUNG DES 
RECHTSRAHMENS
Ein weiterer Aspekt der Zulassungs-
thematik hat bisher eher weniger Be-
achtung gefunden, obwohl er sich auf 
Innovationsaktivitäten und die künfti-
ge Wettbewerbsfähigkeit von Herstel-
lern innovativer Medizintechnikpro-
dukte in erheblichem Maße auswirken 
kann. Es geht um die Frage, inwieweit 
der Bedarf zur Weiter- und Neuent-
wicklung des bestehenden Rechtsrah-
mens frühzeitig erkannt werden kann, 
um innovationsfreundliche Rahmenbe-
dingungen proaktiv zu gestalten. Die 
Notwendigkeit und der mögliche Nut-
zen eines derartigen Konzepts lassen 
sich am Beispiel des Tissue Enginee-
rings, einem Teilbereich der regenera-
tiven Medizin, verdeutlichen. 
Produkte des Tissue Engineerings sind 
in der Regel Gerüstmaterialien, die 
mit lebenden Zellen und/oder Wachs-
tumsfaktoren versehen sind und be-
einträchtigte Körperfunktionen wie-
derherstellen oder ersetzen sollen. 
In Europa gab es über mehrere Jah-
re Rechtsunsicherheit bezüglich der 
Frage, ob Produkte des Tissue Engi-
neerings als Arzneimittel oder als Me-
dizinprodukte definiert werden, oder 
aber keiner dieser Kategorien zuzu-
ordnen sind. Die einzelnen Mitglieds-
länder der EU handhabten in ihren 
jeweiligen Regelwerken die Klassifi-
zierungsfragen unterschiedlich. Erst 
mit der Verordnung über Arzneimittel 
für neuartige Therapien (Verordnung 
[EG] Nr. 726/2004, 2007 verabschie-
det und seit dem 30. Dezember 2008 
in Kraft) wurde in dieser Frage Rechts-
klarheit geschaffen (Faulkner 2009; 
Kent et al. 2006). Einen ersten Erfah-
rungsbericht hat die Bundesregierung 
Mitte 2009 dem Bundesrat übermit-
telt. Für Unternehmen, die Produkte 
des Tissue Engineerings grenzüber-
schreitend in Verkehr bringen wollten, 
stellte diese etwa zehn Jahre dauernde 
Phase der unterschiedlichen Anwen-
dung des bestehenden Rechtsrahmens 
bis zur Implementierung einer neuen 
Regelung eine wesentliche Hürde dar. 
Neben dem Tissue Engineering gibt 
es weitere wissenschaftlich-techni-
sche Entwicklungen in der Medizin, 
die möglicherweise ebenfalls nicht 
ohne Weiteres in bestehende rechtli-
che Regelwerke integrierbar sind und 
eine Weiterentwicklung, ggf. auch Neu-
fassung des Rechtsrahmens erfordern. 
Hierzu könnten beispielsweise Ent-
wicklungen der Nanomedizin, Gen-
therapie, Zelltherapien, z.B. auf Basis 
von Stammzellen, chipbasierte Diag-
nosemethoden oder hochleistungsfähi-
ge DNA-Sequenziermethoden zählen. 
Das Beispiel Tissue Engineering und 
andere innovative Entwicklungen in 
der Medizin könnten von der Etab-
lierung einer regulatorischen Voraus-
schau (regulatory foresight) profitieren. 
Diese bezeichnet einen Teil strategi-
scher Aktivitäten von Regierungen und 
politikgestaltenden Akteuren, die für 
bestimmte normative Regimes, jedoch 














0nicht direkt für Forschungs- und Tech-
nologiepolitik verantwortlich sind. 
REGULATORISCHE VORAUS-
SCHAU ALS INSTRUMENT 
STRATEGISCHER INTELLIGENZ
Regulatorische Vorausschau zielt dar-
auf ab, den künftigen Bedarf an bzw. 
die Weiterentwicklung von Regulie-
rungen zu identifizieren (Blind 2008, 
S. 499). Sie hat eine inhaltliche und kon-
zeptionelle Nähe zur – meist ex ante 
durchgeführten – regulatorischen Fol-
genabschätzung (regulatory impact as-
sessment, RIA) auf der Regulierungs-
seite. Auf der Seite der Technik- und 
Marktentwicklung ist eine Nähe zur 
Technikfolgenabschätzung und zu 
Technologie-Vorausschauprozessen er-
kennbar (im Rahmen der Forschungs-, 
Innovations- und Technologiepoli-
tik). Sowohl regulatorische Folgenab-
schätzung als auch Technologie-Vor-
ausschauprozesse können Ergebnisse 
liefern, die zu einer regulatorischen 
Vorausschau beitragen. Jedoch hat die 
Durchsicht der Ergebnisse des BMBF-
Foresight-Prozesses (2007–2009) sowie 
der Gesundheitsroadmap (Gesundheits-
forschungsrat des BMBF 2007) gezeigt, 
dass diese Erkenntnisse meist nicht spe-
zifisch und detailliert genug sind, um 
sie unmittelbar für eine Weiterentwick-
lung des Regulierungsrahmens zu nut-
zen. Vor diesem Hintergrund haben Vo-
rausschauaktivitäten, die spezifisch auf 
den künftigen Regulierungsbedarf ab-
zielen, durchaus ihre Berechtigung, da 
dieser Aspekt durch andere Instrumen-




gen sowie Delphi-Studien) wurden auf 
ihre Eignung für regulatorische Voraus-
schauprozesse und für die Identifizie-
rung künftigen Normungsbedarfs auf 
dem Gebiet der Medizintechnik und an-
derer Technologiefelder empirisch er-
probt (Blind 2008; Blind/Goluchowicz 
2007). Es zeigte sich, dass eine regu-
latorische Vorausschau für die Ermitt-
lung des zukünftigen Bedarfs nach Nor-
men und Standards selbst bei Einbezug 
ausgewiesener Experten schwierig ist, 
weil die Fragestellungen technische, stra-
tegische und rechtliche Aspekte verei-
nen und die meisten Experten nur in 
einer dieser Dimensionen einschlägig 
ausgewiesen sind. Ein Zeitraum län-
ger als zehn Jahre sollte bei den Vor-
ausschauaktivitäten nicht betrachtet 
werden, da schon recht konkrete kom-
merzielle Anwendungen absehbar sein 
müssen. Daher besteht noch weiterer 
Forschungsbedarf, um die Methoden der 
Wissenschafts- und Technologievoraus-
schau speziell an die Anforderungen ei-
ner regulatorischen Vorausschau anzu-
passen und weiterzuentwickeln. Dazu 
zählen die Entwicklung von Indikatoren 
für die regulatorischen Rahmenbedin-
gungen, maßgeschneiderte Erhebungs-
instrumente für regelungsrelevante As-
pekte sowie das Einbeziehen relevanter
Stakeholder, z.B. Beschäftigte in Regu-
lierungsbehörden sowie Vertreter der 
Nutzerseite. Bei Regulierungsbehörden, 
die in der Regel keine Erfahrung mit 
Vorausschauprozessen haben, ist sicher 
auch Überzeugungsarbeit im Hinblick 
auf die Notwendigkeit und die Ergeb-
nisqualität solcher Prozesse zu leisten 
(Blind 2008).
Insgesamt könnte regulatorische Vor-
ausschau als Instrumentarium der stra-
tegischen Intelligenz der zuständigen 
Ministerien dazu beitragen, dass hoch-
innovative Medizinprodukte aufgrund 
eines fehlenden bzw. unzureichenden re-
gulatorischen Rahmens unnötig in ih-
rer Markteinführung verzögert werden.
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NUTZER- UND BÜRGERBETEILIGUNG BEI 
INNOVATIONSPROZESSEN IM GESUNDHEITSWESEN
Solche Entwicklungen beinhalten je-
doch nicht nur Risiken, sondern auch 
Chancen. Diese ergeben sich insbeson-
dere aus der gewachsenen Bedeutung 
der Gesundheit für die Bevölkerung 
und deren besserer Informations-
stand hinsichtlich Krankheiten und 
Behandlungsmöglichkeiten. Aber auch 
ein verändertes Rollenverständnis hin 
zu einem aktiven, eigenverantwort-
lichen Patienten, der vom Gesund-
heitssystem bei seiner Gesunderhal-
tung und der Krankheitsbewältigung 
unterstützt anstatt bevormundet wird, 
spielt eine wichtige Rolle. Entwicklun-
gen wie die genannten werden schon 
an vielen Stellen innerhalb des Ge-
sundheitswesens gefördert und teil-
weise auch genutzt. Beispiele dafür 
sind eine gemeinsame Entscheidungs-
findung von Arzt und Patient hinsicht-
lich individueller Therapiepfade, stan-
dardisierter Patientenbefragungen, 
die aus dem produzierenden Gewer-
be übernommene »Kundenorientie-
rung« von Versorgungseinrichtungen, 
die patientenbezogene Aufbereitung 
wissenschaftlicher Ergebnisse in Pa-
tienteninformationen und -leitlinien, 
die Unterstützung von Selbsthilfeini-
tiativen oder auch die Einbindung von 
Patientenvertretern in die Beratungen 
des Gemeinsamen Bundesausschus-
ses (GBA, das gemeinsame Entschei-
dungsgremium der Leistungsträger 
und Leistungserbringer). 
An eine verstärkte Nutzerorientierung 
im Gesundheitswesen werden große 
Hoffnungen geknüpft: Auf individu-
eller Ebene werden von einer verbes-
serten Information der Patienten als 
Koproduzenten der Gesundheit und 
einer partizipativen Entscheidungsfin-
dung von Arzt und Patient gemeinsam 
bessere Therapieergebnisse erwartet. 
Forster und Kranich (2007) bezeich-
nen die Nutzerbeteiligung als einen 
festen Bestandteil der Reformrhetorik 
in hochentwickelten Gesellschaften, 
gleichzeitig existiere jedoch auch eine 
lange Tradition des wohlfahrtsstaat-
lichen und ärztlichen Paternalismus. 
Deshalb sei ein Kulturwandel hin zu 
mehr Patienten- und Bürgerbeteiligung 
nur langfristig realisierbar. 
Trotz der hohen Erwartungen sind die 
Nutzer an Entscheidungen über das 
deutsche Gesundheitsversorgungssys-
tem bisher nur ansatzweise beteiligt. 
Der vorliegende Beitrag skizziert des-
halb den aktuellen Stand der Nutzer-
beteiligung im Gesundheitsbereich und 





Aktuell sind in Deutschland – abgese-
hen von den individuellen Therapieent-
scheidungen – für die Bürger folgende 
Möglichkeiten vorgesehen, sich an re-
levanten Entscheidungen zu beteiligen:
> Wahlmöglichkeiten bei Kassen-
mitgliedschaft, Arzt- und Kran-
kenhauswahl, Freiverkauf (frei-
verkäufliche Arzneimittel, selbst 
zu bezahlende, »individuelle« 
Gesundheitsleistungen),
> Wahlen von Volksvertreterinnen und 
-vertretern, welche über gesundheits-
relevante Themen entscheiden (auf 
den Ebenen der Kommunen, der 
Länder und des Bundes),
> Wahl der Versichertenvertreter in 
den Verwaltungsräten der Kranken-
kassen (»Sozialwahlen«),
> Teilnahme an Kundenbefragungen
der Hersteller und Leistungserbrin-
ger,
> Möglichkeit, Stellungnahmen zu 
Kosten-Nutzen-Analysen des Insti-
tuts für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen 
(IQWiG) zu verfassen,
> Anhörungsrecht beim GBA in Sa-
chen Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV).
Im Verfahren zur Marktzulassung von 
Gesundheitsprodukten (z.B. von Arz-
neimitteln) ist eine Nutzerbeteiligung 
nicht vorgesehen.
Im gesamten Innovationsprozess müs-
sen neue Strukturen und Techniken 
von verschiedenen Seiten bewertet wer-
den. Zwei Bestandteile des Innovations-
netzwerks, die klinische Forschung 
und die Überführung in die Regelver-
sorgung, werden im Folgenden näher 
beleuchtet.
KLINISCHE FORSCHUNG
Innovationsprozesse für neue Behand-
lungsmethoden beginnen bereits in der 
Grundlagenforschung. Schon die Fest-
legung der Forschungsthemen und die 
Vergabe von Fördermitteln stellen die 
Weichen dafür, welche Ansätze und 
Produkte später für Diagnostik, Thera-
pie oder Prävention zur Verfügung ste-
hen. Die Untersuchung der Wirksam-
keit und der Sicherheit neuer Produkte 
am Menschen findet in klinischen Stu-
dien statt. Sie werden überwiegend pri-
vatwirtschaftlich finanziert, teilweise 
aber auch mit öffentlichen Mitteln un-
terstützt. Im TAB-Innovationsreport 
»Biomedizinische Innovationen und 
klinische Forschung – Wettbewerbs- 
Das Gesundheitswesen steht in Deutschland wie auch in vielen anderen Län-
dern vor großen Herausforderungen, welche nur mit umfassenden Innovationen 
und grundlegenden Umstrukturierungen bewältigt werden können. Von den ge-
nannten langfristigen Entwicklungen verdeutlicht allein schon die abnehmende 
Erwerbsbevölkerung bei gleichzeitig deutlichem Anwachsen der Zahl chronisch 
Kranker den Bedarf an Innovationen auf der Produkt- , Prozess- und Strukturebene.














0und Regulierungsfragen« wurde u.a. 
die Festlegung der Forschungsthemen 
untersucht. 
Nutzer werden zunehmend auch in die 
Entscheidungsfindung bezüglich der 
Forschung einbezogen. Die Industrie 
verspricht sich von der stärkeren Ko-
operation mit Patientenvertretern ef-
fizientere Abstimmungsprozesse hin-
sichtlich ihrer klinischen Forschung. 
Tatsächlich wird dies in der biomedi-
zinischen Forschung aber seltener als 
in anderen Gebieten umgesetzt, ob-
wohl gerade Patienten als Experten in 
eigener Sache wichtige Beiträge leisten 
könnten. Einer effektiven Einflussnah-
me von Patienten stehen aber Wider-
stände der etablierten Entscheidungs-
träger entgegen. 
In anderen Ländern gibt es positi-
ve Modelle: Schweden hat ein System 
für die Priorisierung von Forschungs-
themen etabliert, das nicht nur For-
scher und Fördereinrichtungen, son-
dern auch externe Interessengruppen 
und Laien einbezieht. Ähnlich wie im 
Vereinigten Königreich werden in den 
USA neue Formen der Zusammenar-
beit zwischen Forschungsinstituten und 
Patientenorganisationen unterstützt, 
um die klinische Forschung stärker auf 
die Patientenbedürfnisse auszurich-
ten. Für Deutschland sieht der TAB-
Bericht im Hinblick auf eine stärkere 
Nutzereinbindung bei der Bestimmung 
der Forschungsagenda noch weiteren 
Optimierungsbedarf.
EINFÜHRUNG VON 
INNOVATIONEN IN DIE 
REGELVERSORGUNG
Nach der Marktzulassung wird die 
Frage wichtiger, ob die jeweilige Leis-
tung durch das öffentliche Gesund-
heitssystem bezahlt wird. Bei der Be-
antwortung dieser Frage werden die 
Krankenversicherungen und die öffent-
liche Verwaltung zunehmend durch 
das Health Technology Assessment 
(HTA) unterstützt. HTA umfasst im 
Kern die Bewertung von Wirksamkeit 
(Nutzen) und Kosten eines neuen the-
rapeutischen Verfahrens, bei der auch 
weitere Aspekte wie ethische oder kli-
nisch-praktische Fragen berücksichtigt 
werden können. In Deutschland kann 
der GBA in Bezug auf die Aufnahme 
einer Therapie in den Leistungskatalog 
der GKV das IQWiG mit der Durch-
führung einer HTA-Studie beauftra-
gen. Die Ergebnisse fließen dann in 
den Entscheidungsprozess ein.
HTA-Studien sind bislang häufig 
auf die Perspektive der Leistungsträ-
ger (z.B. Krankenversicherungen) be-
schränkt. Dies schlägt sich beispiels-
weise in den Ergebniskriterien nieder, 
welche als Maßstab für Kosten und 
Nutzen an eine neue Behandlungsform 
angelegt werden. Andere Perspektiven, 
etwa die der Ärzte oder die der Patien-
ten, bleiben häufig unberücksichtigt 
(Lee et al. 2009). U.a. wegen der ver-
nachlässigten Patientenmeinungen 
wird das HTA von Patientenvertre-
tern auch in Deutschland gegenwär-
tig skeptisch beurteilt (Bornes 2009). 
Deshalb wird die stärkere Einbezie-
hung der Nutzer bei der Bewertung von 
Gesundheitstechnologien verstärkt dis-
kutiert. Es wird argumentiert, dass es 
einer Verbreiterung der Debatte über 
kontroverse Verfahren, aber auch für 
pragmatischere Entscheidungen nüt-
zen kann, wenn HTA-Berichte von Pa-
tienten, Gesundheitsdienstleistern und 
von anderen Gruppen genutzt und ver-
breitet werden (Fattal/Lehoux 2008). 
In der Praxis sind diese Überlegungen 
bisher aber noch kaum umgesetzt. Hier 
sind Patienten bislang zwar auf ver-
schiedene Weisen, z.B. in Form von 
Beiräten, in Entscheidungen zur Kos-
tenerstattung einbezogen, systema-
tisch werden ihre Präferenzen jedoch 
in den Analysen von neuen Gesund-
heitstechnologien nicht berücksichtigt. 
Dies birgt aufgrund einer beschränkten 
Wahrnehmung weiter gehender Nut-
zenaspekte das Risiko von suboptima-
len Entscheidungen (Jönsson 2009). 
Auch in Deutschland haben die Patien-
tenvertreter im GBA nur ein Mitbe-
ratungs und Antragsrecht, aber kein 
Mitbestimmungsrecht, wenn es um die 
Einführung oder den Ausschluss von 
Behandlungsmethoden der GKV geht. 
NUTZERBETEILIGUNG BEI 
SYSTEMINNOVATIONEN
Im Gesundheitsbereich gewinnen die 
Nutzer aufgrund der besseren Ver-
fügbarkeit von Information sowie der 
häufig geforderten Eigenverantwor-
tung und zunehmenden Eigenleistun-
gen stark an Bedeutung. Gesundheit ist 
nicht mehr ein Produkt, das von pro-
fessionellen Gesundheitsdienstleistern 
bereitgestellt wird, sondern es wird von 
den Bürgern oder Patienten mit Unter-
stützung der Professionellen »koprodu-
ziert« (Kickbusch 2009). 
Bei der Nutzerbeteiligung an Ent-
scheidungen bezüglich des Gesund-
heitssystems stehen in Deutschland 
v.a. die Patienten und deren Vertre-
ter im Vordergrund, welche an spe-
zifischen Versorgungsentscheidungen 
der Selbstverwaltung beteiligt und 
durch Beratungseinrichtungen un-
terstützt werden. Im Gegensatz dazu 
sind in Finnland v.a. die Bürger ange-
sprochen, um sich an gesundheitspoli-
tischen Grundsatzentscheidungen zu 
beteiligen. Insgesamt bleiben die tat-
sächlich realisierten Beteiligungsmög-
lichkeiten aber noch hinter den Erwar-
tungen zurück (Rega 2007).
Eine stärkere Eigenverantwortung für 
die individuelle Gesundheit oder gar ein 
Gesundheitssystem, das auf der Sou-
veränität der Nutzer basiert, erfordert 
eine Reihe von Voraussetzungen. Die 
Beziehung von Professionellen und Pa-
tienten muss sich schrittweise verän-














0 dern. Verschiedene Möglichkeiten für 
eine partizipative oder gemeinsame 
Entscheidungsfindung werden bereits 
erprobt. Es reicht allerdings nicht aus, 
dass beide Seiten die praktischen Fähig-
keiten dafür erwerben, sondern es ist er-
forderlich, dass das Selbstverständnis 
und die Rollendefinitionen sowohl der 
Patienten als auch der Professionellen 
sich verändern (Scheibler/Loh 2009).
Die Bevölkerung muss in die Lage ver-
setzt werden, die vorhandenen Infor-
mationen und Dienste möglichst gut 
zu nutzen. Neben der Unterstützung 
beim Kompetenzerwerb, sodass Patien-
ten Leistungen entsprechend ihres je-
weiligen Bedarfs nutzen können, muss 
auch die »Lesbarkeit« des Gesund-
heitssystems verbessert werden, was 
einschließt, dass die Strukturen und 
Dienstleistungen verständlich, leicht 
zu handhaben und aus der Perspek-
tive der Nutzer sinnvoll sind (Groß-
kinsky 2009). 
Es wird angenommen, dass eine stär-
kere Einbeziehung von engagierten und 
mit ausreichenden Kompetenzen aus-
gestatteten Patienten zu einem weit ef-
fizienteren Gesundheitssystem und zu 
besseren gesundheitsbezogenen Ergeb-
nissen führen würde. Abgesehen von 
einer etwas erweiterten Berücksichti-
gung von Patienten in manchen Ent-
scheidungsgremien und in der klini-
schen Praxis sind die Strukturen, um 
den veränderten Rollen und Anforde-
rungen gerecht zu werden, um Inter-
essen und Notwendigkeiten zwischen 
den verschiedenen Beteiligtengruppen 
auszuhandeln und um das Gesund-
heitssystem an die veränderten Erfor-
dernisse der Gesellschaft anzupassen, 
längst noch nicht ausreichend (Bie-
denkopf 2008). Um das existierende 
Krankenversorgungssystem zu einem 
umfassenden Gesundheitswesen wei-
terzuentwickeln, sind die tatsächliche 
Souveränität der Nutzer, mehr akti-
ve Teilhabe und mehr Transparenz er-
forderlich (Bührlen/Kickbusch 2009).
FAZIT: NUTZERBETEILIGUNG BEI 
INNOVATIONSPROZESSEN IM 
GESUNDHEITSWESEN
Der Gesundheitsbereich unterscheidet 
sich von anderen Sektoren in mehr-
facher Hinsicht: Entscheidungen über 
Forschungsthemen sowie die Markt-
zulassung und der Marktzugang von 
neuen Produkten und Verfahren ha-
ben starke Auswirkungen auf die Aus-
richtung des Gesundheitswesens, die 
Versorgungsqualität und damit eine 
große sozialpolitische Bedeutung. Die 
besonders komplexen Interaktionen 
zwischen Politik, staatlichen Institutio-
nen, Selbstverwaltung, Leistungsträ-
gern, -erbringern und -empfängern bie-
ten vielfältige Ansatzpunkte für mehr 
Nutzer- bzw. Bürgerbeteiligung. An 
all diesen Stellen findet Technikbewer-
tung statt, ohne dass dabei eine reprä-
sentative Integration der Nutzer eta-
bliert ist – nicht zuletzt aufgrund von 
widerstreitenden Interessen anderer Ak-
teure. Teilweise wenden die Akteurs-
gruppen unterschiedliche und auch wi-
dersprüchliche Bewertungskriterien
dafür an, was sie jeweils unter Kosten 
und Nutzen verstehen. Um den Inno-
vationssystemansatz auch für den Ge-
sundheitsbereich besser zur Geltung zu 
bringen, müssten die Aushandlungs-
prozesse (z.B. durch finanzielle För-
derung, staatliche Steuerung, Markt, 
Wettbewerb) und die dahinter stehen-
den Machtverhältnisse zunächst trans-
parent gemacht und dann von einer 
unabhängigen, demokratisch legiti-
mierten Stelle gemeinsam mit allen Be-
troffenen geklärt werden.
Wie zuvor gezeigt, gibt es bereits zahl-
reiche Ansatzpunkte und erste Erfah-
rungen, wie es gelingen könnte, das 
existierende Krankenbehandlungssys-
tem zu einem umfassenden Gesund-
heitswesen weiterzuentwickeln, das 
primär auf die Gesunderhaltung der 
Bevölkerung setzt. Dabei kommen 
einem Paradigmenwechsel von der 
krankheitsorientierten zu einer pri-
mär die Gesundheit erhaltenden Stra-
tegie, der ganzheitlichen Berücksich-
tigung der individuellen Bedürfnisse, 
einer alle Politikfelder übergreifenden 
Betrachtung der Gesundheit als Chan-
ce (»health in all policies«) sowie der 
Ausrichtung des Systems auf Bürger, 
Versicherte und Patienten als aktiv 
Handelnde grundlegende Bedeutung 
zu (Bührlen/Kickbusch 2008).
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Entwicklung in den letzten Jahren wird 
das TAB-Projekt »Weiße Biotechno-
logie«, aufbauend auf einer Darstel-
lung des aktuellen Wissens- und Dis-
kussionsstands, speziell Umwelt- und 
Nachhaltigkeitsaspekte vertiefend ana-
lysieren. Die Status-Quo-Beschreibung 
wird technische und ökonomische As-
pekte der industriellen Biotechnolo-
gie mit einer Fünfjahresperspektive für 
unterschiedliche Branchen behandeln 
(Chemische Industrie, Lebens- und Fut-
termittel und Getränke, Pharma, Zell-
stoff- und Papierherstellung, Textil-
veredelung, Bioraffinerien). Vertiefend 
werden dann bisher noch wenig be-
leuchtete Nachhaltigkeitsaspekte bear-
beitet. Ein weiterer Schwerpunkt wird 
die Einstellung der Bevölkerung sein.
Aufbauend auf diesen Analysen sol-
len insbesondere solche Handlungs-
optionen im Bereich der öffentlichen 
FuE-Förderung und Regulierung zu 
biobasierten Produkten abgeleitet wer-
den, durch die Nachhaltigkeitspoten-
ziale der Weißen Biotechnologie besser 
ausgeschöpft werden können.
Weiße Biotechnologie – Stand und
Perspektiven der industriellen 
Biotechnologie für nachhaltiges 
Wirtschaften
Oktober 2010 bis Dezember 2011
talysatoren- und Enzymtechnik; TAB-
Arbeitsbericht Nr. 46). Seitdem hat sich 
die Weiße Biotechnologie sehr dyna-
misch weiterentwickelt. Sie ist heute 
ein Schwerpunkt der Forschungs- und 
Innovationspolitik auf europäischer 
und nationaler Ebene. In den kommen-
den Jahren werden dort etwa 30 Mio. 
Euro/Jahr für FuE-Aktivitäten bereit-
gestellt. Auch industrielle Aktivitäten 
haben sowohl national als auch inter-
national stark zugenommen. Es wird 
erwartet, dass in den kommenden Jah-
ren auch einzelne Segmente der nied-
rigpreisigen Massenprodukte durch 
biotechnische Verfahren erschlossen 
werden können. Damit würde sich der 
Stellenwert der Weißen Biotechnologie 
vom Exotenstatus der 1990er Jahre bis 
zum zentralen Baustein für künftige 
Innovations- und Wettbewerbsfähig-
keit wandeln. 
In den letzten Jahren wurden natio-
nal und international mehrere Posi-
tionspapiere und Studien zur Weißen 
Biotechnologie vorgelegt, die meist wis-
senschaftlich-technische sowie öko-
nomische Entwicklungen in den Mit-
telpunkt stellten. Umwelt- und Nach-
haltigkeitsaspekte wurden bisher nicht 
vertiefend untersucht. Zwar weisen 
biotechnische Verfahren grundsätzlich 
Potenziale im Hinblick auf Ressour-
cen- und Energieeffizienz auf, können 
jedoch nicht per se als umwelt-freund-
lich und nachhaltig gelten. Wertet man 
Ökobilanzen zu biobasierten Produk-
ten vergleichend aus, so zeigt sich, dass 
zwar meist erhebliche Potenziale in der 
Einsparung fossiler Energie und der 
Minderung von Treibhausgasemissio-
nen liegen, dass aber zugleich negative 
Umwelteffekte wie Flächen- und Was-
serverbrauch, Eutrophierung und Ver-
sauerung zu Buche schlagen können. 
Angesichts der Klima- und Ressour-
cenproblematik sowie der dynamischen 
»Weiße« Biotechnologie steht für die 
Nutzung biotechnologischer Verfah-
ren in der industriellen Produktion. 
Alternativ wird auch die Bezeichnung 
»industrielle Biotechnologie« verwen-
det. Entsprechende Anwendungen sind 
vor allem in der chemischen Industrie, 
aber auch in den Branchen Lebens- und 
Futtermittel und Getränke, Pharma, 
Papier-/Zellstoffherstellung, Textil-
veredelung und Lederherstellung zu 
beobachten. Mikroorganismen, Pilze, 
Zellkulturen sowie Enzyme werden 
dort in technischen Prozessen in indus-
triellen Anlagen eingesetzt, um Mas-
sen-, Fein- oder Spezialchemikalien, 
Werkstoffe und Polymere, Lebensmit-
tel, Getränke und Lebensmittelzusatz-
stoffe, Futtermitteladditive, Vorstufen 
für Pestizide oder pharmazeutische 
Wirkstoffe herzustellen. Teilweise wird 
auch die Produktion biomassebasierter 
Energieträger, z.B. Bioethanol, Biogas, 
Wasserstoff, der industriellen Biotech-
nologie zugeordnet. 
Angesichts des Klimawandels und der 
Verknappung fossiler Rohstoffe wird 
der Weißen Biotechnologie ein großes 
Potenzial zugemessen, energie- und res-
sourceneffizientere industrielle Produk-
tionsprozesse zu implementieren und 
Biomasse als regenerativen industriel-
len Rohstoff zu erschließen, um fossile 
Rohstoffe zu substituieren. Innerhalb 
des Leitbildes der wissensbasierten Bio-
ökonomie (»knowledge-based bioeco-
nomy«) wird der Weißen Biotechnolo-
gie eine Schlüsselrolle zugewiesen, da 
sie nicht nur als ökologisch verträglich 
gilt, sondern auch als Feld, auf dem 
die deutsche und europäische Indus-
trie die Technologieführerschaft über-
nehmen können.
1996 hat sich das TAB zuletzt mit der 
Katalyse, einem wichtigen Teilbereich 
der industriellen Biotechnologie, be-
fasst (Stand und Perspektiven der Ka-
















te Produkte und Prozesse abzeichnen 
könnten.
Ob es sich bei den verfolgten Strategien 
und angestrebten Resultaten eher um 
graduelle Unterschiede zur Gentechnik 
handelt oder ob von einem qualitativen 
Sprung in der Biotechnologie gespro-
chen werden kann, ist Gegenstand ak-
tueller Diskussionen in Forschung und 
Wissenschaft. Auch wenn zum Teil die 
Meinung vertreten wird, dass die Syn-
thetische Biologie keine grundsätzlich 
neuen Fragen im Bereich der Biotech-
nologie aufwirft, werden doch mögli-
che Risikoaspekte und ethisch-soziale 
Implikationen vor allem im angelsäch-
sischen Raum intensiv diskutiert. 
Diskussions- und Klärungsbedarf wird 
vorrangig hinsichtlich unvorhersehba-
rer Risiken bzw. möglicher, wenn auch 
unbeabsichtigter Auswirkungen auf Ge-
sundheit und Umwelt (»biosafety«) gese-
hen, was Fragen bezüglich (notwendiger) 
Verfahrensweisen einer Risikobewertung 
und Biosicherheitstechnik aufwirft. Im 
Hinblick auf die »Governance« der 
Synthetischen Biologie wird gegenwär-
tig international diskutiert, inwieweit 
»weiche« Regulierungsmodelle, wie bei-
spielsweise ein »Code of Conduct« für 
Forschungseinrichtungen und Unterneh-
men ausreichen, oder ob und wenn ja für 
welche Bereiche »harte« gesetzliche Re-
geln erforderlich sind. Im zweiten Fall 
stellt sich die Frage, ob bestehende inter-
nationale Regelungen ausreichen oder ob 
Modifikationen bzw. neue Regulierungs-
ansätze notwendig sind. Auch die The-
matik geistiges Eigentum bzw. Patentier-
barkeit von synthetischen biologischen 
Kreationen, bis hin zu wirtschaftlicher 
Gerechtigkeit bzw. Zugang insbesonde-
re ärmerer Länder zu Forschungsmate-
rialien und Anwendungsmöglichkeiten 
wird diskutiert. Auch wenn die Risi-
ken durch einen gezielten Missbrauch 
im Rahmen eines (Bio-)Terrorismus der-
Neue biologische Systeme zu erzeugen 
ist das Ziel der Synthetischen Biolo-
gie – einem expandierenden Fachgebiet 
im Grenzbereich von Biologie, Che-
mie, Biotechnologie, Ingenieurwissen-
schaften und Informationstechnologie.
Visionen reichen vom Design einzelner 
Moleküle über Zellen bis zu Organis-
men mit neuen Eigenschaften, die so 
nicht in der Natur vorkommen. Da-
bei werden verschiedene Strategien ver-
folgt: von der synthetischen Herstel-
lung von DNA, über die Synthese von 
Proto- oder Minimalzellen mit Merk-
malen lebender Zellen, die Integration 
artifizieller, biochemischer Systeme in 
Lebewesen bis hin zur Integration ru-
dimentärer Systemkomponenten von 
Organismen in Schaltkreise (standar-
disierter Biobausteine). 
Weitgehender Konsens besteht, dass 
die Synthetische Biologie wesentlich 
zum Erkenntnisgewinn in der Grund-
lagenforschung beitragen kann. Bei 
der Einschätzung ihres wirtschaft-
lichen Potenzials wird zum Teil der 
Vergleich einer »dritten industriellen 
Revolution« bemüht. Auch wenn es 
noch ein weiter Weg sein dürfte, bis 
ein Organismus technisch konstruiert 
und gebaut werden kann, ist es be-
reits gelungen, das Genom eines Mik-
roorganismus vollständig synthetisch 
herzustellen. Trotz des frühen Ent-
wicklungsstadiums der Synthetischen 
Biologie werden bereits zahlreiche An-
wendungen diskutiert, wie neue Diag-
nosemöglichkeiten in der Medizin 
oder Schaffung von Bioorganismen, 
die CO2 abbauen, Ethanol und Was-
serstoff erzeugen oder andere Biotreib-
stoffe aus Algen herstellen. Weltweit 
ist eine erhebliche Zunahme der For-
schungsaktivitäten auf dem Gebiet der 
Synthetischen Biologie zu beobachten, 
sodass sich schon mittelfristig anwen-
dungsrelevante Entwicklungen einstel-
len oder auch ökonomisch interessan-
zeit noch nicht als akut angesehen wer-
den, wird dennoch der Schutz vor beab-
sichtigten Schädigungen (»biosecurity«) 
vor allem bei sogenannten Dual-Use-
Produkten (z.B. Einsatz eines Impfstof-
fes als Kampfstoff) thematisiert.
Auch wenn Fragen hinsichtlich Biosi-
cherheit, Eigentum und Regulierung 
in Bezug auf die Synthetische Biologie
nicht grundsätzlich neu sind, zeigen ver-
gangene wie aktuelle öffentliche, poli-
tische und wissenschaftliche Debatten 
etwa zur Nanotechnologie, zu gen-
technisch verändertem Saatgut oder zu 
Stammzellen, dass neue Technologien 
gerade in den »Life-Sciences«-Bereichen 
durchaus Konfliktpotenzial beinhalten. 
Nicht zuletzt aus Gründen der Vorsor-
ge sollten neben den Forschungsinter-
essen auch Fragen nicht beabsichtigter 
Nebenfolgen thematisiert werden. Im 
Hinblick auf eine ökonomisch erfolgrei-
che Verwertung von potenziellen Mög-
lichkeiten der Synthetischen Biologie so-
wie deren gesellschaftlicher Akzeptanz 
ist der transparente Dialog mit der Öf-
fentlichkeit wichtig und eine frühzeiti-
ge Begleitforschung zu Chancen und Ri-
siken sinnvoll. Die dabei gewonnenen 
Erkenntnisse müssten zudem frühzei-
tig in das Design und die Anwendungs-
bedingungen der neuen Technologie 
einfließen. Die Schwerpunkte des be-
schlossenen TAB-Projekts »Synthetische 
Biologie« betreffen, neben naturwissen-
schaftlich-technologischen Aspekten, 
insbesondere Fragen der Ethik, der Si-
cherheit (»safety« und »security«), des 
geistigen Eigentums bzw. des Urheber-
rechts, der Regulierung (bzw. Gover-
nance), der öffentlichen Wahrnehmung 
sowie einer adäquaten und frühzeitigen 
Chancen- und Risikokommunikation.
Synthetische Biologie
Februar 2011 bis Juli 2012
















die zukünftige Entwicklung der Flä-
chenkonkurrenz von einer Vielzahl 
von Faktoren abhängig ist und ökolo-
gischer Landbau nicht automatisch in 
Konkurrenz zur Biomasseerzeugung 
als Primärenergieträger stehen muss. 
Denn ökologisch wirtschaftende Be-
triebe gehören auch zu den Pionieren 
der Biogaserzeugung. Sie haben in den 
letzten Jahren Biogasanlagen in beson-
derem Maße nachgefragt. Gründe sind 
u.a. eine verbesserte Grünland- und 
vor allem Kleegrasverwertung in al-
len Betriebsformen, insbesondere aber 
bei Ackerbaubetrieben. Aus der Praxis 
wird berichtet, dass mit der Biogasgül-
le Ertragssteigerungen von bis zu 30 % 
erreicht werden können. Damit wiede-
rum würde sich der Flächenbedarf des 
ökologischen Landbaus verringern und 
gleichzeitig ein Beitrag zur regenerati-
ven Energieversorgung geleistet. Kon-
trovers diskutiert wird die Frage, in-
wieweit weitere Umweltleistungen des 
ökologischen Landbaus (z.B. Humus-
gehalt des Bodens) durch die Ausbrin-
gung der Biogasgülle positiv bzw. ne-
gativ beeinflusst werden. 
Im TAB-Projekt »Ökologischer Land-
bau und Biomasse« soll untersucht 
werden, ob ökologischer Landbau 
und Biomasseproduktion für energe-
tische und stoffliche Verwendungen 
künftig stärker miteinander verbun-
den werden können, um eine steigende 
Nachfrage für beide Bereiche abzude-
cken, oder ob die entsprechenden Zie-
le der nationalen Nachhaltigkeitsstra-
tegie eher unvereinbar sind und deshalb 
eine prioritäre Ausrichtung der land-
wirtschaftlichen Produktion auf einen 
Nutzungszweig vorgenommen werden 
muss.
Im abgeschlossenen TAB-Projekt 
»Chancen und Herausforderungen 
neuer Energiepflanzen« sind bereits 
Fragen der Flächen- und Nutzungs-
Bei zwei Zielen der nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundesregie-
rung ist gegenwärtig unklar, ob sie sich 
miteinander verbinden lassen oder ob 
sie sich konträr gegenüberstehen. Zum 
einen soll der Anteil des ökologischen 
Landbaus in den nächsten Jahren auf 
20 % der landwirtschaftlichen Nutz-
fläche steigen (Anteil im Jahr 2007: 
5,1 %). Zum anderen soll der Anteil 
der erneuerbaren Energien bis zum 
Jahr 2020 am Bruttostromverbrauch 
auf mindestens 30 % anwachsen. Das 
entspricht einem Anteil am gesamten 
Primärenergieverbrauch von 10 %. Im 
August 2007 erhöhte das damalige Ka-
binett diesen Zielwert sogar auf 16 % 
bis 2020. 
Biomasse ist mit einem Anteil von rund 
zwei Dritteln gegenwärtig der wich-
tigste erneuerbare Energieträger. Bei 
Fortschreibung der gegenwärtigen 
Trends müsste ihr Anteil am gesam-
ten Primärenergieverbrauch entspre-
chend von 4,9 % 2007, auf 11 % im 
Jahr 2020 steigen. Die Bioenergiebe-
reitstellung, die zunehmend auf land-
wirtschaftlichem Energiepflanzenan-
bau beruht, belegt zunehmend auch 
Flächen, die bisher für die Nahrungs-
mittelproduktion genutzt wurden 
(bzw. der Flächenstilllegung unterla-
gen). Auch die ökologische Nahrungs-
mittelerzeugung benötigt pro erzeugte 
Einheit einen höheren Flächeneinsatz 
als die konventionelle Produktion. Sze-
narienberechnungen, die einen Anteil 
des ökologischen Landbaus von 30 % 
im Jahr 2030 anvisieren, ergaben, dass 
die Ackerfläche in Deutschland um ca. 
10 % (oder 1,3 Mio. ha) ausgedehnt 
werden müsste.
Die Analysen des TAB im Rahmen 
des jüngst abgeschlossenen Projekts 
»Chancen und Herausforderungen 
neuer Energiepflanzen« (TAB-Arbeits-
bericht Nr. 136) haben gezeigt, dass 
konkurrenzen auf internationaler, na-
tionaler und regionaler Ebene unter-
sucht worden. Aufbauend auf diesem 
Projekt wird eine Vertiefungsstudie zu 
folgenden drei Untersuchungsfragen 
durchgeführt: Wie stark ist die Kon-
kurrenz zwischen den zwei Nachhal-
tigkeitszielen ökologischer Landbau 




Welche Bestimmungsgründe und 
Hemmnisse wurden bei der Umstel-
lung auf ökologischen Landbau in den 
letzten Jahren beobachtet (u.a. Einfluss 
der Ausweitung des Energiepflanzen-
anbaus)? Welche Möglichkeiten der In-
tegration von Bioenergieerzeugung und 
Energiepflanzennutzung in den öko-
logischen Landbau zeichnen sich ab 
und welche Auswirkung auf Flächen-
bedarf und Ökosystemleistungen sind 
zu erwarten?
Ökologischer Landbau und Bio-
masse
August 2010 bis Oktober 2011
















Welche Roh- und Werkstoffe sind 
nach diesen Kriterien besonders 
kritisch?
> Folgewirkungen: Welche wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Auswirkungen wären bei gravie-
renden Versorgungsschwierigkei-
ten oder gar einem Versorgungs-
stopp zu erwarten? 
> Akteure und Wertschöpfungsket-
ten: Welche Möglichkeiten beste-
hen für Firmen, sich entlang der 
Wertschöpfungskette zu vernetzen? 
Was sind Unterschiede für KMUs 
im Vergleich zu größeren Firmen 
oder »global playern«?
> Rohstoffstrategie: Welche roh-
stoffstrategischen Ziele sind für 
Deutschland von besonderem In-
teresse, wie könnte die Aufgaben-
verteilung zwischen Staat und pri-
vater Wirtschaft aussehen? Gibt es 
für einzelne Rohstoffe bereits Stra-
tegien, die als Erfolgsmodelle über-
tragen werden könnten? Wie las-
sen sich transparente Märkte ent-
wickeln, deren Geldströme auch 
der einheimischen Bevölkerung in 
den Rohstoffländern zugutekom-
men? Welche Vernetzungsmög-
lichkeiten bestehen zwischen un-
terschiedlichen Politikbereichen, 
z.B. Rohstoff-, Entwicklungs- und 
Außenpolitik?
Der Innovationsreport »Die Versor-
gung der deutschen Wirtschaft mit 
Roh- und Werkstoffen mit Bezug auf 
Hoch- und Höchsttechnologien und 
Leitmärkten – Grundzüge einer deut-
schen Rohstoffstrategie« soll Antwor-
ten auf die genannten Fragen geben. 
Dazu wird der Wissensstand der in-
ternationalen Diskussion zu kritischen 
Rohstoffen aufbereitet. Eine Vertiefung 
wird für einzelne Branchen der deut-
schen Hoch- und Spitzentechnologie, 
z.B. Medizintechnik, Umwelttechnik 
Neue Technologien benötigen oft spe-
zielle metallische Rohstoffe wie z.B. 
Gallium, Neodym, Indium, Scandium,
Germanium, Platin und Tantal, bei 
denen die Bedarfsmengen in den letz-
ten Jahren deutlich anstiegen. Spezi-
fische Rohstoffe werden als kritisch 
bezeichnet, wenn neben einer stark an-
steigenden Nachfrage die Förderung 
auf wenige Länder konzentriert ist und 
die Förderregionen politisch nicht sta-
bil sind. 
Um weiterhin Hoch- und Höchsttech-
nologien exportieren zu können, ist 
für rohstoffarme Länder wie Deutsch-
land eine gesicherte Ressourcenver-
sorgung von besonderer Bedeutung. 
Dazu sollte auch die Entwicklung von 
Recycling- und Substitutionsstrate-
gien treten. Aufbauend auf diese zwei 
Pfeiler könnte Deutschland eine Vor-
reiterrolle bei einer transparenten 
und nachhaltigen Rohstoffstrategie 
einnehmen. Um die Grundzüge ei-
ner solchen Strategie entwickeln zu 
können, werden u.a. folgende Fragen 
bearbeitet:
> Nachfrage: Wie wird sich die Roh-
stoffnachfrage für bzw. in ausge-
wählten Technologien/Branchen 
entwickeln? Welche Substitutions-
möglichkeiten gibt es für einzelne 
Rohstoffe und wie können sie aus-
geschöpft werden? Gibt es essen-
zielle, nichtsubstituierbare Roh-
stoffe? Gibt es Effizienzpotenziale 
beim Materialeinsatz, beispielswei-
se durch Miniaturisierung?
> Angebot: Lassen sich langfristig 
Änderungen beim Rohstoffange-
bot absehen, etwa durch neue Mi-
nenprojekte oder Forcierung des 
Recyclings? 
> Vulnerabilität: Welche Eigenschaf-
ten führen dazu, dass Rohstoffe als 
besonders kritisch einzustufen sind? 
oder Fahrzeugbau, vorgenommen. Hier 
soll auch gefragt werden, welchen Bei-
trag die deutsche Rohstoffwirtschaft 
zur Armutsbekämpfung, zur Entwick-
lung einer »good governance« und zur 
Ausgestaltung von Sozial- und Umwelt-
standards leisten kann. Gerade NGOs 
weisen darauf hin, dass die Missach-
tung von Menschenrechten, die Armut 
und die Korruption in den Entwick-
lungsländern häufig mit der Rohstoff-
förderung zunehmen. 
Aufbauend auf diesen Arbeiten sollen 
erste politische Optionen für eine na-
tionale Rohstoffstrategie entwickelt 
werden. 
Die Versorgung der deutschen Wirt-
schaft mit Roh- und Werkstoffen mit 
Bezug auf Hoch- und Höchsttechno-
logien und Leitmärkte – Grundzü-
ge einer deutschen Rohstoffstrategie
Oktober 2010 bis Dezember 2011

















ten) bis zum Katastrophenmanagement 
(z.B. Überwachung von Naturgefah-
ren, Unterstützung der Einsatzkräfte 
im Katastrophenmanagement).
Die genannten Vorteile und die viel-
fältigen Anwendungsgebiete legen ein 
großes Potenzial gerade auch für Ent-
wicklungsländer nahe, da hier deren 
Vorzüge (z.B. Erfassung von Daten 
über unzugängliche Gegenden, Feh-
len von alternativen Quellen für Pri-
märdaten) besonders zum Tragen kom-
men können. Bereits in den 1980er bis 
Anfang der 1990er Jahre wurden die 
Anwendungspotenziale der Fernerkun-
dung für Entwicklungsländer themati-
siert und erforscht (einschließlich Akti-
vitäten von GTZ und FAO). Nach den 
damals entstandenen ersten umfassen-
den Studien ist in der Folgezeit das Inte-
resse an der Thematik deutlich zurück-
gegangen. Dennoch befassen sich nach 
wie vor einzelne Gruppen mit mögli-
chen Anwendungen in Entwicklungs-
ländern. Aufgrund der technischen 
Entwicklung im Bereich der Datener-
fassung (Sensoren) wie auch der Da-
tenauswertung (GIS) können sich die 
Anwendungsmöglichkeiten von Fern-
erkundungsdaten in Entwicklungs-
ländern in naher Zukunft noch erwei-
tern. Aufgrund zunehmender sozialer 
(Stadtentwicklung) und ökologischer 
Probleme (Desertifikation, Erosion) 
in Entwicklungsländern ist ein Bedeu-
tungsgewinn wahrscheinlich.
Vor diesem Hintergrund wird im TAB-
Projekt »Anwendungspotenziale der 
Erdfernerkundung für Entwicklungs-
länder« zunächst der derzeitiger Stand 
der Fernerkundungstechnik und de-
ren Anwendung in Entwicklungslän-
dern ermittelt sowie sich abzeichnen-
de, künftige Anwendungen skizziert. 
Dies erscheint v.a. deshalb angemes-
sen, da seit vielen Jahren keine umfas-
(Erd-)Fernerkundung baut technisch 
auf Sensoren auf, die von der Erdober-
fläche ausgehende elektromagnetische 
Strahlung (sichtbares Licht, Infrarot 
u.a.) erfassen. Diese Fernerkundungs-
sensoren können von Flugzeugen (Luft-
bilder) wie auch von Satelliten (Satelli-
tenbilder) getragen werden. 
Vorteile von Fernerkundungsdaten er-
geben sich bei Verfügbarkeit, Aktuali-
tät und Kosten. Auch schwer zugängli-
che Bereiche der Erdoberfläche können 
mithilfe von Luft- und Satellitenbil-
dern flächendeckend kartiert werden. 
Erdbeobachtungssatelliten überflie-
gen Bereiche der Erdoberfläche regel-
mäßig meist innerhalb weniger Tage, 
wodurch eine hohe Aktualität der Da-
ten erreicht werden kann. Inzwischen 
zeichnen sich Fernerkundungsdaten 
durch ihre ver-gleichsweise geringen 
Kosten (pro Einheit kartierter Fläche) 
aus. Vor diesem Hintergrund haben 
sich zuerst Status-quo-Erfassungen der 
Erdoberfläche (Kartierung) etabliert, 
die zunehmend durch den Vergleich 
auch die Erfassung von Veränderungen 
(Monitoring) ermöglichen. Damit kön-
nen Daten nicht nur zu Dokumenta-
tionszwecken genutzt werden, son-
dern zunehmend auch Entscheidungs-
grundlagen für unterschiedliche Pro-
zesse bilden. 
Neben der militärischen Nutzung zu 
Aufklärungszwecken eröffnen sich im 
zivilen Bereich mehrere Anwendungs-
felder. Die Spannbreite reicht von Res-
sourcenmanagement in Land- und 
Forstwirtschaft sowie Fischerei (z.B. 
Landnutzungsinventuren, Erntevor-
hersagen), über die Gewinnung von 
Umweltinformationen (z.B. Luft und 
Gewässerverunreinigungen, Erosion, 
Desertifikation), Erkundung von Roh-
stoffvorkommen, Stadtentwicklung 
(z.B. Kartierung von Siedlungsgebie-
sende Untersuchung und Darstellung 
zu dieser Thematik mehr unternom-
men wurde, obwohl die Anwendungs-
möglichkeiten sich erheblich weiterent-
wickelt haben. Darüber hinaus sollen 
die Erkenntnisse über die in der Ver-
gangenheit oft fehlgeschlagenen Ver-
suche eines »Technologietransfers« zu-
sammengetragen werden, um darauf 
aufbauend mögliche Bedingungen ei-
ner erfolgreichen und problemlösungs-
orientierten künftigen Anwendung von 
Fernerkundungstechniken in Entwick-
lungsländern zu erarbeiten.
Bisher wurden die politischen und 
gesellschaftlichen Bedingungen und 
Folgen einer Einführung von Ferner-
kundungstechniken in Entwicklungs-
ländern nur wenig behandelt. Eine ver-
tiefte Untersuchung dieses Aspekts der 
Thematik ist zentral. Dazu soll u.a. 
untersucht werden, inwiefern die in-
frastrukturellen und personellen Vor-
aussetzungen für eine selbstbestimmte 
Nutzung von Fernerkundungsdaten in 
Entwicklungsländern derzeit gegeben 
sind bzw. welche Maßnahmen hier-
für ergriffen werden könnten, und ob 
im Zuge einer verstärkten Fernerkun-
dungsnutzung neue Abhängigkeitsbe-
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nisteriums) und zur Einsetzung neuer 
Institutionen geführt (z.B. Nachhaltig-
keitsräte und Task Forces für Nachhal-
tigkeit in den Ministerien). Demgegen-
über scheint die Rolle der Parlamente 
eher in der reaktiven Begleitung und 
Unterstützung von Nachhaltigkeits-
politik zu liegen. Allerdings dürfte das 
Potenzial des Parlaments als Ort öf-
fentlicher Beratung und Kontrollins-
tanz der Exekutive noch nicht ausge-
schöpft sein.
Mit der Enquete-Kommission »Schutz 
des Menschen und der Umwelt« so-
wie der Einsetzung und der Arbeit des 
Parlamentarischen Beirats für nach-
haltige Entwicklung hat der Deutsche 
Bundestag einen im Vergleich zu den 
Parlamenten anderer Länder herausra-
genden Beitrag zur nationalen Nach-
haltigkeitspolitik geleistet. Es ist aber 
eine Reihe von Maßnahmen vorstell-
bar, die geeignet sein könnten, seine 
Rolle in der deutschen Nachhaltigkeits-
politik weiter zu stärken. Die mögli-
chen Optionen reichen etwa von einer 
stärkeren Nutzung z.B. des Budget-
rechts zur Kontrolle von Regierungs-
programmen und Gesetzesvorlagen 
bezüglich ihres Beitrags zur Förde-
rung einer nachhaltigen Entwicklung, 
über regelmäßige Plenardebatten zum 
Stand der deutschen Nachhaltigkeits-
politik bis hin zu einer intensiven Nut-
zung der Möglichkeiten einer Nach-
haltigkeitsprüfung von Gesetzen und 
Programmen.
Orientiert an den Vorarbeiten des TAB 
wird eine systematische Ergänzung und 
Aktualisierung der damals vorgeleg-
ten Bilanz vorgenommen. Neben ei-
nem Gesamtüberblick wären exem-
plarische Fallbeschreibungen ange-
zeigt, die vertiefend analysieren, wie 
in anderen Ländern die Parlamente
institutionelle Innovationen und Lern-
prozesse angestoßen haben. Diese
In der Folge des »UN-Erdgipfels« 1992 
in Rio sind weltweit vielfältige Akti-
vitäten in Politik und Gesellschaft in 
Gang gekommen. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass die politische Wahrneh-
mung und Umsetzung des Nachhal-
tigkeitsziels eine Herausforderung für 
die etablierten Verfahren und die ar-
beitsteilige Organisation von Regie-
rungen und Parlamenten ist: Es müssen 
langfristige gesellschaftliche Entwick-
lungstrends und Effekte von politischen 
Maßnahmen identifiziert und berück-
sichtigt werden. Politisches Handeln 
muss zwischen einer Vielzahl betroffe-
ner Ressorts koordiniert werden, und 
ein hohes Maß an Abstimmung mit 
gesellschaftlichen Interessengruppen 
ist erforderlich, wenn langfristige und 
politikfeldübergreifende Ziele verwirk-
licht werden sollen. Hierzu sind in vie-
len Ländern Verfahren und Formen der 
Institutionalisierung (z.B. ressortüber-
greifende Programme, Schaffung spe-
zialisierter wissenschaftlicher Einrich-
tungen, Untersuchungskommissionen, 
Sachverständigenräte, Foren der Kom-
munikation zwischen Politik und Ge-
sellschaft) von europäischen Parlamen-
ten und Regierungen etabliert worden.
Die langfristige Orientierung der Poli-
tik und die Formulierung entsprechen-
der Ziele haben in allen Ländern durch 
die Nachhaltigkeitspolitik einen neu-
en Impuls enthalten. Das Bewusstsein 
für langfristige und ressortübergrei-
fende Politikformulierung wurde ge-
schärft und hat zu neuen Formen von 
»Governance« geführt. Ein 2003 vom 
TAB vorgelegter Bericht (TAB-Arbeits-
bericht Nr. 86) hat bestätigt, dass so-
wohl die Initiative als auch die Fortent-
wicklung von Nachhaltigkeitspolitik 
im Wesentlichen von der Exekutive ge-
tragen werden. Auf Regierungsebene 
hat Nachhaltigkeitspolitik zu neuen 
administrativen Strukturen (spezifische 
Kontrollkompetenzen des Umweltmi-
wären dann auf Übertragbarkeit für die 
Strukturen und Verfahren des Deut-
schen Bundestages zu prüfen.
Dabei sind drei grundsätzliche Schwer-
punkte parlamentarischer Arbeiten 
von besonderem Interesse. Einmal 
die Begleitung der Arbeiten der Re-
gierung zum Thema Nachhaltigkeit 
und die Kontrolle der Regierungsar-
beit unter dem Gesichtspunkt ihres 
Beitrags zu einer nachhaltigen gesell-
schaftlichen Entwicklung. Den zwei-
ten Analyseschwerpunkt bildet die 
parlamentarische Mitwirkung bei der 
Weiterentwicklung und Umsetzung von 
Nachhaltigkeitsstrategien in inhaltli-
cher Hinsicht (Definition von Nachhal-
tigkeitszielen und Maßnahmen, Anre-
gung von Gesetzgebung mit besonderer 
Relevanz für Nachhaltigkeitspolitik). 
Drittens sollen die vom Parlament aus-
gehende Anregung und Unterstützung 
der gesellschaftlichen Diskussion zur 
nachhaltigen Entwicklung durch die 
prominente und öffentliche Behand-
lung von Nachhaltigkeitsfragen und 
die Verankerung von Nachhaltigkeits-
prinzipien, wie z.B. Partizipation und 
Kommunikation in der Arbeit der par-
lamentarischen Organe und Gremien 
(Ausschüsse, Anhörungen, Enquete-
Kommissionen) untersucht werden.
Nachhaltigkeit und Parlamente –
Bilanz und Perspektiven Rio+20

















Innovative Technologien sollen hierzu 
einen entscheidenden Beitrag leisten. 
Das betrifft die Optimierung des Netz-
betriebs (z.B. Temperaturmonitoring bei 
Leiterseilen), die Netzverstärkung (z.B. 
moderne Leistungselektronik zur Steu-
erung von Lastflüssen), den Netzaus-
bau (z.B. Hochspannungsgleichstrom-
übertragung, HGÜ) sowie den Einsatz 
von Speichertechnologien (z.B. Druck-
luftspeicher, perspektivisch auch Elek-
trofahrzeuge). Die Transformation der 
Netzinfrastruktur hin zu einem »smart 
grid« könnte durch die breite Nutzung 
von Informations- und Kommunika-
tionstechnologien (IKT) ermöglicht wer-
den. Einsatzmöglichkeiten bestehen auf 
der Erzeugerseite (»virtuelle Kraftwer-
ke«), im Bereich des Netzes selbst, aber 
auch bei den Verbrauchern (z.B. mo-
derne Stromzähler, »smart meter«, in 
Verbindung mit neuen Tarifstrukturen, 
»real time pricing«). Die Investitions-
summe für den Umbau der Netzinfra-
struktur wird in Europa bis 2030 auf 
ca. 500 Mrd. Euro geschätzt.
Die Modernisierung der Stromnet-
ze hat in den letzten Jahren einen be-
achtlichen Zuwachs an Aufmerksam-
keit sowohl in der Wissenschaft und 
in der Energiewirtschaft als auch in 
der politischen Diskussion erfahren. 
Eine Reihe umfassend angelegter Stu-
dien und Modellprojekte zu den vor-
gestellten Problemlagen wurde initi-
iert und durchgeführt. Das Spektrum 
reicht vom Forum Netzintegration Er-
neuerbare Energien, über E-Energy, 
GreenNet, SmartGrids, DESERTEC 
bis zur Nordsee-Offshore-Initiative. 
Besonders zu erwähnen sind die Netz-
studien I und II der Deutschen Energie 
Agentur (dena).
Vor allem auf deren Ergebnissen auf-
bauend zielt das TAB-Projekt »Moder-
ne Stromnetze als Schlüsselelement ei-
ner nachhaltigen Energieversorgung« 
Sichere und leistungsfähige Stromnetze 
sind ein zentraler Baustein des Energie-
versorgungssystems und der Infrastruk-
tur Deutschlands. Um eine verlässliche 
Stromversorgung aller Verbraucher zu 
gewährleisten, muss gesichert sein, dass 
zu jedem Zeitpunkt genau so viel Strom 
eingespeist wie verbraucht wird. Die 
sich verändernden Bedingungen der 
Stromeinspeisung und der -abnahme 
werden durch folgende Trends sicht-
bar. Sie stellen enorme Herausforde-
rungen für die Stromnetze dar und
erfordern deren Modernisierung:
In den letzten zehn Jahren ist der Strom-
bedarf langsam aber kontinuierlich ge-
wachsen, ohne dass der Ausbau der 
Netzkapazitäten in entsprechendem 
Maße Schritt gehalten hat. Im Zuge der 
Liberalisierung des Strommarktes müs-
sen die Aktivitäten vieler und teils he-
terogener Akteure synchronisiert und 
gemanagt werden. Gleichzeitig sind die 
Netzbetreiber seit dem Start der soge-
nannten »Anreizregulierung« einem er-
höhten Effizienz- und Kostendruck bei 
Betrieb, Erhalt und Ausbau der Strom-
netzes ausgesetzt. Stromerzeugung aus 
regenerativen Energien, als ein zentra-
ler Bestandteil der deutschen Energie- 
und Klimapolitik, wird kontinuierlich 
ausgebaut. Ihr Anteil soll bis zum Jah-
re 2020 auf 30 % steigen und auch da-
nach stetig weiter wachsen. Technolo-
gien mit fluktuierender Einspeisung, 
insbesondere Windenergie, aber zuneh-
mend auch solare Stromerzeugung, ge-
winnen an Bedeutung und verändern die 
Anforderungen an die Stromnetze nach-
drücklich. Zum einen muss die fluk-
tuierende Einspeisung mit dem Strom-
bedarf zeitlich in Übereinstimmung 
gebracht werden. Zum anderen entsteht 
z.B. durch den Aufbau leistungsstarker 
Offshorewindparks die Notwendigkeit, 
erhebliche Energiemengen über große 
Entfernungen zu den Verbrauchern zu 
transportieren. 
darauf ab, technologische Perspektiven 
und Optionen für den Umbau und Be-
trieb des zukünftigen Stromnetzes bei 
einem mittel- bis langfristigen Zeit-
horizont (2030 und darüber hinaus) 
aufzuzeigen. 
Dazu sollen zukunftsweisende Techno-
logien und Betriebsweisen für Strom-
netze im Rahmen eines »horizon scan-
ning« identifiziert und deren Potenzial 
für die Flexibilisierung sowie für Kapa-
zitäts- bzw. Effizienzsteigerungen des 
Netzbetriebs (national und im europä-
ischen Verbund) abgeschätzt werden. 
Der zweite thematische Schwerpunkt 
nimmt die Nachfrage in den Blick. Die 
technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten zur Flexibilisierung der 
Nachfrage werden untersucht und As-
pekte der Nutzerakzeptanz sowie des 
Datenschutzes thematisiert. Übergrei-
fend sollen der dafür notwendige FuE-
Bedarf einschließlich der erforderlichen 
Zeiträume (Roadmap) sowie Kosten 
und Nutzen geschätzt und Umweltef-
fekte untersucht werden. 
Abschließend sollen einerseits geeigne-
te Instrumente (Regulierung, finanzi-
elle Anreize) identifiziert werden, die 
Innovationen und deren Diffusion be-
fördern. Andererseits sollen Regulie-
rungsanforderungen formuliert wer-
den, die den Aufbau intelligenter Netze 
und den flächendeckenden Einsatz von 
intelligenten Zählern ermöglichen.
Moderne Stromnetze als Schlüssel-
element einer nachhaltigen Energie-
versorgung

















bis 2015 und 2030 sollen Elektrofahr-
zeuge mit Brennstoffzellenfahrzeugen 
und modernen Benzin-/Diesel-PKW 
anhand der Kriterien Energieeffizienz, 
Treibhausgasemissionen und Wirt-
schaftlichkeit miteinander verglichen 
werden. 
Mögliche Rohstoffengpässe werden in 
Abstimmung mit dem parallel laufen-
den TAB-Projekt »Roh- und Werkstof-
fe« untersucht. Koordiniert mit dem 
TAB-Projekt »Moderne Stromnetze« 
werden Möglichkeiten und Grenzen 
der Systemintegration von Elektrofahr-
zeugen ins Elektrizitätsnetz (»vehicle to 
grid«) analysiert sowie das Speicher-
potenzial der Elektrofahrzeugflotte 
für ein fluktuierendes Stromangebot 
aus Windkraft und Photovoltaik mit 
dem anderer Großspeichertechnolo-
gien verglichen. Weitere gemeinsame 
Schnittmengen gibt es bezüglich des 
Aufbaus einer Beladungsinfrastruktur 
für Elektrofahrzeuge in Deutschland 
(private oder öffentliche Beladung mit 
unterschiedlicher Anschlussleistung, 
denkbar sind auch Batteriewechselsta-
tionen oder ein Aufladen mittels In-
duktion) und der Entstehung von neu-
en Geschäftsmodellen. 
In Abstimmung mit dem Projekt »Zu-
kunft der Automobilindustrie« werden 
Chancen und Risiken durch mögliche 
Verschiebungen in den Wertschöp-
fungsketten der Automobilindustrie 
sowie mögliche Arbeitsmarkteffekte 
und (Weiter-)Bildungsfragen themati-
siert. Weitere Untersuchungsfragen be-
handeln verbraucherseitige Bedürfnisse 
und Präferenzen sowie zu erwartende 
Auswirkungen auf das Mobilitätsver-
halten zukünftiger Verkehrsteilnehmer. 
Ein besonderes Augenmerk soll dabei 
auf angepasste regionale oder überre-
gionale Verkehrskonzepte (z.B. Car-
sharing, Car-To-Go oder kombinier-
ter Verkehr mit ÖPNV) gelegt werden. 
Unter Elektromobilität im engeren Sin-
ne werden Fahrzeuge mit Traktionsbat-
terien (Plug-in-Hybride und reine Bat-
teriefahrzeuge) verstanden. In jüngster 
Zeit wird diese Technologie verstärkt 
als mögliche Strategie diskutiert, um 
energie-, klima- und umweltpolitische 
Ziele im Verkehrsbereich umzusetzen. 
Besondere Hoffnungen ruhen dabei auf 
der möglichen Kombination eines CO2- 
und emissionsarmen Antriebs mit dem 
Potenzial der Speicherung von Strom 
aus erneuerbaren Energiequellen durch 
Batterien. Durchsetzen wird sich eine 
solche Technologie jedoch nur, wenn 
eine bessere Wirtschaftlichkeit im Ver-
gleich zu erdölbasierten Verbrennungs-
fahrzeugen und anderen alternativen 
Kraftstoff- und Antriebskonzepten so-
wie Vorteile bei der Energieeffizienz, 
beim Klimaschutz, bei der Luftrein-
haltung und bei anderen Umweltzie-
len gegeben sind. 
Aufgrund der hohen Anzahl von Ar-
beitsplätzen, die direkt und indirekt 
mit der Automobilindustrie verbunden 
sind, ist eine Vorreiterrolle Deutsch-
lands in diesem Bereich von nationa-
lem Interesse. Mit dem »Nationalen 
Entwicklungsplan Elektromobilität« 
der Bundesregierung wurde dies im Au-
gust 2009 auch politisch festgehalten. 
Im TAB-Projekt »Konzepte der Elek-
tromobilität und deren Bedeutung für 
Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt« 
wird, ausgehend vom bereits abge-
schlossenen TAB-Projekt »Perspekti-
ven eines CO2- und emissionsarmen 
Verkehrs – Kraftstoffe und Antriebe 
im Überblick« (TAB Arbeitsbericht 
Nr. 111, 2006), der neueste Entwick-
lungsstand auf den Gebieten Batte-
rietechnologie, Elektromotoren und 
Leistungselektronik bis hin zur wirt-
schaftlichen Konkurrenzfähigkeit der 
Elektromobilität gegeben. Mittels Life-
Cycle-Analysen mit einem Zeithorizont 
Gleiches gilt für die Zusammenhänge 
mit Binnen- und Weltwirtschaftsent-
wicklung, Demografie und sonstigen 
strukturellen Veränderungen. Weiter 
soll eine vergleichende Analyse deut-
scher und internationaler (insbesonde-
re Japan, Südkorea, China, USA sowie 
Frankreich) Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten sowie Politikmaßnah-
men in der Elektromobilität (auch im 
Vergleich zur Brennstoffzellentechno-
logie) durchgeführt werden. 
Eine Bewertung verschiedener För-
dermechanismen für eine Marktein-
führung sowie die Entwicklung eines 
Vorschlags zur Förderung der Markt-
einführung der Elektromobilität in 
Deutschland vervollständigen diese 
umfassende Gesamtschau. Sie bildet 
die Grundlage für die Erarbeitung eines 
breiten Spektrums politischer Hand-
lungsoptionen, das Produzenten und 
Verbraucher ebenso wie nachhaltige 
Mobilitäts- und Energiekonzepte in 
den Blick nimmt.
Konzepte der Elektromobilität und 
deren Bedeutung für Wirtschaft, 
Gesellschaft und Umwelt


















ten. Solche Konzepte verknüpfen eine 
neue Form der Auto-»Nutzung« (»nut-
zen statt besitzen«) mit einem barriere-
freien Wechsel zwischen PKW, öffentli-
chem und nichtmotorisiertem Verkehr 
besonders im urbanen Raum. In einem 
solchen Szenario tritt die Automobilin-
dustrie als Mobilitätsdienstleister auf, 
der Fahrzeuge und Infrastruktur zur 
Verfügung stellt und die Mobilitäts-
dienstleistung verkauft. Solche ergän-
zenden Geschäftsmodelle würden die 
Wertschöpfung der Automobilindus-
trie modifizieren, aber auch die Zyklen 
der Fahrzeugerneuerung beschleunigen 
und damit die Einflussmöglichkeiten 
auf den technischen Wandel verbes-
sern. Erste Schritte in diese Richtung 
geht z.B. Daimler mit dem Car2Go-
Ansatz in Ulm und Austin, Texas. 
Insgesamt wird davon ausgegangen, 
dass eine passgenaue Kombination aus 
technologischer Führerschaft, auch im 
Bereich alternativer Antriebskonzep-
te, mit neuen Elektromobilitäts- und 
Dienstleistungsangeboten, die Bedürf-
nisse verschiedener Kundengruppen be-
rücksichtigt, weitreichende Chancen 
für die deutsche Automobilindustrie 
und ihre Zulieferer bietet.
Ziel des TAB-Projekts »Zukunft der 
Automobilindustrie« ist es, in einer sys-
temischen Perspektive die Potenziale 
der deutschen Automobilindustrie aus 
dem Blickwinkel des sich wandelnden 
globalen Automobilmarktes in Verbin-
dung mit der Einführung neuer Mobili-
tätskonzepte zu untersuchen. Bisher lie-
gen hier nur partielle Untersuchungen 
vor. Die konzeptionelle Verknüpfung 
mit den Projekten »Moderne Strom-
netze« und »Elektromobilität« erlaubt 
erstmalig eine systemische Sicht der 
Stellung und der Zukunftspotenziale 
des deutschen Automobilsektors (für 
den Personenverkehr und die PKW-
Die Automobilindustrie und ihre un-
mittelbaren Zulieferer, die in Deutsch-
land mit ca. 800.000 Beschäftigten und 
ca. 13 % der industriellen Arbeitsplät-
ze fast 20 % des Gesamtumsatzes des 
verarbeitenden Gewerbes erwirtschaf-
ten, stehen national wie international 
vor großen Umbrüchen. Das ist nicht 
nur auf die Entwicklung von Elektro-
mobilitätskonzepten zurückzufüh-
ren, sondern betrifft ein viel größeres 
Marktgeschehen: China ist inzwischen 
zum weltgrößten Neuwagenmarkt bei 
PKW avanciert, etablierte Märkte stag-
nieren bei weltweiten Überkapazitä-
ten, mit sich erweiternden Produkt-
programmen, regional differierenden 
Produktanforderungen und in der Fol-
ge sinkenden Modellstückzahlen. Die-
se sich verändernden Rahmenbedin-
gungen und Marktdynamiken bieten 
Chancen aber auch Risiken. Der per-
spektivische Übergang zu neuen An-
triebstechnologien im Fahrzeugbau 
birgt zumindest eine partielle Entwer-
tung von gegenwärtigem Know-how im 
Bereich konventioneller Antriebe und 
notwendige Modifizierungen wichti-
ger Wertschöpfungsstufen, die teilwei-
se durch neue ersetzt werden müssen 
oder auch ganz wegfallen können (z.B. 
Abgasanlage, Antriebsstrang). Zu be-
achten ist hier insbesondere die asiati-
sche Konkurrenz, deren Kompetenzen 
bezüglich der Entwicklung und Her-
stellung von Elektrofahrzeugen immer
offensichtlicher werden.
Diese Veränderungen eröffnen für die 
deutsche Automobilindustrie auch 
Chancen. Neben dem Vorsprung im 
Premiumsegment und bei hocheffizi-
enten konventionellen Antrieben so-
wie angesichts der konzertierten An-
strengungen von Industrie, Politik 
und Forschungsförderung bei der 
Elektromobilität bietet der Einstieg in 
Dienstleistungen zur Umsetzung von 
nachhaltigen Verkehrs- und Mobili-
Märkte mit einem zeitlichen Horizont 
bis 2030). 
Dazu werden mithilfe relevanter Kenn-
ziffern die globale Entwicklung der 
Automobilmärkte ermittelt und die 
Exportabhängigkeit der deutschen Au-
tomobilindustrie sowie die globalen 
Überkapazitäten bis 2030 abgeschätzt. 
Danach werden die potenzielle Diversi-
fizierung und der Strukturwandel der 
deutschen Automobilindustrie beleuch-
tet: Einerseits wird die Differenzierung 
der Produktpalette – beginnend bei 
Premium-, Volumen-, Niedrigpreis-/
Mikrosegment, ggf. bis zu »Nische-
in-der-Nische«-Modellen – behandelt, 
andererseits werden die Änderungen 
durch die Entwicklung neuer Mobili-
tätskonzepte und die Erweiterung der 
Wertschöpfung der Autohersteller um 
Mobilitätsdienstleistungen untersucht. 
Die Auswirkungen global veränder-
ter Märkte in Kombination mit den 
Diversifizierungsstrategien auf die au-
tomobile Zulieferkette sollen identifi-
ziert werden. 
Ausgehend von den Ergebnissen der 
Fraunhofer-ISI-Produktionserhebun-
gen werden in Szenariobetrachtungen 
die Arbeitsplatzeffekte des Struktur-
wandels auf die gesamte automobi-
le Wertschöpfungskette abgeschätzt 
und potenzielle und plausible Entwick-
lungspfade für die deutsche Automo-
bilindustrie erarbeitet. Diese Synthese 
dient der Entwicklung von Handlungs-
optionen für politische Rahmensetzun-
gen, um frühzeitig den erforderlichen 
Strukturwandel der deutschen Auto-
mobilindustrie unterstützen zu können. 
Zukunft der Automobilindustrie
September 2010 bis Mai 2012
















Die Ausgaben im Gesundheitssek-
tor steigen seit Jahrzehnten an. Die 
Gründe dafür sind vielfältig. Medi-
zintechnische Innovationen werden 
jedoch regelmäßig genannt, da die-
se meist eine quantitative Ausweitung 
medizinischer Verfahren (Diagnostik, 
Therapie) nach sich ziehen. Auch die 
Preisgestaltung, die anhand von sek-
torspezifischen Mechanismen erfolgt, 
wird für die Ausgabensteigung mitver-
antwortlich gemacht. Trotz der weitrei-
chenden Regulierung des Gesundheits-
sektors wird vermutet, dass einzelne 
marktwirtschaftliche Mechanismen, 
wie z.B. die Innovationsdiffusion, auch 
kostensenkende Wirkungen entfalten 
kann, sodass nach einer hochpreisi-
gen Einführungsphase die Etappe der 
Effizienzsteigerung einsetzt, die Preis-
entwicklungen nach sich zieht – wie 
in anderen Bereichen (z.B. IKT) auch. 
Der Frage, inwieweit dieser marktwirt-
schaftliche Effekt der Innovationsdiffu-
sion auch im Gesundheitsbereich zum 
Tragen kommt bzw. an welchen Stellen 
der technische Fortschritt nicht nur zu 
Kostensteigerungen, sondern auch zu 
Kostensenkungen führen könnte, geht 
das TAB-Projekt »Technischer Fort-
schritt im Gesundheitswesen: Quelle 
für Kostensteigerungen oder Chance 
für Kostensenkungen?« nach. Folgen-
de drei Schwerpunkte sollen dazu un-
tersucht werden: 
> Welche finanziellen Konsequenzen 
ergeben sich aus dem technischen 
Fortschritt in der gesundheitlichen 
Versorgung, insbesondere für die 
gesetzliche Krankenversicherung? 
> Durch welche neuen technischen 
Möglichkeiten ist ein Kostenanstieg 
zu erwarten, und wo sind Kosten-
senkungen möglich? 
> Sind existierende und erwartete Kos-
tensteigerungen nur auf den tech-
nischen Fortschritt zurückzufüh-
ren oder auch auf andere Effekte? 
Dazu werden zunächst wichtige markt-
liche und nichtmarktliche Einfluss-
faktoren des Gesundheitsbereichs 
bestimmt und Besonderheiten im Ver-
gleich mit anderen Wirtschaftszweigen 
herausgearbeitet. Die Bedeutung unter-
schiedlicher Regulierungsrahmen und 
deren Folgedimensionen sowie die Rol-
le der beteiligten staatlichen und pri-
vaten Institutionen sollen gezielt unter-
sucht werden.
Darauf aufbauend werden anhand 
einer Sekundäranalyse der Literatur 
und unter Nutzung geeigneter Indi-
katoren auf gesamtwirtschaftlicher 
Ebene die wechselseitigen Wirkungen 
zwischen technischem Fortschritt und 
Gesundheitsausgaben diskutiert. Nur 
auf dieser Ebene werden bestimmte 
indirekte Effekte sichtbar. Ebenfalls 
anhand von Indikatoren ist zu erör-
tern, in welchen Teilbereichen der 
Gesundheitsversorgung und durch 
welche Technologien tendenziell 
Kostensteigerungen/-senkungen zu er-
warten sind. Eine detaillierte Abschät-
zung der verschiedenen Komponen-
ten und eines Nettoeffekts von neuen 
Technologien wird (voraussichtlich) 
in sechs bis acht Fallstudien anhand 
gut dokumentierter einzelner Ver-
fahren durchgeführt. Die Fallstudien 
sollen gesundheitsrelevante Innova-
tionen möglichst breit abdecken (bio-
technologische und andere Arzneimit-
tel, medizintechnische Anwendungen, 
diagnostische Großgeräte u.a.). Die 
Ergebnisse aus der gesamtwirtschaft-
lichen Analyse und den Fallstudien 
werden im Rahmen eines Experten-
workshops diskutiert und validiert. 
Die Bedeutung der Ergebnisse für das 
Gesundheitswesen insgesamt sollten 
auch im Hinblick auf die zukünftigen 
Herausforderungen (z.B. demogra-




nen für die Politik und weitere relevan-
te Akteursgruppen entwickelt. Diese 
sollen insbesondere auf eine Optimie-
rung derjenigen Verfahren und Ent-
scheidungsprozesse abzielen, die die 
Kosten-Nutzen-Relation neuer Ge-
sundheitstechnologien verbessern, die 
Auswahl besonders günstiger Inno-
vationen fördern, Kandidaten für die 
Streichung aus den Leistungskatalogen 
identifizieren und somit insgesamt die 
Basis für ein zielorientiertes Innovati-
onsmanagement im Gesundheitswe-
sen verbessern.
Technischer Fortschritt im Ge-
sundheitswesen: Quelle für Kos-
tensteigerungen oder Chance für 
Kostensenkungen?
September 2010 bis Dezember 2011
















Der Koalitionsvertrag zwischen CDU/
CSU und FDP sieht eine Laufzeitver-
längerung für die deutschen Kernkraft-
werke vor. Die Bundesregierung plant, 
im Herbst ein Energiekonzept vorzu-
legen, das die Grundlage für ihre zu-
künftige Energiepolitik sein wird und 
über die Restlaufzeiten der deutschen 
Kernkraftwerke Auskunft geben soll. 
Zurzeit werden im Auftrag der Bun-
desregierung Energieszenarien entwi-
ckelt. Darin wird eine Verlängerung 
der Restlaufzeiten um 4, 12, 20 oder 
28 Jahre über die gegenwärtig fixierte 
durchschnittliche Laufzeit von 32 Jah-
ren hinaus angenommen.
Derzeit werden die deutschen Kern-
kraftwerke zur Deckung der Grundlast 
genutzt und überwiegend im Dauerbe-
trieb bei Nennleistung eingesetzt. Die 
Kernenergie deckt aktuell ca. 22 % des 
Strombedarfs in Deutschland. Gleich-
zeitig verfolgt die Bundesregierung das 
Ziel, erneuerbare Energien zur Elektri-
zitätserzeugung kontinuierlich auszu-
bauen. Deren Anteil an der Stromver-
sorgung soll im Jahr 2020 ca. 30 % 
betragen und sich bis zum Jahr 2030 
auf 40 % erhöhen. Ein wesentlicher 
Anteil am Ausbau der erneuerbaren 
Energien basiert auf Anlagen mit fluk-
tuierender Einspeisung (z.B. Wind-
kraft, Photovoltaik). Das hat zur Fol-
ge, dass bei einem steigenden Anteil 
regenerativer Stromerzeugung die so-
genannte Residuallast, d.h. die aus den 
konventionellen Kraftwerken (Kohle, 
Gas und Kernkraft) zu deckende Last, 
in zunehmendem Maße zeitlich stark 
schwankt. In Zeiten eines geringen 
Strombedarfs bei gleichzeitiger Stark-
windwetterlage ist es bereits vorgekom-
men, dass ein Überangebot an Strom 
vorlag, was sich in negativen Strom-
preisen an der Strombörse in Leipzig 
niedergeschlagen hat. Es ist abzusehen, 
dass solche Situationen zukünftig häu-
figer auftreten könnten.
Vor diesem Hintergrund stellt sich die 
Frage, ob die deutschen Kernkraft-
werke genügend betriebliche Flexibi-
lität aufweisen und den Belastungen 
des häufigen Hoch- und Herunterfah-
rens der Leistung (insbesondere der 
vollständigen Abschaltung der Kern-
kraftwerke für Zeiträume von einigen 
Stunden, Tagen bis wenigen Wochen) 
standhalten, und so den Anforderungen
bevorzugter Einspeisung von erneuer-
baren Energien in die Stromnetze ge-
wachsen sind. Weitere Fragen ergeben 
sich bezüglich der Wirtschaftlichkeit 
und der Sicherheit von Kernkraftwer-
ken, wenn sie im Lastfolgebetrieb und 
bei häufigerer vollständiger Abschal-
tung betrieben werden sollen.
In der wissenschaftlichen Debatte gibt 
es derzeit einen offenkundigen Dissens, 
inwieweit die Regelbarkeit des deut-
schen Kraftwerkparks und insbeson-
dere der Kernkraftwerke den Anfor-
derungen eines Elektrizitätssystems 
mit einem hohen Anteil regenerativer 
(d.h. fluktuierender) Einspeisung ge-
recht wird.
Das TAB-Projekt »Lastfolgefähigkeit 
deutscher Kernkraftwerke« wird im 
Rahmen des Monitorings »Nachhalti-
ge Energieversorgung« in einem ersten 
Schritt die verschiedenen Argumente, 
Ergebnisse und die dabei getroffenen 
Annahmen transparent und nachvoll-
ziehbar gegenüberstellen, um Überein-
stimmungen, Differenzen und Dissense 
zu identifizieren. Anschließend beab-
sichtigt das TAB (z.B. mittels Work-
shops, Fachgesprächen, wechselseitiger 
Kommentierung von Thesenpapieren) 
einen Kommunikationsprozess zu ini-
tiieren und zu organisieren. Dieser soll 
die Grenzen des wissenschaftlichen 
Konsenses identifizieren und offenle-
gen, zu welchen Fragen aus welchen 
Gründen kein Konsens herrscht. Fol-
gende Arbeitsschritte sind vorgesehen:
> Identifikation der Anforderungen 
an die Regulierbarkeit der konven-
tionellen, insbesondere der Kern-
kraftwerke, die sich aus dem wei-
teren Ausbau der erneuerbaren 
Energien und der Stromnetze erge-
ben: Anknüpfungspunkte ergeben 
sich zum derzeit laufenden TAB-
Projekt »Regenerative Energieträ-
ger zur Sicherung der Grundlast in 
der Stromversorgung« und ggf. zum 
Projekt »Moderne Stromnetze«.
> Analyse von technischen, betrieb-
lichen und ggf. genehmigungsseiti-
gen Möglichkeiten und Grenzen der 
Lastfolgefähigkeit der deutschen 
Kernkraftwerke: Insbesondere soll 
geklärt werden, in welchem Lei-
stungsbereich die deutschen Druck-
wasser- bzw. Siedewasserreaktoren 
eine Lastregelung erlauben, mit wel-
cher Geschwindigkeit die Lastrege-
lung möglich ist sowie welche bzw. 
wie häufig Lastwechselzyklen ge-
fahren werden können.
> Ergänzend werden Erfahrungen im 
Ausland mit dem Lastfolgebetrieb 
von Kernkraftwerken (beispielswei-
se werden in Frankreich Kernreak-
toren im Lastfolgebetrieb betrieben) 
erfasst und Gemeinsamkeiten mit 
bzw. Unterschiede zu den deutschen 
Kernkraftwerken erarbeitet.
Betriebswirtschaftliche und weite-
re wirtschaftliche Fragen (z.B. Preis-
bildung) werden angesprochen, aber 
nicht im Detail analysiert. Sicherheits-
technisch relevante Effekte häufigen 
Lastwechsels sollen in einem projekt-
internen Fachgespräch mit Experten 
erörtert werden.
Lastfolgefähigkeit deutscher  
Kernkraftwerke

















Bei der elektronischen Nachrichten-
übermittlung liegen weitere Problem-
felder derzeit bei den niedrigen Quali-
täts- und Prüfstandards in Bezug auf 
die Authentizität von Absender und 
Empfänger sowie die Vertraulichkeit 
und Verlässlichkeit bei den Kommu-
nikationsinhalten, die traditionell z.B. 
über Einschreibebriefe und ähnliche 
Dienste erfüllt werden konnten. Um 
diesen Problemen entgegenzuwirken, 
bieten Deutsche Telekom AG (in Ko-
operation mit Anbietern von E-Mail-
Diensten) und Deutsche Post AG der-
zeit in Pilotprojekten konkurrierende 
Produkte an: DE-Mail und hybrider 
Onlinebrief. Es ist ein Versuch, die On-
line- mit der Postwelt flexibel zu ver-
knüpfen. Auch andere Postdienstleister 
bieten bereits ähnliche Dienstleistungs-
varianten an (z.B. »ePost Classic«). Ob 
sich solche Angebote durchsetzen, wird 
sich zeigen. Der eigene E-Mail-Dienst 
der Deutschen Post AG aus dem Jahr 
2000 wurde nach weniger als fünf Jah-
ren wieder eingestellt.
Moderne IKT beeinflussen und ver-
ändern auch weitere Postbereiche. Die 
Spanne reicht von der dadurch mögli-
chen weitgehenden Automatisierung 
großer Briefsortier- und Verteilzen-
tren, der automatischen Ein- und Aus-
gabe von Paketen, über die Onlinever-
folgung des Brief- oder Pakettransports 
bis hin zu im Web oder per Mobiltele-
fon erzeugten Briefmarken. Diese Bei-
spiele zeigen, dass moderne IKT ins-
besondere vor dem Hintergrund der 
Universaldiensterbringung sowohl 
Chancen als auch Risiken bergen.
Das Ziel des TAB-Projekts »Post-
dienste und moderne Informations- 
und Kommunikationstechnologien« 
ist eine umfassende Bestandsaufnah-
me des derzeitigen und des absehba-
ren Einsatzes von IKT im Postsektor 
schwerpunktmäßig im Briefbereich 
Laut Grundgesetz ist der Bund ver-
pflichtet, flächendeckend angemessene 
und ausreichende Post- und Telekom-
munikationsdienstleistungen anzubie-
ten. Seit einigen Jahren sind in diesem 
Bereich starke Veränderungen vorge-
nommen worden. Anbieterseitig führ-
ten Postreform, Privatisierung, Wett-
bewerbsöffnung und Wegfall von 
Exklusivrechten dazu, dass seit 2008 
der Bundesnetzagentur die Gewähr-
leistung des Universaldienstes obliegt. 
Sie überwacht die Marktanbieter (z.B. 
privatisierte Deutsche Post AG) und 
kann gegebenenfalls Mittel ergreifen, 
wenn der Universaldienst nicht mehr 
gewährleistet ist. 
Die aktuelle Diskussion im Bereich der 
Postdienstleistungen ist u.a. von den 
Themen Wettbewerbsförderung, Neu-
definition oder Abschaffung des Uni-
versaldienstes sowie Qualitätsbeurtei-
lung von Postdienstleitungen geprägt. 
Letztere sind ebenfalls kontinuierlichen 
Änderungen unterworfen und von den 
Entwicklungen der Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) 
geprägt. Beide Hauptbereiche dieses 
Sektors – Brief- und KEP-Markt (Ku-
rier-, Express-, Paketdienste) – entwi-
ckeln sich gegenwärtig unterschiedlich: 
nur noch leichtes Wachstum bis tenden-
zielle Stagnation bei den Briefen, Dyna-
mik im KEP-Markt. Der Briefbereich 
wird in starkem Maße durch Telefon, 
Fax, SMS und E-Mail tangiert. Dabei 
ist nicht von einer einfachen Substitu-
tion, sondern von komplexeren Wech-
selbeziehungen auszugehen. Konträr zu 
der mittelfristig erwarteten 30 bis 60 % 
Reduktion des Briefsendungsaufkom-
mens bringt der Boom des E-Commer-
ce eine deutliche Zunahme des Paket-
versandes mit sich. 
Für den Postbereich sind die größeren 
Bandbreiten und die höhere Zuverläs-
sigkeit im Datentransfer problematisch. 
und eine Abschätzung des Beitrags, den 
IKT zur Erfüllung von Postuniversal-
dienstauflagen leisten kann. 
Dazu sollen aus der Sicht der Nach-
frager Anforderungsprofile elektroni-
scher und postalischer Kommunikation 
ermittelt sowie mögliche Schnittstel-
len mit Potenzial für das Zusammen-
wachsen von Brief- und elektronischer 
Kommunikation aufgezeigt werden. Es 
werden bereits existierende oder abseh-
bare Hybridformen elektronischer und 
postalischer Kommunikation (»On-
linebrief«) mit ihren wirtschaftlichen 
Potenzialen dargestellt und die mit-
tel- und längerfristigen Substitutions-
beziehungen zwischen elektronischen 
und postalischen Kommunikationsfor-
men und deren Folgen für Postunter-
nehmen, Arbeitsplätze und Arbeitsbe-
dingungen in Postunternehmen sowie 
gewerbliche und private Kunden abge-
schätzt. Insbesondere sollen die Chan-
cen von KMU, an »modernen« For-
men der elektronischen oder hybriden 
Briefkommunikation teilzunehmen, 
thematisiert werden. Schließlich wer-
den Aspekte ökologischer, insbeson-
dere energetischer Folgen (»Green IT«), 
aber auch des Datenschutzes und der 
Rechtssicherheit neuer elektronischer 
oder hybrider Briefdienstleistungen 
behandelt. 
Postdienste und moderne Informa-
tions- und Kommunikationstechno-
logien
März 2011 bis August 2012
NEUE TAB-PROJEKTE














0 Die Nutzung von Biomasse als Energieträger ist seit einigen Jahren ein wichtiges 
politisches Thema. Dabei wird der gegenwärtige Umfang von Nutzungskonkur-
renzen zwischen der Energiepflanzenerzeugung auf der einen Seite und der Nah-
rungs- und Futtermittelproduktion sowie der Erhaltung natürlicher Ökosysteme 
auf der anderen Seite kontrovers diskutiert. Das betrifft vor allem die Nutzung 
von Flächen, aber auch von weiteren Ressourcen. In einem TA-Projekt »Chancen 
und Herausforderungen neuer Energiepflanzen« hat das TAB zentrale Problem-
stellungen auf Basis des gegenwärtigen Wissensstandes analysiert und die poli-
tischen Handlungsmöglichkeiten jenseits tagesaktueller Problemwahrnehmun-
gen ausgelotet. 
In einer Gesamtschau werden in die-
sem Beitrag die identifizierten Hand-
lungsperspektiven bei den Ausbauzie-
len und der strategischen Ausrichtung 
der Förderpolitiken vorgestellt. Die zu-
künftige Entwicklung von Nutzungs-
konkurrenzen ist von zahlreichen 
sozioökonomischen Rahmenbedin-
gungen und technologischen Entwick-
lungen abhängig. Mittels Szenarien-
analysen wurden im TAB-Projekt die 
komplexen Wirkungszusammenhänge 
und insbesondere die politischen Ge-
staltungsspielräume untersucht. Die 
Ergebnisse wurden bereits im TAB-
Brief Nr. 35 zusammenfassend vor-
gestellt. Weitere Schwerpunkte waren 
eine Untersuchung von Anforderun-
gen an eine umweltverträgliche Ener-
giepflanzenproduktion sowie eine 
Analyse der Herausforderungen und 
Perspektiven einer Nachhaltigkeits-
zertifizierung von Bioenergieträgern.
Ausgehend von den Untersuchungs-
ergebnissen werden im Endbericht 
des Projekts (TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 136) der Stand der politischen 
Entscheidungen sowie Stellungnah-
men relevanter wissenschaftlicher 
Gremien wie dem SRU oder WBGU 
zur zukünftigen Energiepflanzennut-
zung vorgestellt, um darauf aufbau-
end Handlungsoptionen systematisch 
zu beschreiben und zu diskutieren. In 
einer abschließenden Gesamtschau 
wird die Vielzahl dieser Handlungs-
optionen zu vier grundsätzlichen Aus-
richtungen bzw. der Handlungspers-
pektiven verdichtet. Diese werden im 
Folgenden vorgestellt und hinsicht-




Das Festhalten am bindenden Ausbau-
ziel von 10 % Biokraftstoffanteil für 
die EU und am Ausbauziel von 12 bis 
15 % für Deutschland (jeweils für das 
Jahr 2020) ist das Fundament dieser 
Handlungsperspektive. Dadurch sol-
len nichtfossile Kraftstoffe vermehrt 
genutzt werden. Zielsetzung ist, einen 
Beitrag des Verkehrsbereichs zur Re-
duktion von Klimagasemissionen so-
wie eine höhere Versorgungssicherheit 
zu erreichen.
Auch unter günstigen Rahmenbedin-
gungen wird es schwierig werden, 
den Biokraftstoffanteil im Jahr 2020 
größtenteils auf der Basis der deut-
schen (bzw. europäischen) Produktion
von Biokraftstoffen der sogenannten 
1. Generation zu erreichen. Um zu-
sätzliche Flächenkonkurrenzen zu ver-
meiden, müsste die energiepflanzenba-
sierte Strom- und Wärmeerzeugung in 
Deutschland mehr oder weniger auf 
dem heutigen Niveau eingefroren (bzw. 
ggf. sogar zurückgeführt) werden.
Die Quoten des Ausbauziels wurden 
bereits unter dem Vorbehalt festge-
legt, dass im Zieljahr ein merklicher 
Anteil durch Biokraftstoffe der soge-
nannten 2. Generation (insbesondere 
Biomass-to-Liquid, BtL) bereitgestellt 
werden kann. Diese Bereitstellung ist 
gegenwärtig noch mit erheblichen Un-
sicherheiten verbunden: Einerseits lässt 
sich derzeit nicht sicher abschätzen, ob 
die in der Entwicklung befindlichen 
Konversionstechnologien bis dahin 
technisch ausgereift sind und wirt-
schaftlich betrieben werden können. 
Anderseits ist zurzeit unklar, in wel-
chem Umfang Reststoffe der land- und 
forstwirtschaftlichen Produktion ge-
nutzt werden können oder inwieweit 
auch speziell angebaute Energiepflan-
zen als Rohstoffbasis benötigt werden 
(z.B. in Kurzumtriebsplantagen). Nicht 
auszuschließen ist, dass die Erreichung 
des Ausbauziels für Biokraftstoffe bei 
ungenügenden technologischen Fort-
schritten gefährdet sein kann.
Diese Handlungsperspektive »Priori-
tät für Biokraftstoffe« wird aufgrund 
der geringen Energieproduktivität pro 
Fläche (z.B. im Vergleich zur folgen-
den Handlungsperspektive, der gekop-
pelten Strom- und Wärmegewinnung 
aus Energiepflanzen) zu einem relativ 
geringen Beitrag der Bioenergie zur Be-
reitstellung regenerativer Energien füh-
ren. Dadurch sind auch nur begrenzte 
Einsparungen bei den Klimagasemis-
sionen möglich. Hinzu kommen Un-
sicherheiten bei der Abschätzung der 
NOx-Emissionen infolge der Stickstoff-
düngung und deren Klimawirksamkeit, 
die bei den Biokraftstoffen der soge-
nannten 1. Generation von besonderer 
Bedeutung sind und den Klimaschutz-
beitrag noch weiter verringern können.
Eine Bereitstellung der Biokraftstoffe
im Wesentlichen durch inländische 
(bzw. europäische) Erzeugung wür-
de verhindern, dass der global beste-
hende Druck zur Ausweitung land-
wirtschaftlicher Nutzflächen weiter 
erhöht wird. Dies gilt allerdings nur, 
solange nicht als Folge der europä-
ischen Biokraftstoffproduktion ein 


















0land verdrängt wird. Eine Ausrich-
tung auf die europäische Erzeugung 
von Biokraftstoffen erfordert einen 
entsprechenden Außenschutz. Dies 
gilt nicht nur für die Biokraftstoffe 
der sogenannten 1. Generation, son-
dern voraussichtlich auch für die Bio-
kraftstoffe der nächsten Generation, 
weil diese unter Umständen in tro-
pischen Ländern mit großen Holz-
vorräten billiger produziert werden 
können. Die Beibehaltung bzw. der 
Ausbau von Außenschutzregelungen 
ordnen sich eher in eine globale Ent-
wicklung hin zu einer Abschottung 
von Wirtschaftsräumen ein, die welt-
weit zu einer besonders hohen Aus-
dehnung landwirtschaftlicher Flächen 
führen würde, weil eine Produktions-
aufteilung nach globalen Gunststand-
orten ausbliebe, wie die Szenarienana-
lysen gezeigt haben.
Aus der Konzentration auf Biokraft-
stoffe aus inländischer Erzeugung er-
gibt sich, dass diejenigen Handlungs-
optionen zur umweltverträglichen 
Energiepflanzenproduktion eine be-
sondere Dringlichkeit besitzen, die 
sich auf den Anbau von Energie-
pflanzen zur Biokraftstofferzeugung 
beziehen. Dazu gehören der Schutz 
des Dauergrünlands, um einen Um-
bruch von Grünland für den Anbau 
von Energiepflanzen zu verhindern, 
und Regelungen zum umweltgerech-
ten Einsatz von Dünge- und Pflanzen-
schutzmitteln, um die Folgen einer In-
tensivierung der Pflanzenproduktion 
zu beherrschen.
In dieser Handlungsperspektive hätte 
eine Nachhaltigkeitszertifizierung (für 
importierte Bioenergieträger) keine hohe 
Priorität, wenn sich die Energiepflan-
zennutzung auf die inländische bzw. eu-
ropäische Erzeugung konzentriert und 
mögliche negative Umweltwirkungen 
des Energiepflanzenanbaus durch eine 
Fortschreibung der ordnungsrechtlichen 
Regelungen zur Landbewirtschaftung 
verhindert werden. 




Diese Ausrichtung zielt darauf, die 
landwirtschaftlichen Energiepflan-
zenpotenziale mit möglichst klima-
effizienten Produktlinien zu nutzen. 
Die Strom- und Wärmeerzeugung in 
Kraft-Wärme-Kopplung weist jetzt und 
auf absehbare Zeit die besseren Ein-
sparpotenziale bei den Treibhausgas-
emissionen auf. Sie kann beispielsweise 
auf der Basis von biogenen Festbrenn-
stoffen oder Biogas erfolgen. Außerdem 
resultiert aus der Ganzpflanzennut-
zung eine höhere Flächenproduktivität 
der Energiebereitstellung als bei Bio-
kraftstoffen der sogenannten 1. Ge-
neration. Entsprechende Ausbauziele 
für die Strom- und Wärmegewinnung 
auf der Basis von Energiepflanzen wä-
ren festzulegen und die Förderpolitiken 
dahingehend anzupassen. Damit ließen 
sich höhere Anteile der Bioenergie am 
regenerativen Strom und am gesam-
ten Stromverbrauch erzielen, als in der 
»Leitstudie 2008« des Bundesumwelt-
ministeriums (auf der die Ausbauziele 
der Bundesregierung beruhen) vorgese-
hen ist. Ziel dieser Handlungsperspek-
tive ist es, eine möglichst hohe Energie-
produktivität pro Fläche, einen relativ 
hohen Beitrag zur regenerativen Ener-
gieversorgung und einen möglichst gro-
ßen Beitrag zur Vermeidung von Treib-
hausgasen zu erreichen.
Konsequenz dieser Ausrichtung müss-
te die stufenweise Zurücknahme der 
Biokraftstoffquote bis zur ihrer völli-
gen Abschaffung sein. Dies würde eine 
Änderung der europäischen Festlegun-
gen zum Biokraftstoffanteil verlangen. 
Widerstand gegen diese Handlungs-
perspektive ist seitens der europäi-
schen Biokraftstoffindustrie, die sich 
in den letzten Jahren durch die staat-
liche Förderung erst richtig entwickelt 
hat, zu erwarten. Eine Kompromiss-
lösung könnte ein Einfrieren der Quo-
te bei den derzeit festgelegten 5,75 % 
sein, aus Gründen des Vertrauensschut-
zes und zur Absicherung der Amorti-
sation bereits getätigter Investitionen. 
Eine Zurücknahme der Biokraftstoff-
förderung würde auch bedeuten, dass 
verstärkte Anstrengungen bei effizien-
teren Fahrzeugen und bei neuen An-
triebssystemen unternommen werden 
müssten, um Klimaschutzziele im Ver-
kehrsbereich zu erreichen.
Unsicherheiten bei dieser Handlungs-
perspektive ergeben sich daraus, dass 
die verstärkte Nutzung der Kraft-Wär-
me-Kopplung eng an den umfassenden 
Ausbau der Nah- und Fernwärmever-
sorgung gebunden ist. Eine Ausrich-
tung der Förderpolitik auf die statio-
näre Nutzung von Bioenergie erfordert 
daher gezielte Maßnahmen, um hier 
nach wie vor bestehende Hemmnisse 
zu überwinden.
Bei einer Ausrichtung auf die Strom- 
und Wärmeerzeugung aus pflanzlicher 
Biomasse liegt es nahe, der Nutzung 
von biogenen Rest- und Abfallstoffen 
Priorität einzuräumen und diese bevor-
zugt zu fördern. Die energetische Nut-
zung biogener Rest- und Abfallstoffe 
kann zur Reduzierung von Flächen-
konkurrenzen beitragen. Weitere Vor-
teile sind niedrige CO2-Vermeidungs-
kosten und günstige Ökobilanzergeb-
nisse, weil die Umweltbelastungen aus 
der landwirtschaftlichen Biomassebe-
reitstellung wegfallen.
Eine Priorisierung der Strom- und Wär-
meerzeugung schafft günstige Voraus-
setzungen für die Nutzung regionaler 
Bioenergiepotenziale, da in der Regel 
die benötigte Biomasse nicht über grö-
ßere Entfernungen transportwürdig ist 
und daher nicht über internationale 
Märkte bezogen werden kann. Dies 
gilt für die Energiepflanzennutzung in 
Biogasanlagen ebenso wie für die Nut-
zung biogener Rest- und Abfallstoffe. 
Dadurch sind hiermit besonders gute 














0 Chancen für die Landwirtschaft als 
Bioenergieproduzent verbunden, wes-
halb der Förderung regionaler Inno-
vations- und Nutzungsnetzwerke eine 
besondere Bedeutung im Rahmen ei-
ner solchen Förderpolitik zukommen 
würde.
Von den Handlungsoptionen einer 
umweltverträglichen Energiepflan-
zenproduktion sind hier insbeson-
dere diejenigen relevant, die sich auf 
den Anbau von Energiepflanzen zur 
Strom- und Wärmeerzeugung bezie-
hen. Beispielsweise gilt dies für die 
Einhaltung mindestens dreigliedriger 
Fruchtfolgen bei einjährigen Kulturen, 
um u.a. eine Konzentration des Mais-
anbaus in der Nähe von Biogasanlagen 
zu verhindern. Bei der Weiterentwick-
lung der Nachhaltigkeitszertifizierung 
wäre bei dieser Prioritätensetzung eine 
Ausweitung auf alle Arten von Bio-
energieträgern vorrangig, also die 
Einbeziehung fester und gasförmiger 
Ausgangsmatierialien.
AUF DIE STOFFLICHE NUTZUNG 
NACHWACHSENDER 
ROHSTOFFE UMSTEUERN
Biomasse wird hier als eine zukünf-
tig wichtiger werdende Grundlage 
eines breiten Spektrums stofflicher 
Nutzung gesehen. Eine energetische 
Nutzung soll erst am Ende des Le-
benszyklus der stofflichen Nutzung 
erfolgen. Kopplungs- und Kaskaden-
nutzung soll so weit wie möglich 
entwickelt und genutzt werden. Ziel 
dieser Handlungsperspektive ist es, 
eine Alternative für das in Zukunft 
zunehmend knapp und damit teu-
rer werdende Erdöl als wichtigem 
Grundstoff der chemischen Indus-
trie und vieler industrieller Anwen-
dungen aufzubauen. Auch aus Klima-
schutzgründen soll nach einer alter-
nativen, regenerativen Rohstoffbasis 
anstelle von Erdöl gesucht werden.
Stoffliche Nutzungen nachwachsender 
Rohstoffe sind bereits heute teilweise 
wirtschaftlich. Unter den gegenwärti-
gen Rahmenbedingungen ist aber nur 
ein langsamer Ausbau der stofflichen 
Nutzung nachwachsender Rohstoffe zu 
erwarten. Für einen schnelleren Aus-
bau neuer Nutzungsbereiche ist eine 
staatliche Förderung notwendig. Da-
mit müsste eine Verlagerung der För-
derung von der energetischen zur stoff-
lichen Nutzung einhergehen. Bei dieser 
Handlungsperspektive müsste die För-
derpolitik möglichst früh umgebaut 
werden, damit eine Rohstoffkonkur-
renz zwischen stofflichen und energe-
tischen Nutzungskonzepten vermieden 
wird und Biomasse nicht durch Inves-
titionen und Anlagenkapazitäten für 
energetische Nutzungen blockiert wird.
Ein starker Ausbau der stofflichen Nut-
zung wäre auf erhebliche Forschungs- 
und Entwicklungsanstrengungen ange-
wiesen. Beispielsweise ist das Konzept 
der Bioraffinerie noch in einem relativ 
frühen Entwicklungsstadium. Bei die-
ser Ausrichtung sollten die Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten zu Konver-
sionstechnologien für Biokraftstoffe 
der sogenannten 2. Generation mög-
lichst offen angelegt werden, damit 
diese Technologien ggf. auch für die 
Bereitstellung von Rohstoffen für die 
stoffliche Nutzung eingesetzt werden 
können. Außerdem wären der Abschät-
zung der neu erschließbaren Potenziale 
und Nutzungswege für Kopplungs- und 
Kaskadennutzung sowie der Entwick-
lung entsprechender Forschungs- und 
Technologiestrategien eine hohe Prio-
rität einzuräumen.
Ein Problem bei einer Ausrichtung auf 
die stoffliche Nutzung ist die sehr gro-
ße Vielfalt stofflicher Nutzungswege, 
die noch bedeutend größer ist als bei 
der energetischen Nutzung. Dies er-
schwert es, zielgerichtete Förderstra-
tegien zu entwickeln. Die Konsequenz 
einer frühzeitigen Umsteuerung auf 
stoffliche Nutzungen wäre außerdem, 
dass kurz- bis mittelfristig nicht alle 
Potenziale der Energiepflanzennut-
zung vollständig ausgeschöpft werden 
könnten.
Eine Ausrichtung der Förderpolitik 
auf die stoffliche Nutzung würde bei 
der Nachhaltigkeitszertifizierung die 
Dringlichkeit erhöhen, die bisherigen 
Standards auf die stoffliche Nutzung 
auszudehnen. Das Problem dabei ist, 
dass eine generelle Zertifizierung hier-
für nur im Rahmen der Etablierung 
eines globalen Biomasseproduktions-
standards praktikabel sein dürfte.
BIOENERGIETRÄGER 
IMPORTIEREN
Ziel dieser Handlungsperspektive ist es, 
die Energiepflanzennutzung möglichst 
flächen-, klimaschutz- und kosteneffi-
zient zu gestalten. Aufgrund der höhe-
ren Flächenproduktivität und stärkeren 
Vermeidung von Treibhausgasemissio-
nen sowie der niedrigeren Produktions-
kosten würden Biokraftstoffquoten im 
Wesentlichen durch Importe aus tropi-
schen Ländern (z.B. Biodiesel auf der 
Basis von Palmöl, Bioethanol auf der 
Basis von Zuckerrohr) erfüllt. Hier-
für würden eine Wiederaufnahme und 
ein erfolgreicher Abschluss der Doha-
Runde innerhalb der WTO-Verhand-
lungen mit einem entsprechenden Ab-
bau von Außenschutzregelungen im 
Agrarbereich eine wichtige Rolle spie-
len. Auch ein entsprechender Abbau 
von Zöllen und Subventionsregelungen 
für Bioenergieträger in der EU wäre 
notwendig.
Da der Energiepflanzenanbau in 
Deutschland bei dieser Handlungs-
perspektive tendenziell keine große 
Ausweitung erfahren wird, hätten die 
Weiterentwicklung der ordnungsrecht-
lichen Regelungen zur Landbewirt-
schaftung und ihre Anpassung an neue 
Herausforderungen durch den Ener-
giepflanzenanbau keine hohe Priori-















TA-PROJEKT: CHANCEN UND HERAUSFORDERUNGEN NEUER ENERGIEPFLANZEN
tät. Stattdessen müssten Standardset-
zungen und Zertifizierungen prioritär 
behandelt werden. Die Erweiterung 
der Zertifizierungskriterien (hinsicht-
lich weiterer ökologischer sowie sozi-
aler bzw. sozioökonomischer Kriteri-
en) würde an Bedeutung gewinnen. 
Diese Handlungsperspektive ist da-
rauf angewiesen, dass eine nachhal-
tige Erzeugung der Bioenergieträger 
in Exportländern gewährleistet und 
das Problem indirekter Landnutzungs-
änderungen erfolgreich gelöst wird. 
Die Erfassbarkeit indirekter Land-
nutzungsänderungen mit Zertifizie-
rungssystemen wird jedoch bislang 
durchweg als sehr problematisch be-
urteilt und ist folglich das größte Ri-
siko dieser Ausrichtung. Wenn durch 
den Import von Biokraftstoffen direkt 
oder indirekt Umwandlungen von Re-
genwäldern oder Torfböden in land-
wirtschaftliche Produktionsflächen 
bewirkt werden, dann kommt es zu 
erheblichen zusätzlichen Emissionen 
von Treibhausgasen.
Den Zielsetzungen dieser Handlungs-
perspektive entspricht es weiterhin, 
mittelfristig die mengenbezogene För-
derung in den einzelnen Nutzungsbe-
reichen auslaufen zu lassen und durch 
eine möglichst weitgehende Integration
in einen sektorübergreifenden Emis-
sionshandel zu ersetzen, wie dies bei-
spielsweise der Sachverständigenrat für 
Umweltfragen fordert. Eine Verknüp-
fung mit der Zertifizierung von Bio-
energieträgern besteht darin, dass auch 
für den Emissionshandel die Reduk-
tion der Klimagasemissionen erfasst 
und zertifiziert werden muss.
HINWEIS ZU 
VERÖFFENTLICHUNGEN
Der TAB-Arbeitsbericht Nr. 136 
»Chancen und Herausforderungen 
neuer Energiepflanzen« wird zur Ver-
öffentlichung vorbereitet.
Die Basisanalysen »Chancen und Her-
ausforderungen neuer Energiepflan-
zen« sind als TAB-Arbeitsbericht 
Nr. 121 ausschließlich als Download 
verfügbar.
KONTAKT
















0 Das Ubiquitäre Computing hat seine Wurzeln in den wegweisenden Arbeiten 
von Mark Weiser, der bis zu seinem Tod 1999 als leitender Wissenschaftler am 
Xerox-Forschungszentrum im Silicon Valley tätig war. Er propagierte schon 1991 
in einem visionären Artikel im »Scientific American« den allgegenwärtigen Com-
puter, der unsichtbar und unaufdringlich den Menschen bei seinen Tätigkeiten 
unterstützt und ihn von lästigen Routineaufgaben weitestgehend befreit. Der 
Computer als sichtbares Gerät sollte nach Weisers Auffassung verschwinden, 
dessen informationsverarbeitende Funktionalität aber überall verfügbar sein. 
Heute scheinen wir auf dem Weg dahin schon weit vorangekommen zu sein.
Informationstechnik und Computer 
umgeben uns in immer mehr Berei-
chen des beruflichen und privaten 
Lebens – sie werden allgegenwärtig 
und haben das Potenzial, nach und 
nach alle Gegenstände des Alltags 
zu durchdringen. »Ubiquitäres Com-
puting« (UbiComp) – wie diese Ent-
wicklung genannt wird – kann da-
mit auf einem neuen Niveau Daten 
in vielen gesellschaftlichen Bereichen 
erfassen – von der industriellen Pro-
duktion bis in den privaten Alltag. 
Technische Geräte, aber auch All-
tagsgegenstände wie Bücher, Klei-
dung oder Möbel werden »intel-
ligent«, indem sie unsichtbar mit 
Informationstechnologie zum Sam-
meln, Speichern, Verarbeiten und 
Kommunizieren von Daten ausge-
stattet werden. Zusätzlich zu ihrem 
ursprünglichen Zweck erhalten sie 
so eine erweiterte Funktionalität und 
damit eine neuartige Qualität. 
Anwendungen des Ubiquitären Com-
putings können dabei einen hohen 
wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Nutzen stiften: Beim intelli-
genten Wohnen sollen der Komfort, 
die Energieeffizienz und die Sicher-
heit erhöht werden; intelligente Fahr-
zeuge sollen Verkehrswege sicherer 
machen; lernfähige persönliche As-
sistenzsysteme sollen die Arbeits-
produktivität im Büro steigern; im 
medizinischen Bereich sollen implan-
tierbare Sensoren und Kleinstcompu-




ENTWICKLUNGEN – BASIS FÜR 
UBIQUITÄRES COMPUTING
Die technologische Grundlage des 
Ubiquitären Computings ist die Zu-
sammenführung einer Vielzahl von 
Technologien. Als typische Quer-
schnittstechnologie nutzt das Ubi-
quitäre Computing die ganze Breite 
moderner Informations- und Kommu-
nikationstechnologien (IKT). Folgende 
Entwicklungen zeigen, dass aus tech-
nologischer Sicht (Machbarkeit) und 
unter Kostengesichtspunkten (Wirt-
schaftlichkeit) einer Verbreitung des 
Ubiquitären Computings in den nächs-
ten Jahren kaum etwas im Wege steht:
> Preisverfall Hardware: Die treiben-
de Kraft hinter dem stetigen tech-
nischen Fortschritt im Bereich des 
Ubiquitären Computings ist der 
langfristige Trend der Mikroelek-
tronik, der durch das sogenannte 
»Mooresche Gesetz« beschrieben 
wird, wonach sich die Verarbei-
tungsleistung von Mikroprozes-
soren etwa alle 18 Monate verdop-
pelt. Eine ähnlich hohe Effizienz-
steigerung ist auch für andere 
Technologieparameter wie Kom-
munikationsbandbreite oder Spei-
cherkapazität zu beobachten. An-
ders ausgedrückt fällt mit der Zeit 
bei gleicher Leistungsfähigkeit der 
Preis für mikroelektronisch reali-
sierte Funktionalität radikal. Da 
erwartet wird, dass dieser Trend 
weiter anhält, dürfte Computerlei-
stung bald quasi im Überfluss vor-
handen sein. 
> Preisverfall Kommunikation: Die 
Kommunikationsleistung ver-
doppelt sich alle sechs Mona-
te (»Gildersches Gesetz«). Neue 
Kommunikationstechnologien, 
-standards und -konzepte (z.B. 
spontane Vernetzung) bringen neue 
Anwendungspotenziale. 
> Miniaturisierung Hardware: Neben 
der Leistungssteigerung wird Hard-
ware immer weiter miniaturisiert, 
sodass sie fast unsichtbar in immer 
mehr alltägliche Gegenstände inte-
griert werden kann. 
> Verbesserte Energieversorgung: Be-
dingt durch zwei sich verstärken-
de Trends, dem geringeren Ener-
gieverbrauch von Chips ähnlicher 
Leistung und Funktionalität sowie 
der verbesserten Batterietechnik, 
wird die Energieversorgung immer 
besser.
> Sensorik: Sensoren ermöglichen 
die autonome Erkennung von un-
terschiedlichsten Parametern der 
Umgebung und sind damit vitaler 
Bestandteil vieler UbiComp-Lö-
sungen. Moderne Sensoren kön-
nen nicht nur auf Licht, Beschleu-
nigung, Temperatur etc. reagieren, 
sondern auch Gase und Flüssigkei-
ten analysieren oder sogar gewis-
se Muster erkennen. Eine interes-
sante Entwicklung in dieser Hin-
sicht stellen Funksensoren dar, die 
sich auch autonom aus ihrer Um-
gebung mit Energie versorgen und 
ihre Messwerte einige Meter weit 
melden können. 
> Aktuatorik: Aktuatorikelemente 
ermöglichen kleinste Bewegungen 
und Verformungen von intelligen-
ten Gegenständen. 
> Neue Materialien: Flexible Bild-
schirme und elektronisches Pa-
pier sind Beispiele für neue Mate-
rialien, welche die Entwicklung des 
UbiComp maßgeblich beeinflussen 
werden. 
UBIQUITÄRES COMPUTING – 
















0>  Innovative Benutzungsschnittstel-
len: Sie erlauben eine »natürliche« 
Interaktion (z.B. durch Sprachein-
gabe oder körperliche Interaktion)
und sind notwendig, um mit un-
sichtbaren, eingebetteten Infor-
mationssystemen interagieren zu 
können. 
> Automatische Kontexterfassung: Sie 
ermöglicht nicht nur die Registrie-
rung äußerer Parameter (z.B. Stand-
ort), sondern zunehmend auch die 
Ermittlung emotionaler und phy-
sischer Zustände des Nutzers (z.B. 
die automatische Erkennung kriti-
scher Situationen bei medizinischen 
Überwachungssystemen). 
MÖGLICHE ANWENDUNGEN
Den ersten großen Schritt zur Realisie-
rung von Ubiquitären Computing stellt 
momentan die (vorwiegend industriel-
le) Nutzung der Radio-Frequenz-Iden-
tifikation (RFID) dar – ein inzwischen 
bekanntes Beispiel für Lokalisierungs-
techniken, mit der sich Identitätspara-
meter aus der Distanz feststellen lassen. 
Vorreiter in der Anwendung von RFID 
sind momentan das Management der 
industriellen Liefer- oder Wertschöp-
fungskette sowie die Personenidenti-
fikation und -authentisierung (z.B. im 
Reisepass oder bei Tickets). Zukünf-
tige Anwendungen liegen wahrschein-
lich auch im Bereich des Handels, des 
Gesundheitswesens und im Bereich 
Mobilität/Verkehr.
Logistikanwendungen zeigen, was 
Ubiquitäres Computing schon heute 
leisten kann: Bei der Lagerverwaltung 
und beim Lieferkettenmanagement 
können aufgrund des großen Waren-
volumens bereits kleinste Optimierun-
gen erhebliche Einsparungen mit sich 
bringen. So setzen Firmen wie Gil-
lette bereits RFID-Etiketten ein, die 
auf Paletten, Kartons und schließlich 
einzelnen Produktverpackungen an-
gebracht werden, um eine lückenlose 
Verfolgung der Warenströme über die 
gesamte Lieferkette hinweg sicherzu-
stellen. Mittels passender Lesegeräte 
an Hochregallagern und Laderampen 
können Zustand und Ort von Gütern 
weitgehend ohne menschliche Inter-
vention direkt in betriebliche Infor-
mationssysteme übernommen werden. 
Für manche Güter lohnt es sich sogar, 
die oben erwähnten kommunikations-
fähigen Miniatursensoren einzuset-
zen, um in kürzester Zeit über trans-
portbedingte Schäden (z.B. durch eine 
Unterbrechung der Kühlkette) infor-
miert zu werden und so in der Lage 
zu sein, rechtzeitig Ersatz zu verschi-
cken, vielleicht sogar noch bevor die 
unbrauchbar gewordene Ware am Be-
stimmungsort eingetroffen ist.
Ein Beispiel für künftige Einsatzmög-
lichkeiten des Ubiquitären Compu-
tings ist die sich momentan schnell 
entwickelnde »Informatisierung« des 
Autos. Prototypen für Fahrerüber-
wachungssysteme erfassen z.B. Fahr-
bahnmarkierungen, um auf ein un-
gewolltes Verlassen der Spur (wegen 
Ermüdung) aufmerksam zu machen 
oder sogar automatisch zu bremsen. 
Autozulieferer arbeiten auch an Sys-
temen, die etwa bei schlechter Sicht 
unterstützende Informationen direkt 
in die Frontscheibe einblenden. Mehr 
Sicherheit sollen auch adaptive aktive 
Fahrerassistenzsysteme bringen, die 
laufend und mit verschiedensten Sen-
soren das nähere und weitere Umfeld 
eines Fahrzeugs überwachen und mehr 
oder weniger direkt in die Fahraktio-
nen eingreifen. 
In Zukunft wird das Ubiquitäre Com-
puting eine Vielzahl neuer Funktiona-
litäten ermöglichen:
> Autonome Kooperation intelligenter 
Gegenstände: Beispielsweise kann 
der Zutritt zu gefährlichen Arbeits-
bereichen beschränkt werden auf 
Personen, die eine bestimmte, elek-
tronisch erfassbare Ausrüstung und 
Berechtigung mitführen. 
> Kommunikation durch Berüh-
rung: Der Zugriff auf Services kann 
durch Berühren mit einem intelli-
genten Endgerät erfolgen, z.B. um 
Produktinformationen abzurufen 
oder den Besitzer eines Objekts zu 
identifizieren. 
> Intelligente Umgebungen erlauben 
das Einbringen kommunikations-
fähiger Sensoren in die physische 
Welt. Dadurch wird es möglich, 
Umweltzustände zu überwachen 
oder Informationen in die Umwelt 
einzubetten. 
> Leichtere Lokalisierung von Gegen-
ständen und Personen: Nicht nur 
Postsendungen und Container, son-
dern auch Mietautos und umwelt-
gefährdende Stoffe, Personengrup-
pen oder Einzelindividuen können 
jederzeit lokalisiert werden. 
> Vielzahl neuer hybrider Produk-
te und Dienstleistungen denkbar: 
Bislang nicht nachvollziehbare Vor-
gänge werden mess- und steuerbar. 
Beispielsweise können Nutzungs-
dauer und -intensität von Gegen-
ständen personenabhängig ermit-
telt werden und Grundlage für dy-
namische Mietpreismodelle oder 
Versicherungspolicen werden. Die 
Nutzung von Gegenständen (von 
Kreditkarten bis Waffen) kann mit 
neuen technischen Möglichkeiten 
beschränkt werden, sodass sie nur 
in den Händen von autorisierten 
Personen funktionieren. Bei Ma-
schinen oder auch kranken Perso-
nen können Probleme erkannt wer-
den, bevor sie sichtbar werden.
Mittel- und langfristig dürften diver-
se Techniken des Ubiquitären Compu-
tings eine große wirtschaftliche Bedeu-
tung erlangen und zu substanziellen 
Veränderungen in Geschäfts- und Ar-
beitsprozessen führen. Denn wenn in-
dustrielle Produkte durch eine fernab-
fragbare elektronische Identität sowie 
Sensoren zur Wahrnehmung ihres Um-
















0 »intelligent« werden können, entstehen 
daraus nicht nur innovative Produkte, 




Neben den vielfältigen Chancen des 
Ubiquitären Computings zeichnen sich 
aber auch problematische Effekte ab. 
In einer informatisierten Welt werden 
ungleich mehr Daten gesammelt als 
heute, mit entsprechenden Konsequen-
zen in Bezug auf den Datenschutz. Da-
bei ist die Situation alles andere als 
einfach: Beispielsweise lassen sich mit-
hilfe der gesammelten Daten umfang-
reiche Kunden- und Verhaltensprofile 
erstellen, auf deren Basis individuali-
sierte und durchaus nützliche Dienst-
leistungen angeboten werden können. 
Andererseits ermöglichen sie auch dy-
namische und individuelle Preise, die 
man wahlweise als ökonomisch ratio-
nal oder als diskriminierend und un-
moralisch betrachten kann. Ob der 
Bürger dies als Nebenwirkung oder 
Risiko wahrnimmt, bleibt offen, eine 
schleichende Gewöhnung ist ebenfalls 
möglich.
Das Ubiquitäre Computing wirft nach-
drücklich die Frage auf, was hierbei un-
ter personenbezogenen Daten zu subsu-
mieren ist und wie damit umgegangen 
werden soll. Intelligente Gegenstän-
de und Umgebungen sind ja von ih-
rer Grundidee her allgegenwärtig und 
sollen Daten sammeln, um dem Nut-
zer jederzeit ihre Dienste anbieten zu 
können. Da dies typischerweise im 
Hintergrund geschieht, wird dieser nie 
genau wissen, ob er lokalisiert wird 
oder seine Handlungen erfasst werden. 
Insbesondere bei personenbezogenen 
Anwendungen, die – meist mit besten 
Intentionen – darauf abzielen, geistig 
verwirrte Patienten, entführte Kinder 
oder entlassene Strafgefangene zu loka-
lisieren, gilt es, die Trennlinie zwischen 
Sicherheitsbedürfnis und Freiheitsrech-
ten immer wieder neu festzulegen.
Schließlich können Netzwerke all-
gegenwärtiger, unsichtbar und un-
aufdringlich agierender Computer 
Einschränkungen der individuellen 
Handlungsautonomie bis hin zu Kon-
trollverlusten zur Folge haben, weil im-
mer mehr Prozesse autonom ablaufen, 
die von den Nutzern nicht mehr im De-
tail nachvollziehbar sind. Besonders 
problematisch ist dies, wenn techni-
sche Systeme den Menschen in seiner 




Welche Beobachtungs- und Hand-
lungsoptionen ergeben sich vor diesem 
Hintergrund für Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik?
Obwohl die RFID-Technologie schon 
ein hohes Maß an technischer Reife er-
reicht hat, bedürfen andere technische 
Aspekte des Ubiquitären Computings 
noch erheblicher Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten. Dies sind vor allem:
> Methoden und Techniken für die 
Schaffung von sicheren Systemen 
mit vorhersagbarem Verhalten und 
guter Diagnostizierbarkeit von 
Fehlern, 
> Verfahren für eine verlässlichere 
Kontexterkennung bei gleichzeitig 
guter Konfigurierbarkeit durch den 
Nutzer, 
> innovative Konzepte zur Bedie-
nung von »unsichtbaren« Com-
putern ohne traditionelle Ein- und 
Ausgabemedien. 
Das Ubiquitäre Computing besitzt ein 
erhebliches wirtschaftliches Potenzial. 
Effizienz und damit Wettbewerbsfä-
higkeit können gesteigert werden. Eine 
Vielzahl von neuen Dienstleistungen 
ist denkbar. Damit diese Potenziale 
tatsächlich realisiert werden können, 
muss eine Reihe von Voraussetzungen 
geschaffen werden: 
> internationale Frequenzharmoni-
sierung und Standardisierung, 
> frühzeitiger Zugang zu UbiComp-
Technologien für mittelständische 
Unternehmen, 
> Ausgleich der Daten- und Verbrau-
cherschutzinteressen von Anwen-
dern und Bürgern bzw. Kunden mit 
den wirtschaftlichen Interessen der 
Systembetreiber durch Initiierung 
und Moderation eines Diskurses 
unter Beteiligung aller Betroffenen
> Modifizierung der Entsorgungs- 
und Wiederverwertungsprozesse 
sowie Entwicklung umweltverträg-
licherer Lösungen bei einem Mas-
seneinsatz von RFID. 
Jenseits der wirtschaftlichen Auswir-
kungen gibt es eine ganze Reihe von 
möglichen Auswirkungen des Ubi-
Comps, die im Rahmen eines wissen-
schaftlichen und gesellschaftlichen Dia-
logs abgewogen werden müssen.
Die wohl augenfälligste Wirkung des 
Ubiquitären Computings ist die auf 
die Privatsphäre bzw. informationelle 
Selbstbestimmung. Beide erfahren im 
Lichte der Allgegenwärtigkeit von Da-
ten und Datenverarbeitung eine Neu-
definition. Deshalb bieten sich folgen-
de Aktivitäten an:
> Anpassung des Datenschutzrechts 
an die Möglichkeiten des Ubiqui-
tären Computings zur Überwa-
chung und zur Gewinnung per-
sonenbezogener Daten selbst aus 
bisher als unkritisch eingestuften 
Datenbeständen, 
> Schaffung eines Arbeitnehmerdaten-
schutzgesetzes,
> gesellschaftlicher Diskurs über 
die Entstehung und Nutzung 


















> systematische Beobachtung und Be-
wertung von neuen Anwendungen 
und deren Wirkung auf die infor-
mationelle Selbstbestimmung des 
Einzelnen.
Insgesamt ist die gesellschaftliche
Verträglichkeit des Ubiquitären Com-
putings am besten anhand konkreter 
Beispiele zu diskutieren. Zugangsfra-
gen und Teilhabechancen sind dabei 
ebenso wichtig wie Fragen zu System-
abhängigkeit und Entziehbarkeit, Kon-
trollverlust, Überwachung oder ver-
haltensnormierende Wirkungen. Zwei 
konkrete Ansatzmöglichkeiten hierzu 
sind die frühzeitige Berücksichtigung 
von Nutzerinteressen im Entwicklungs-
prozess durch ethnografische Studien 
und »living labs« sowie die Schaffung 
echter Wahlmöglichkeiten durch eine 
Kennzeichnung von UbiComp-Syste-
men und ein Opt-in-Modell, bei dem 
die Nutzung bestimmter Funktionen 




puting«, TAB-Arbeitsbericht Nr. 131
Ubiquitäres Computing: Das »Inter-
net der Dinge« – Grundlagen, Anwen-
dungen, Folgen (Studien des Büros 
für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag, Bd. 31, edition
sigma)
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DAS INSTITUT FÜR TECHNIKFOLGEN-ABSCHÄTZUNG 
(ITA) DER ÖSTERREICHISCHEN AKADEMIE DER 
WISSENSCHAFTEN
ÜBERBLICK ÜBER DIE 
ARBEITSSCHWERPUNKTE
Das aktuelle Mittelfristige Forschungs-
programm 2011–2013 (ITA 2010) fo-
kussiert auf drei große thematische 
Forschungsschwerpunkte, nämlich die 
Informationsgesellschaft, Governance 
von Technikkontroversen sowie Tech-
nik und Nachhaltigkeit und weist ei-
nen übergreifenden Schwerpunkt aus, 
der die Monitoringaktivitäten sowie 
die kritische Reflexion und Weiter-
entwicklung von Methoden der TA 
zusammenfasst.
Im Bereich »Informationsgesell-
schaft« beschäftigt sich das ITA mit 
drei Themen.
»E-governance: IKT im Staatsbereich« 
befasst sich mit den Potenzialen der 
IKT (Informations- und Kommuni-
kationstechnologien) im Bereich des 
Staates und deren Auswirkungen. Die 
Analysen konzentrierten sich hier zu-
nächst auf die Einführung der elektro-
nischen Verwaltung (e-Government)
und derzeit auf die Potenziale und 
Hemmnisse von politischer Online-
partizipation, die dem Sammelbegriff 
»elektronische Demokratie« zugeord-
net werden können.
Im Themenbereich »Privacy und Sicher-
heitstechnologien« wird das Bezie-
hungsgeflecht zwischen Technologien,
Grundrechten und sozialen/politischen 
Folgen analysiert, um darauf aufbau-
end Handlungsoptionen abzuleiten. 
Ausgangspunkt und Kern der Ana-
lyse bilden die Wirkungen neuer und 
zukünftiger IKT auf die Privatsphäre. 
In einer erweiterten Perspektive wer-
den aber auch andere Technikfelder 
sowie weitere betroffene Grundrech-
te thematisiert.
Im dritten Teilbereich »Infrastruktur- 
und Netzinnovationen« beschäftigt 
sich das ITA insbesondere mit gesell-
schaftlichen Konsequenzen von Per-
den in einer internen Klausur die zu-
künftigen Themen von den einzelnen 
Forscher(inne)n präsentiert und in der 
Gruppe diskutiert. Der entscheiden-
den Klausur geht ein Monitoringpro-
zess voraus, der zwar der täglichen Ar-
beit am ITA immanent ist, zu Zeiten 
der Vorbereitung der Aktualisierung 
des Forschungsprogramms aber inten-
siviert wird. Das so gefundene Pro-
gramm wird dem SAB vorgelegt, der 




Das ITA als wissenschaftliches TA-
Institut ist zu einem guten Teil der 
klassischen TA verpflichtet, die einen 
Schwerpunkt auf Expert(inn)enorien-
tierung legt. Typische Methoden sind 
daher Interviews mit Expert(inn)en so-
wie Literatur- und Dokumentenrecher-
chen. Die zunehmende Integration von 
wertbehafteten Fragestellungen in TA-
Projekte führt darüber hinaus zu einer 
vermehrten Anwendung partizipati-
ver Verfahren. Das ITA hat diese Ent-
wicklung wahrgenommen, theoretisch 
analysiert und bedient sich seit 2007 
in seinen Projekten auch partizipativer 
Elemente und Methoden, von Fokus-




Das ITA ist eine Forschungseinheit 
der ÖAW, die ihrerseits eine der größ-
ten außeruniversitären Forschungsein-
richtungen Österreichs mit besonderem 
Schwergewicht in der Grundlagenfor-
schung ist. Dem interdisziplinären An-
satz der TA entsprechend, wurde das 
ITA als »Institut der Gesamtakademie« 
konstituiert (Peissl 1997). Ein interna-
tionaler wissenschaftlicher Beirat 
(SAB) unterstützt das Institut beratend; 
es wird im Sechsjahresrhythmus ex-
tern evaluiert. Derzeit hat das ITA rund 
20 Mitarbeiter(inn)en. Das ITA finan-
ziert seine Arbeit aus Mitteln des Wis-
senschaftsministeriums über die ÖAW 
und zu etwa einem Drittel aus Dritt-
mitteln (z.B. Forschungsfonds, diver-
se österreichische Ministerien, EU etc.; 
oeaw.ac.at/ita/ebene3/d2-1b.htm). Das 
Gesamtbudget beläuft sich auf rund 
1,5 Mio. Euro.
THEMENFINDUNG
Das ITA ist als wissenschaftliches For-
schungsinstitut in der Schwerpunkt-
setzung und Themenfindung relativ 
frei. Den Rahmen bildet das Mittel-
fristige Forschungsprogramm (ITA 
2010), das in einem jährlichen Pro-
zess aktualisiert wird. Dabei wer-
Wie in vielen anderen europäischen Ländern hat auch in Österreich etwa um die 
Mitte der 1980er Jahre die Diskussion um die gesellschaftlichen Folgen neuer 
Technologien – und damit auch um TA – eingesetzt. Im Jahre 1984 wurde TA, zu-
mindest begrifflich, von der österreichischen Technologiepolitik erstmals wahr-
genommen und die Einrichtung eines »OTA für Österreich« gefordert. Schließ-
lich wurde im Jahre 1985 um Ernst Braun, vormals Leiter der Technology Policy 
Unit (University of Aston), eine kleine Arbeitsgruppe am Institut für Sozio-öko-
nomische Entwicklungsforschung an der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften (ÖAW) gegründet, aus der am 1. Januar 1988 die Forschungsstelle für 
Technikbewertung (FTB) und in weiterer Folge am 1. Januar 1994 das Institut für 
Technikfolgen-Abschätzung (ITA) hervorgingen. Ernst Braun zog sich 1991 als Di-
rektor zurück, ihm folgten Gunther Tichy und ab 2006 Michael Nentwich. Das 
















0tional in Richtung EU, insbesonde-
re die Europäische Kommission und 
jüngst, im Rahmen von ETAG (Euro-




Alle Forschungsberichte des ITA sind 
kostenlos über das Internet verfügbar. 
Des Weiteren gibt das Institut seit über 
zehn Jahren einen vierteljährlichen 
Newsletter heraus, der mehrere Hun-
dert Interessierte im In- und Ausland 
erreicht. Aktive Öffentlichkeitsarbeit 
führt zu kontinuierlicher Präsenz des 
Instituts und seiner Themen und Pro-
jekte in österreichischen Qualitätsme-
dien (Presse und Rundfunk). Darüber 
hinaus veranstaltet das ITA regelmä-
ßig Konferenzen und Vortragsveran-
staltungen und ist im Internet aktiv. 
Hierzu zählen neben der Instituts-
homepage mit umfangreichem Infor-
mations- und Downloadangebot auch 
die Nutzung neuer Kommunikations-
formen, wie Microblogging (Twitter), 
die Präsenz auf Web-2.0-Plattformen 
(Facebook, Academia.edu) und in ge-
meinschaftlich verfassten Enzyklopä-
dien (Wikipedia).
STATUS QUO UND 
PERSPEKTIVEN
Das Institut hat sich seit seiner Grün-
dung vor über zwanzig Jahren als ein 
wichtiger Netzwerkknoten der euro-
päischen TA-Szene etabliert. Eine der 
täglichen Herausforderungen ist der 
schwierige Spagat zwischen dem An-
spruch der TA, im Sinne der Politik- 
und Gesellschaftsberatung Beiträge zu 
einer verträglichen Technikgestaltung 
zu leisten auf der einen Seite, und der 
Institutionalisierung an einem For-
schungsträger, der sich der (anwen-
dungsoffenen) Grundlagenforschung 
verschrieben hat und wissenschaft-
tige öffentliche Institutionen in Be-
tracht. Das ITA hat für alle der genann-
ten Adressaten Arbeiten durchgeführt.
Wie auch in einigen europäischen Län-
dern umgesetzt, hat auch das ITA in 
seinen Anfängen direkt für das Par-
lament gearbeitet (Braun et al. 1990; 
Torgersen et al. 1992). Es gibt ver-
schiedene Gründe für die nichtfort-
gesetzte Institutionalisierung von TA 
am Parlament (Peissl/Torgersen 1994). 
So waren einige der aktivsten der an
TA interessierten Abgeordneten nach 
den Neuwahlen 1994 nicht mehr im 
Parlament vertreten. Auch weisen die 
finanziellen Ressourcen des Parla-
ments keine freien Mittel zur Beauf-
tragung von Studien auf. Schließlich 
ist wohl auch die Frage berechtigt, ob 
in der realpolitischen Situation Öster-
reichs das Parlament der »richtige 
Ort« für technologiepolitische Dis-
kurse und Entscheidungen sei.
Es bestehen allerdings Verbindungen 
zum Parlament auf persönlicher Ebene, 
werden doch ITA-Mitarbeiter(innen) 
immer wieder als Expert(inn)en zu 
parlamentarischen Hearings eingela-
den. Seit 2007 werden diese Beziehun-
gen wieder verstärkt gepflegt. So fand 
2008 im Nationalrat ein Informations-
gespräch mit der Vorsitzenden des 
Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung im 
Deutschen Bundestag, Ulla Burchardt, 
dem Leiter des TAB, Armin Grun-
wald, und der ITA-Leitung zur mög-
lichen parlamentarischen Institutio-
nalisierung von TA statt. 2009 hatte 
das ITA Gelegenheit, sich ausführlich 
im Ausschuss für Forschung, Innova-
tion und Technologie zu präsentieren.
Der technologiepolitischen Realität 
in Österreich entsprechend richtet 
das ITA sein Hauptaugenmerk auf die 
politiknahe Verwaltung durch Bera-
tung unterschiedlicher Bundesminis-
terien bzw. des Rates für Forschung 
und Technologie, aber auch interna-
vasive Computing und Ambient Intel-
ligence sowie mit dem Einsatz neuer 
Medien auf geografische und soziale 
Strukturen und Arbeitsweisen in der 
Wissenschaft, zuletzt insbesondere im 
Zusammenhang mit dem sogenannten 
Web 2.0 (Cyberwissenschaft). 
Im Bereich »Governance von Tech-
nikkontroversen« werden Technik-
kontroversen und deren Bedeutung 
für Governanceprozesse untersucht. 
Technikkontroversen haben tiefe Spu-
ren in modernen Gesellschaften hin-
terlassen. Gestritten wird nicht nur 
über konkrete Anwendungen (wie 
etwa in der Agrobiotechnologie), son-
dern auch darüber, was und wie ge-
forscht und entwickelt werden soll 
(etwa in Bezug auf die Stammzellfor-
schung). Aktuelle Themen in diesem 
Bereich sind neben der Nanotechno-
logie vor allem die synthetische und 
die Systembiologie.
Im Bereich »Technik und Nachhaltig-
keit« werden vor dem Hintergrund der 
gesellschaftlichen Auseinandersetzung 
um konkrete Probleme wie Klimawan-
del oder Ressourcenverknappung und 
den dadurch entstehenden Folgeprob-
lemen nicht nur die möglichen Folgen 
von Technik erforscht und bewertet, 
sondern auch nach den Bedingun-
gen gefragt, unter denen Technik ei-
nen Beitrag zu nachhaltiger Entwick-
lung leisten kann. Laufende Projekte 
beschäftigen sich insbesondere mit 
Energietechnologien.
ZIELGRUPPEN
TA als Politikberatungsinstrument zielt 
neben der reflexiven Analyse gesell-
schaftlicher Veränderungen in Folge 
technischer Innovationen vor allem auf 
Information und Beratung von Ent-
scheidungsträgern ab. Als technolo-
giepolitische Akteure im öffentlichen 
Bereich kommen das Parlament, die 
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DAS PFLICHTENHEFT DER 
TECHNOLOGIEFOLGENABSCHÄTZUNG
IN DER SCHWEIZ
zusammensetzt, entscheidet sowohl 
über die Durchführung der Projekte als 
auch darüber, welche Offerte im Falle 
einer Studie den Zuschlag erhält. Eine 
Person aus der Geschäftsstelle bereitet 
das Projekt vor und betreut die Auf-
tragnehmer während der ganzen Pro-
jektdauer. Die definitive Ausrichtung 
der Projekte ergibt sich immer aus der 
Zusammenarbeit und der intensiven 
Auseinandersetzung aller Beteiligter. 
Gemeint ist damit nicht nur die beauf-
tragte Projektgruppe, sondern auch die 
TA-SWISS-Geschäftsstelle und die Be-
gleitgruppe geben wichtige Inputs. Die 
Begleitgruppe zwischen 10 und 20 Per-
sonen mit entsprechender Fachkompe-
tenz wird spezifisch für das Projekt zu-
sammengestellt. Sie überprüft Konzept, 
Zwischen- und Endresultate zwecks 
Qualitätssicherung und ausgewogener 
Darstellung des Themas. 
Neue Themen werden von der TA-
SWISS-Geschäftsstelle auf der Basis 
eines Themenmonitorings vorbereitet, 
das die aktuellen wissenschaftlichen 
und technologischen Entwicklungen 
beobachtet. Anregungen von außen 
oder von Mitgliedern des Leitungsaus-
schusses werden ebenfalls einbezogen. 
So werden Themengebiete identifiziert, 
innerhalb derer die Projektverantwort-
lichen konkrete Vorschläge für Projek-
te erarbeiten. Über deren Durchführung 
entscheidet der Leitungsausschuss von 
TA-SWISS. 
DIE ZIELE, UND WIE SIE 
ERREICHT WERDEN
Warum Technologiefolgenabschätzung? 
Diese Frage wurde bereits vor der Grün-
dung von TA-SWISS breit diskutiert. 
Folgende Argumente sind noch heute 
gültig: Es braucht eine Stelle, die unvor-
eingenommen Fragen zu neuen Techno-
logien stellt. Beispielsweise, wie sie sich 
entwickeln, und was daraus gefolgert 
werden muss oder wie sie den Alltag in 
der Gesellschaft verändern und wie Zu-
SWISS erneut aufgegriffen. Sie wurde 
ähnlich wie in einigen anderen europä-
ischen Ländern gelöst, indem die Auf-
gabe der Technologiefolgenabschätzung 
den Akademien der Wissenschaften 
Schweiz übertragen wurde. Seit 1. Ja-
nuar 2008 ist TA-SWISS ein Kompe-
tenzzentrum und eine eigene Organi-
sationseinheit der Akademien Schweiz.
BALD 20 JAHRE ERFAHRUNG 
TA-SWISS schaut heute auf eine beweg-
te Geschichte zurück und nähert sich 
bald seinem 20-jährigen Bestehen. In 
dieser Zeit war es immer wichtig, dass 
TA unabhängig von politischen oder 
wirtschaftlichen Interessen durchge-
führt werden konnte. Und das ist auch 
heute noch das oberste Gebot. Staatli-
che Förderung ermöglicht die Grund-
finanzierung von TA-SWISS. Weiter 
gehen projektbezogen Drittmittel von 
unabhängigen Organisationen ein. Da-
mit werden einerseits die Infrastruktur 
und die Mitarbeiter der Geschäftsstel-
le finanziert, die aktuell mit fünf Voll-
zeitstellen ausgestattet ist. Andererseits 
werden damit die projektspezifischen 
Mandate, die an externe interdiszipli-
näre Forschergruppen vergeben werden, 
sowie Organisation und Durchführung 
partizipativer Projekte vergütet. 
TA-SWISS arbeitet mit renommierten 
nationalen oder internationalen For-
schungsinstitutionen oder Fachstellen 
zusammen. Die spezifischen TA-Aspek-
te werden bereits in der Ausschreibung 
des Projektes formuliert. Entsprechend 
werden die eingehenden Offerten auch 
nach diesen Kriterien beurteilt. Der TA-
SWISS-Leitungsausschuss (LA), der sich 
aus rund 15 Personen mit ganz unter-
schiedlichen fachlichen Kompetenzen 
ES BRAUCHTE VIEL 
ÜBERZEUGUNGSARBEIT
Die Schweiz ist bekannt für ihre direk-
te Demokratie. Bürgerinnen und Bürger 
dieses Landes können das individuel-
le und gemeinschaftliche Leben mitbe-
stimmen. Allerdings beurteilen jene Per-
sonen, die in der Schweiz eine Stelle für 
Technologiefolgenabschätzung (TA) ini-
tiierten, dies anders: »In unserer fortge-
schrittenen Demokratie kann man über 
Sommerzeit oder den Milchpreis ab-
stimmen, aber (…) nicht über die gros-
sen Herausforderungen, (…) wie eben 
zum Beispiel der Einsatz von (oder der 
Verzicht auf) neue Technologien.« So 
schilderte der Altnationalrat René Lon-
get die Situation. Und er war es, der 
1982 erstmals mit einem Postulat eine 
institutionalisierte Technologiefolgen-
abschätzung forderte. Eine solche sollte 
die öffentliche Auseinandersetzung mit 
Wissenschaft und Gesellschaft und mit 
Technologie und Demokratie fördern. 
Es brauchte noch zehn Jahre »Inkuba-
tionszeit« voller Analysen und Über-
zeugungsarbeit, wie René Longet die 
Jahre danach bezeichnete, bis schließ-
lich eine solche Stelle geschaffen wurde. 
1991 wurde dem Schweizerischen Wis-
senschaftsrat (SWR) erstmals ein Man-
dat übertragen, wonach er für die Jahre 
1992 bis 1995 ein Programm für Tech-
nologiefolgenabschätzung schaffen sol-
le. Der SWR ist dem Eidgenössischen 
Departement des Innern (EDI) zugeord-
net. Nach der erfolgreichen Probephase 
wurde das Mandat verlängert und 1999 
im Schweizerischen Bundesgesetz über 
die Forschung verankert. Damit wur-
de Technologiefolgenabschätzung de-
finitiv ins Pflichtenheft des SWR auf-
genommen. Eine weitere Änderung gab 
es 2007. Und zwar wurde die Frage der 
administrativen Angliederung von TA-
Das Zentrum für Technologiefolgen-Abschätzung nennt sich kurz TA-SWISS. Mit 
Studien und partizipativen Projekten kommt es seinem Auftrag nach, der seit 
1999 im Schweizerischen Bundesgesetz über die Forschung festgehalten ist – 














0 > Biotreibstoffe der zweiten Generation
> Nanotechnologie im Bereich der 
Lebensmittel
> Anti-Aging-Medizin
> World Wide Views on Global 
Warming
> Elektronisches Patientendossier
> Die Verselbständigung des Compu-
ters
> Herausforderung Internet 
> Internet der Zukunft (partizipa tives 
Projekt)
> Was Fachleute zum Internet der Zu-
kunft sagen
> Indikatoren – Entstehung und Nut-
zung in der Politik




> Nanotechnologie und Umwelt
> Roboter im sozialen Bereich
PUBLIKATIONEN UND 
INFORMATIONEN
Informationen zu den Projekten und Pu-
blikationen sind auf der Website www.
ta-swiss.ch veröffentlicht. Die verfüg-
baren Publikationen, insbesondere die 
Kurzfassungen, können bei info@ta-
swiss.ch kostenlos bestellt werden. Die 
Studien zu Biotreibstoffen der zweiten 
Generation, Nanotechnologie im Be-
reich der Lebensmittel, zu Anti-Aging 
und zur Verselbständigung des Com-
puters sind im Buchhandel erhältlich 
oder können unter www.v df.ethz.ch 
bestellt oder als e-book heruntergela-
den werden.
Informationsbroschüren produziert, 
die ausgewogenen über ein zu disku-
tierendes Technologiethema informie-
ren. Dadurch können sich Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer bereits im Vorfeld 
der später von TA-SWISS organisierten 
Bürgerdiskussionen informieren. Über 
die Diskussionen selbst wird dann ein 
Synthesebericht geschrieben. Dieser ent-
hält nicht nur die Resultate, sondern 
auch die Argumentationsketten, wes-
halb Bürgerinnen und Bürger etwas 
befürworten oder kritisch beurteilen. 
Alle diese Produkte sind wichtig, um 
den früher formulierten Zielen nach-
zukommen: die öffentliche Debatte zu 
fördern und Politikerinnen und Politi-
kern sowie der Bevölkerung Entschei-
dungshilfen bereitzustellen. Damit die-
se Zielgruppen erreicht werden, ist eine 
vielseitige Öffentlichkeitsarbeit zentral. 
TA-SWISS veranstaltet Medienkonfe-
renzen oder verfasst Mitteilungen, mit 
denen auf die Projekte und Resultate 
aufmerksam gemacht wird. Die inter-
essierte Öffentlichkeit wird mit einem 
gedruckten oder elektronischen News-
letter bedient, und es werden öffentliche 
Vorträge und Diskussionen veranstaltet. 
In persönlichen Gesprächen und Dis-
kussionen werden Politikerinnen und 
Politiker mit den Projektergebnissen 
konfrontiert, mit Präsentationen und 
mit schriftlichen Informationen wer-
den politische Gruppen, die Verwaltung 
oder Fachkreise angesprochen. 
AKTUELLE PROJEKTE
TA-SWISS analysiert hauptsächlich 
Entwicklungen in den Bereichen der 
Biotechnologie, Medizin, Nanotech-
nologien und im Gebiet der Kommu-
nikations- und Informationstechnolo-
gien. Wenig erforscht, und deshalb als 
neue Herausforderung erkannt, sind 
die Auswirkungen von sozial- oder kul-
turwissenschaftlichen Techniken.
Folgende Themen standen in der letz-
ten Zeit im Fokus:
kunftsszenarien aussehen könnten. Zu-
dem ist die öffentliche Debatte zu neu-
en Technologien auch heute zu fördern.
Politikerinnen, Politiker und der Bevöl-
kerung müssen Entscheidungshilfen er-
halten, indem Sachverhalte aufgezeigt 
und verständlich dokumentiert werden. 
Die Resultate von TA-SWISS-Studien 
liefern die nötigen Grundlagen, Infor-
mationen und Empfehlungen zu ausge-
wählten Fachbereichen. Hingegen bil-
den die partizipativen Verfahren ab, 
wie Bürgerinnen und Bürger bestimm-
te zukunftsgerichtete Technologien und 
Themen einschätzen. Die so eingehol-
te Expertise aus der Bevölkerung ver-
mag aufzuzeigen, wie Bürgerinnen und 
Bürger ein bestimmtes Technologiethe-
ma wahrnehmen. Sie zeigt Vorteile und 
Nachteile auf und nimmt Bedürfnisse 
aus der Bevölkerung auf, beispielsweise 
nach mehr oder transparenter Informa-
tion, nach besserem Schutz oder schnel-
lerem Handeln. Kurz: Die Diskussionen 
zeigen, wo Bürgerinnen und Bürger ei-
nen Handlungsbedarf sehen. In diesen 
Projekten sind Bürgerinnen und Bür-
ger die Experten, die die breite Bevölke-
rung vertreten. Sowohl Studien wie auch 
partizipative Verfahren werden bei TA-
SWISS verwendet, um Technologien zu 
beurteilen. Und mit beiden Methoden 
entstehen Produkte, die die gesellschaft-
liche Technologiedebatte unterstützen.
… UND SAG ES ALLEN – 
MÖGLICHST VERSTÄNDLICH
Der Begriff Studien nimmt es bereits 
vorweg: Sie sind häufig sehr umfang-
reich, und sie sind komplex. Deshalb 
arbeitet TA-SWISS die Studien zu The-
men der Technologiefolgenabschätzung 
in Kurzfassungen auf. Die gut verständ-
lichen Kurzfassungen sind unverzicht-
barer Bestandteil, wenn es darum geht, 
die Resultate bei Politikerinnen und Po-
litikern und einer interessierten Bevöl-
kerung bekannt zu machen. Für die 
partizipativen Projekte werden zuerst 
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TA-SWISS
Center for Technology Assessment
Brunngasse 36
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Innerhalb des Netzwerks der Euro-
päischen Parlamentarischen Technik-
folgenabschätzung gibt es auf unter-
schiedlichen Akteursebenen folgende 
regelmäßige Treffen:
> das »Director’s Meeting« der EPTA-
Partnerinstitute (im Frühjahr),
> das »Council Meeting«, dem die Di-
rektoren der EPTA-Partnerinstitute 
und Parlamentarier der jeweiligen 
Länder angehören (im Herbst),
> die »EPTA-Conference«, die der in-
teressierten Öffentlichkeit zugäng-
lich ist (im Herbst), sowie 
> das »Practitioner’s Meeting« für 
Mitarbeiter der Partnerinstitute 
(zweijährlich im Frühjahr).
Der Vorsitz des Netzwerks wechselt 
jährlich unter den EPTA-Partnern. Bis 
auf das Practitioner’s Meeting finden 




Das diesjährige Direktorentreffen fand 
Mitte Mai in Kopenhagen auf Einla-
dung des Danish Board of Technolo-
gy (DBT) statt. 
Ein Arbeitsbereich ist die Pflege der 
seit Jahren anwachsenden Projektda-
tenbank auf der Webseite des Netz-
werks (www.eptanetwork.org). Auf 
die in ihrer Art einzigartige interna-
tionale Datenbank zu laufenden und 
abgeschlossenen TA-Projekten wird 
kontinuierlich mehr zugegriffen. Die 
intensive Nutzung kann als Beleg für 
das Interesse und den Bedarf gewer-
tet werden. Eine kleine Arbeitsgrup-
pe wird die vergleichsweise schwache 
Darstellung der wachsenden TA-Com-
munity in der englischen Version der 
Internetenzyklopädie Wikipedia dem-
nächst überarbeiten.
Zwei neue Projekte, die sich mit der TA-
Landschaft in Europa befassen, wur-
den vorgestellt und intensiv diskutiert:
> »Technology across borders«, 
ein bereits laufendes Projekt des 
STOA, TA-Einrichtung des Euro-
päischen Parlaments, bemüht sich 
um eine Bestandsaufnahme par-
lamentarischer TA in Europa mit 
dem Ziel, den Bedarf und die Mög-
lichkeiten der Durchführung trans-
nationaler, europaweiter TA-Stu-
dien zu eruieren. 
> »Parliaments and Civil Society
in Technology Assessment« ist ein 
von EPTA-Mitgliedern bei der EU-
Kommission beantragtes Projekt 
mit vier Jahren Laufzeit. Aktivitä-
ten zur Förderung der Idee parla-
mentarischer TA in Europa stehen 
dabei im Zentrum. Hierzu sollen 
u.a. europaweite Trainingskur-
se für Wissenschaftler zu Metho-
den und Konzepten von TA sowie 
ein Austausch von Parlamentari-
ern zu Themen der Wissenschafts- 
und Technologiepolitik organisiert 
werden. Vor allem aber sollen in 
ausgewählten Ländern, in denen 
es bisher keine institutionalisier-
te (parlamentarische) TA gibt, die 
Bedingungen und Möglichkeiten 
des Aufbaus von TA-Kapazitäten 
eruiert und mögli-che Träger der 
Entwicklung einer nationalen TA-
Infrastruktur identifiziert und un-
terstützt werden. Erfahrene EPTA-
Mitgliedsorganisationen werden 
mit Partnern aus den »Nicht-TA-
Ländern« kooperieren. Allgemein 
wird das Projekt als hervorragen-
de Möglichkeit der Intensivierung 
der europäischen Zusammenarbeit 
und der Identifizierung neuer Part-
ner, insbesondere in den osteuro-
päischen EU-Staaten, begrüßt. Die 
Förderungsentscheidung wird im 
Juni 2010 erwartet.
Erfreuliche Neuigkeiten gab es aus 
dem »Mutterland der TA«, den USA. 
Gäste vom Loka Institute in Amherst 
und vom U.S. Government Accounta-
bility Office (GAO) nahmen am dies-
jährigen EPTA-Direktorentreffen teil. 
Vom Loka Institute wurde über ein in 
der Entstehung begriffenes Netzwerk 
von TA-Institutionen in den Vereinig-
ten Staaten berichtet. Das GAO knüpft 
– wenn auch nicht vom Umfang so 
doch dem Geiste nach – an die Arbei-
ten des Office of Technology Assess-
ment (OTA) des amerikanischen Kon-
gresses an, das in den 1990er Jahren 
geschlossenen wurde. Die Möglich-
keit, somit auch in den USA wieder 
einen kompetenten Ansprechpartner 
für TA zu haben, wurde von den EP-
TA-Einrichtungen begrüßt, über eine 
assoziierte Mitgliedschaft des GAO 
im EPTA-Netzwerk soll beim Coun-
cil Meeting im Herbst entschieden 
werden. 
Neben den Berichten aus den Mitglieds-
organisationen gehört zur Routine 
des Director’s Meetings auch immer 
die Klärung der nächsten EPTA-Prä-
sidentschaft. Die entsprechende deut-
sche Bewerbung wurde allgemein be-
grüßt. Wenn der EPTA-Council dies 
im November offiziell bestätigt, wird 
das TAB im Jahre 2011 zum zweiten 
Mal nach 2000 die EPTA-Präsident-
schaft übernehmen.
Das Treffen klang wie gewohnt mit 
Besuchen nationaler FuE-Einrichtun-
gen aus. Auf dem Programm stan-
den ein Besuch des Risoe National 
Laboratory for Sustainable Energy 
sowie einer Anlage zur Gewinnung 
von Ethanol aus Biomasse. Ein (klei-
nes) Stück der Anreise zu Risoe muss-
te von den Teilnehmern rudernd im 
Nachbau eines Wikingerschiffs zu-
rückgelegt werden. Dabei konnten 
zwar keinerlei Rekorde im Hochge-
schwindigkeitsrudern mit Wikinger-
booten gebrochen werden, einmal 
mehr aber zeigte sich der gute »team 
spirit« des Netzwerks.
TA-AKTIVITÄTEN IM IN- UND AUSLAND














0 EPTA PRACTITIONER’S MEETING 
2010 – AUSGERICHTET VOM TAB
Unabhängig vom jeweiligen Vorsitz 
wird das zweijährlich stattfindende 
Practitioner’s Meeting von einem der 
EPTA-Partnerinstitute organisiert. Vor 
dem Hintergrund seines 20-jährigen 
Jubiläums hat das TAB die Organisa-
tion des Treffens für 2010 übernom-
men. Das Meeting fand Anfang Mai 
in Berlin statt. Die knapp 40 Teilneh-
mer kamen aus insgesamt elf Ländern 
bzw. Partnerorgansiationen. Wie bei 
den vorhergehenden Meetings tra-
fen sich langjährige Mitarbeiter und 
Neulinge des EPTA-Netzwerks zu ei-
nem intensiven Meinungs- und Erfah-
rungsaustausch. Erstmalig dabei war 
eine Mitarbeiterin des neuen katala-
nischen Partnerinstituts sowie als Gast 
ein Mitarbeiter des U.S. Government 
Accountability Office (GAO). Vor-
stellungsrunden, die Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede der einzelnen 
Partner betonten, parallele Gruppen-
arbeit an einer fiktiven Projektskizze 
sowie deren Präsentation und Diskus-
sion, Best-Practice-Beispiele des nie-
derländischen Rathenau Instituts (Use 
of residual tissue in the Netherlands), 
der TA-Swiss (Citizens dialogue on in-
ternet of the future) sowie des flämi-
schen IST (ICT festival) wie auch Er-
fahrungen aus EPTA-Projekten (ICT 
and Privacy, GMO Plants and Food, 
World Wide Views, CIVISTI) bildeten 
die Programmschwerpunkte. Das Re-
sümee aus den inzwischen abgeschlos-
senen EPTA-Projekten mit ihren jewei-
ligen Stärken und Schwächen ist ein 
wichtiger Erfahrungswert, der einflie-
ßen sollte in die Planung zukünftiger 
internationaler TA-Projektvorschläge. 
Es wird deshalb auch der Leitungsebe-
ne des EPTA-Netzwerks übermittelt.
Ergänzt wurde der in die Zukunft ge-
richtete intensive fachliche Erfahrungs-
austausch durch eine rückblickende 
Auseinandersetzung mit dem gesell-
schaftsstrukturellen Ursachengeflecht 
in Deutschland, welches den Nährbo-
den bildete für die folgenschwere poli-
tische Entscheidung 1942 im Haus der 
Wannseekonferenz. Die Teilnehmer des 
Practioner’s Meeting nutzten für ihre 
Fahrt keine Wikingerboote, sondern 
setzten mit vergleichsweise bescheide-
nen, aber vollständig muskelkraftbe-
triebenen Drachenbooten über. Auch 
hier wurde der ausgeprägte Teamgeist 
sichtbar und konnte aktiv ausgelebt 
werden.
In der Summe lieferte auch dieses Prak-
tikertreffen einen Beitrag zu einem tie-
feren Verständnis der unterschiedlichen 
nationalen Ansätze europäischer par-
lamentarischer TA. Das nächste EPTA 
Practitioner’s Meeting wird 2012 vor-




Das Euroscience Open Forum (ESOF) 
bietet alle zwei Jahre ein Informations- 
und Diskussionsforum für Vertreter 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Poli-
tik sowie der interessierten Öffentlich-
keit mit regelmäßig mehreren Tausend 
Teilnehmern. In Europa gilt diese Mes-
se als größte Publikumsveranstaltung 
zu Themen aktueller wissenschaftlich-
technischer Entwicklung. Austragungs-
ort war, nach Stockholm (2004), Mün-
chen (2006) und Barcelona (2008), in 
diesem Jahr Turin. Erklärte Ziele der 
Messe sind die Förderung des euro-
päischen Dialogs über Wissenschaft, 
Technologie, Gesellschaft und Poli-
tik sowie die Stimulierung des öffent-
lichen Engagements für Wissenschaft 
und Technologie. 
Wie schon vor zwei Jahren haben die 
meisten EPTA-Einrichtungen – auch 
das TAB – mit einer Session mit dem 
Titel »Inspiring future policies: how 
technology assessors can best stimulate 
the political debate« zum wissenschaft-
lichen Programm der Messe aktiv bei-
getragen. Die Veranstaltung wurde von 
STOA, dem TA-Beratungsgremium
des Europäischen Parlaments, koordi-
niert. Nach einführenden Kurzvorträ-
gen zu den Leitfragen »Mit welchen 
Herausforderungen soll sich TA be-
schäftigen?« und »Wie kann sich TA 
mit diesen Herausforderungen ausein-
andersetzen?« wurde in mehreren pa-
rallelen Diskussionsrunden anhand von 
Beispielen aus der TA-Praxis intensiv 
mit dem Publikum diskutiert. Erfreu-
lich war insbesondere, dass durch die 
Teilnahme einer ganzen Reihe von Par-
lamentariern aus den Mitgliedsländern 
sowie aus dem Europäischen Parlament 
auch die politischen Repräsentanten 
der TA vertreten waren. So trugen die 
Diskussionen nicht nur zur Bereiche-
rung der Akteure der Technikfolgen-
abschätzung bei – die Parlamentarier 
erfuhren mehr über die Möglichkeiten 
und Grenzen der TA, die TA-Wissen-
schaftler wiederum mehr über die Er-
wartungen der Parlamentarier an die 
TA –, auch das Publikum konnte sich 
von den Zielen, Grenzen und Möglich-
keiten einer umfassenden TA-Politikbe-
ratung ein Bild verschaffen. 
Nach der gelungenen Veranstaltung 
beginnen schon bald die Vorbereitun-
gen für den EPTA-Beitrag zum Euro-
science Open Forum 2012, das in Dub-
lin stattfinden wird.
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Bausteine für Teilhabe 
in Alltag und Beruf
möglichst gut entfaltet und Behinderun-Mit technischen Entwicklungen verbindet 
gen weitgehend vermieden oder kom-sich für Menschen mit Behinderung oft 
pensiert werden können. Thematisiert auch die Hoffnung auf eine bessere 
wird auch, wie Umweltbedingungen gesellschaftliche Teilhabe und Integra-
durch den Einsatz von Technologien so tion ins Arbeitsleben. Dieses Technik-
gestaltet werden können, dass sie für potenzial kann umso stärker Wirkung 
Menschen mit funktionalen Einschrän-entfalten, je mehr die Bedingungen, 
kungen möglichst niedrige Barrieren für normativen Grundlagen und wechsel-
die Lebensführung und soziale Teilhabe seitigen Verknüpfungen des Arbeits-
darstellen. Die Autoren beschreiben die platzes mit der umfassenden Ermittlung 
Zielgruppe dieser Technologien, analysie-der jeweiligen individuellen Konditionen 
ren die Rahmenbedingungen für deren sowie den notwendigen Maßnahmen der 
Einsatz am Arbeitsplatz und skizzieren zuständigen sozialen Institutionen abge-
die technologischen Zukunftspotenziale.stimmt werden. Aus einer solchen Per-
spektive beschreibt dieses Buch erstmals 
neu 2010 286 Seiten, kartoniertumfassend, wie mithilfe von neuen 
ISBN 978-3-8360-8130-6          Euro 24,90Technologien persönliche Fähigkeiten 
Michael Friedewald, Oliver Raabe,
Peter Georgieff, Daniel J. Koch,
Peter Neuhäusler
Ubiquitäres Computing
Das »Internet der Dinge« – 
Grundlagen, Anwendungen, Folgen
Ubiquitäres Computing – die komplexe 
elektronische Vernetzung von Dingen, 
die kommunizieren – gilt weltweit als ein 
erfolgversprechender Innovationspfad. 
Intensive FuE-Aktivitäten und politische 
Strategien gelten dem Ziel, praxistaug-
liche Technologien und Anwendungen zu 
befördern. Wo stehen wir augenblicklich 
auf dem Weg zum »Internet der Dinge«? 
Welche praktischen Projekte zeigen be-
reits jetzt das Potenzial auf, das mit der 
Umsetzung der Grundidee des Ubiqui-
tären Computings ausgeschöpft werden 
kann? Welche technischen, rechtlichen 
und gesellschaftlichen Herausforderun-
gen müssen dazu bewältigt werden – neu 2010 300 Seiten, kartoniert
und worin kann der Beitrag der Politik ISBN 978-3-8360-8131-3          Euro 27,90
bestehen? Die Autoren analysieren im 
Lichte dieser Fragen den Status quo und 
die Perspektiven des Ubiquitären Com-
putings und illustrieren ihre Befunde an 
Beispielen u.a. aus Handel, Logistik und 
Gesundheitswesen. Die faszinierende 
»Heinzelmännchentechnologie« des Ubi- 
quitären Computings muss allerdings von 
den Beteiligten in Wirtschaft, Gesellschaft 
und Politik noch umfassend fit gemacht 
werden, sollen ihre Anwendungen tat-
sächlich wirtschaftlich attraktiv, sozial ver-
träglich sowie hilfreich bei der Bewälti-
gung gesellschaftlicher Probleme werden.
Die Studien des Büros für Technikfolgen-Abschätzung
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Katrin Gerlinger, Thomas Petermann, Arnold Sauter
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Ulrich Riehm, Christopher Coenen,
Ralf Lindner, Clemens Blümel
Bürgerbeteiligung durch
E-Petitionen
Analysen von Kontinuität und
Wandel im Petitionswesen
Mit dem im September 2005 begonne- politischen Prozess der Beratung über 
nen Modellversuch „Öffentliche Petitio- Petitionen eingebracht? Auf diese wie 
nen“ bezog der Deutsche Bundestag das weitere Fragen gibt diese Studie auf Basis 
Internet in das Petitionsverfahren mit ein einer umfassenden Empirie erstmals Ant-
und erreichte damit eine größere Trans- worten. Die Analysen zum Modellversuch 
parenz des Petitionsgeschehens. Petitio- des Deutschen Bundestages werden da-
nen können seitdem elektronisch über- bei in den Kontext der Entwicklung des 
mittelt, im Internet unterstützend mit- Petitionswesens und der E-Demokratie 
gezeichnet und diskutiert werden. Das insgesamt gestellt. Fallstudien zur Ein-
TAB hat diesen Prozess wissenschaftlich führung von elektronischen Petitions-
begleitet und nach den Erträgen und systemen beim schottischen Parlament, 
Folgen des Modellversuchs gefragt. Wur- beim britischen Premierminister, in Süd-
den mehr Petitionen eingereicht? Wer korea, Australien (Queensland) und Nor-
hat sich an den elektronischen Petitionen wegen runden das Bild ab.
beteiligt? Wie wurde in den Onlineforen 
über die Petitionen diskutiert, und wie 2009 278 Seiten, kartoniert
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